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An den Herrn 

Präsidenten des Deutschen Bundestages 


Hiermit übersende ich den von der Bundesregierung beschlos- 
senen 


Entwurf eines Gesetzes 

zur Abgeltung von Reparations-, Restitutions-, 
ZerstörungS“ und Rückerstattungsschäden 
(Reparationsschädengesetz — RepG) 

nebst Begründung (Anlage 1) mit der Bitte, die Beschlußfassung 
des Deutschen Bundestages herbeizuführen. 

Federführend ist der Bundesminister der Finanzen. 

Der Bundesrat hat zu der Gesetzesvorlage in seiner 260. Sit- 
zung am 12. Juli 1963 gemäß Artikel 76 Abs. 2 des Grund- 
gesetzes wie aus der Anlage 2 ersichtlich Stellung genommen. 
Im übrigen hat der Bundesrat gegen den Entwurf keine Ein- 
wendungen erhoben. Er ist der Ansicht, daß das Gesetz seiner 
Zustimmung bedarf. 

Die Bundesregierung ist mit den Änderungsvorschlägen des 
Bundesrates einverstanden. 


Für den Bundeskanzler 

Der Bundesminister für Arbeit und Sozialordnung 

Blank 
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Anlage 1 


Entwurf eines Gesetzes 

zur Abgeltung von Reparations-, Restitutions-, Zerstörungs- 
und Rückerstattungsschäden 
(Reparationsschädengesetz — RepG) 


Inhaltsübersicht 


ERSTER ABSCHNITT 

Grundsätze und Begriffsbestimmungen 

§ 1 Zweck des Gesetzes 

§ 2 Reparationsschäden 

§ 3 Restitutionsschäden 

§ 4 Zerstörungsschäden 

§ 5 Rückerstattungsschäden 

§ 6 Wegnahme 

§ 7 Aufwand zur Schadensabwendung 

§ 8 Unmittelbar Geschädigter 

§ 9 Nicht berührte Ansprüche 

ZWEITER ABSCHNITT 

Voraussetzungen der Entschädigung 

§ 10 Entschädigungsfähige Schäden 

§11 Arten der Wirtschaftsgüter und Schadens^ 
gebiete 

§ 12 Persönliche Merkmale 

§ 13 Nach anderen Gesetzen entschädigungsfähige 
Schäden 

§ 14 Nicht entschädigungsfähige Schäden 

§ 15 Nichtberücksichtigung von Schäden und Ver- 
lusten; Rückerstattungsfälle 

DRITTER ABSCHNITT 

Schadensberechnung 

§ 16 Allgemeines 

§ 17 Grundlage der Schadensberechnung 

§ 18 Schadensberechnung bei Schäden an Wirt- 
sdiaftsgütern des land- und forstwirtschaft- 
lichen Vermögens, des Grundvermögens und 
des Betriebsvermögens sowie an Gewerbe- 
berechtigungen 

§ 19 Schadensberechnung bei Verlusten an Gegen- 
ständen der Berufsausübung 


§ 20 Schadensberechnung bei Verlusten aus An- 
sprüchen 

§21 Schadensberechnung bei Verlusten aus An- 
teilsrechten 

§ 22 Schadensberechnung bei Verlusten aus Ur- 
heberrechten, gewerblichen Schutzrechten und 
Erfindungen 

§ 23 Besonderheiten der Schadensberechnung bei 
Rückerstattungsfällen 

§ 24 Schadensberechnung bei Zusammentreffen 
von Schäden im Sinne dieses Gesetzes mit 
Schäden im Sinne des Feststellungsgesetzes 

§ 25 Schadensberechnung bei Vermögenswerten in 
fremder Währung 

§ 26 Schadensberechnimg bei Teilverlusten 
§ 27 Schadensausgleich 

§ 28 Schadensberechnung bei Ersatzleistungen so- 
wie bei Leistungen zur Erfüllung einer Rück- 
griffsverpflichtung oder zur Abwendung eines 
Schadens 

§ 29 Berücksichtigung früherer Vermögenserklä- 
rungen 

VIERTER ABSCHNITT 

Entschädigung 

§ 30 Allgemeines 

§ 31 Zusammenfassung der Schäden 
§ 32 Schadensgruppen und Grundbeträge 
§ 33 Kürzung des Grundbetrags 
§ 34 Sparerzuschlag 

§ 35 Zuerkennung des Anspruchs auf Entschädi- 
gung 

§ 36 Voraussetzungen für die Zuerkennung des 
Anspruchs auf Entschädigung 

§ 37 Auszahlungsbetrag 
§ 38 Behandlung von Vorausleistungen 
§ 39 Reihenfolge und Zeitpunkt der Erfüllung 
§ 40 Übertragbarkeit 

§ 41 Verrechnung mit Forderungen des Deutschen 
Reichs 
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FÜNFTER ABSCHNITT 

Organisation und Verfahren 

§ 42 Organisation 
§ 43 Vertreter des Bundesinteresses 

§ 44 Anwendung der Vorschriften des Feststel- 
lungsgesetzes und des Lastenausgleichs- 
gesetzes 

§ 45 Gesonderte Feststellung 
§ 46 Antrag 

§ 47 Ermächtigung zur Fristsetzung 
§ 48 örtliche Zuständigkeit 

SECHSTER ABSCHNITT 

Sonstige Vorschriften 

§ 49 Kosten anhängiger Gerichtsverfahren 

§ 50 Haushaltsrechtliche Vorschriften 

§ 51 Maßnahmen nach dem Allgemeinen Kriegs- 
folgengesetz 

§ 52 Aufbaudarlehen und sonstige Flilfen 

§ 53 Familiengesellschaften und Familienstiftun- 
gen 

§ 54 Sondervorschriften für das Land Berlin 
§ 55 Sondervorschriften für das Saarland 

§ 56 Verhältnis zu völkerrechtlichen Verträgen 
und ausländischen Maßnahmen 

§ 57 Änderung des Lastenausgleichsgesetzes 

§ 58 Änderung des Allgemeinen Kriegsfoigenge- 
setzes 

§ 59 Änderung des Gesetzes über die Abgeltung 
von Besatzungsschäden 

§ 60 Änderung des Einkommensteuergesetzes 
§ 61 Erlaß von Rechtsverordnungen 
§ 62 Verweisung auf andere Rechtsvorschriften 
§ 63 Anwendung des Gesetzes im Land Berlin 
§ 64 Inkrafttreten 


Der Bundestag hat mit Zustimmung des Bundes- 
rates das folgende Gesetz beschlossen: 

ERSTER ABSCHNITT 

Grundsätze und Begriffsbestimmungen 
§ 1 

Zweck des Gesetzes 

(1) Reparationsschäden (§ 2 ), Restitutionsschäden 
(§ 3), Zerstörungsschäden (§ 4) und Rückerstattungs- 
schäden (§ 5) werden ausschließlich durch dieses Ge- 
setz geregelt. Eine Entschädigung wird nur gewährt, 
wenn und soweit dieses Gesetz eine solche vorsieht. 


(2) Die Frage einer Anerkennung von Maßnah- 
men, die zu Schäden im Sinne des Absatzes 1 ge- 
führt haben, wird durch dieses Gesetz nicht berührt. 

§ 2 

Reparationsschäden 

(1) Ein Reparationsschaden im Sinne dieses Ge- 
setzes ist ein Schaden, der im Zusammenhang mit 
den Ereignissen und Folgen des zweiten Welt- 
kriegs, namentlich auch der Besatzungszeit, dadurch 
entstanden ist, daß 

1. Wirtschaftsgüter in den zur Zeit unter 
fremder Verwaltung stehenden deutschen 
Ostgebieten oder in Gebieten außerhalb 
der Grenzen des Deutschen Reichs nach 
dem Gebietsstand vom 31. Dezember 1937 
durch Maßnahmen fremder Staaten gegen 
das deutsche Vermögen, insbesondere auf 
Grund der Feindvermögensgesetzgebung, 
weggenommen worden sind, 

2. Wirtschaftsgüter in anderen als in den in 
Nummer 1 bezeichneten Gebieten durch 
Maßnahmen oder auf Veranlassung der 
Besatzungsmächte, insbesondere auch auf 
Grund von Vereinbarungen, deren Ab- 
schluß durch die Besatzungsmächte veran- 
laßt worden war, weggenommen worden 
sind, sofern sie der Volkswirtschaft eines 
fremden Staates zugeführt worden sind 
oder bei der Wegnahme eine dahin 
gehende Absicht bestand. 

(2) Soweit ein Schaden durch Zwangsexporte von 
Wirtschaftsgütern, insbesondere von Holz im Wege 
oder außerhalb der Direktoperationen der Besat- 
zungsmächte oder im Zusammenhang damit ent- 
standen ist, liegt ein Reparationsschaden im Sinne 
des Absatzes 1 vor. 

(3) Ein Schaden im Sinne des Absatzes 1 ist auch 
dann ein Reparationsschaden, wenn er zugleich ein 
Vertreibungsschaden im Sinne des § 12 oder ein 
Ostschaden im Sinne des § 14 des Lastenausgleichs- 
gesetzes ist. 

(4) Ein Schaden, der einem Umsiedler (§ 11 
Abs. 2 Nr. 2 des Lastenausgleichsgesetzes) an sei- 
nem im Ursprungsland zurückgelassenen Vermögen 
entstanden ist, gilt als ein Reparationsschaden, und 
zwar auch dann, wenn er zugleich ein Vertreibungs- 
schaden im Sinne des § 12 des Lastenausgleichs- 
gesetzes ist. Gleichgestellt ist ein Schaden, der in 
einem Umsiedlungsgebiet im Zuge von Umsied- 
lungsmaßnahmen durch Hingabe von Vermögen 
oder Zugriff auf Vermögen einer Person entstanden 
ist, die selbst nicht Umsiedler ist. 

(5) Ein Schaden im Sinne des Absatzes 1 bleibt 
auch dann ein Reparationsschaden, wenn er an 
Wirtschaftsgütern entstanden ist, die später durch 
Nationalisierungs- oder Sozialisierungsmaßnahmen 
weggenommen worden wären. Ein Schaden, der 
durch Wegnahme von Wirtschaftsgütern auf Grund 
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von Nationalisierungs- oder Sozialisierungsmaß- 
nahmen entstanden ist, gilt als Reparationsschaden, 
wenn den Umständen nach anzunehmen ist, daß die 
Wirtschaftsgüter andernfalls durch Maßnahmen im 
Sinne des Absatzes 1 weggenommen worden wären. 

(6) Ein Schaden, mit Ausnahme eines Körper- 
oder Gesundheitsschadens, ist auch dann ein Repara- 
tionsschaden, wenn er bei Gelegenheit oder als 
Folge der Ausführung einer Maßnahme im Sinne 
der vorstehenden Absätze entstanden ist, und zwar 
ohne Rücksicht darauf, ob ein innerer Zusammen- 
hang mit ihrem Zweck bestanden hat. 

(7) Die Behandlung als Reparationsschaden wird 
nicht dadurch ausgeschlossen, daß deutsche Personen 
oder Stellen die zur Ausführung von Anordnungen 
der Besatzungsmacht erforderlichen Maßnahmen, 
auch durch eigene Entschließungen, vorbereitet, 
durchgeführt oder an ihnen sonst in irgendeiner 
Weise mitgewirkt haben. 

§ 3 

Restitutionsschäden 

(1) Ein Restitutionsschaden im Sinne dieses Ge- 
setzes ist ein Schaden, der dadurch entstanden ist, 
daß Wirtschaftsgüter, die tatsächlich oder angeblich 
während des zweiten Weltkriegs aus den von deut- 
schen Truppen besetzten oder unmittelbar oder mit- 
telbar kontrollierten Gebieten beschafft oder fort- 
geführt worden sind, durch Maßnahmen oder auf 
Veranlassung fremder Staaten oder der Besatzungs- 
mächte in der Absicht oder mit der Begründung weg- 
genommen worden sind, sie in diese Gebiete zu 
verbringen oder zurückzuführen. 

(2) Die Vorschriften des § 2 Abs. 6 und 7 gelten 
entsprechend. 


Rückerstattung feststellbarer Vermögensgegen- 
stände oder 

2. auf Grund eines Rückgriffsanspruchs wegen 
eines Rückerstattungsschadens im Sinne der 
Nummer 1. 

§ 6 

Wegnahme 

(1) Eine Wegnahme im Sinne der §§ 2 bis 4 ist 
der förmliche Entzug des Eigentums oder eines son- 
stigen Rechts an einem Wirtschaftsgut sowie jede 
andere Maßnahme, die in ihren wirtschaftlichen 
Auswirkungen dem förmlichen Entzug entspricht. 

(2) Haben durch eine Maßnahme im Sinne der 
§§ 2 bis 4 gegen Vermögen einer Kapitalgesellschaft 
oder Genossenschaft zugleich die Anteile an der 
Kapitalgesellschaft oder die Geschäftsguthaben der 
Mitglieder der Genossenschaft ihren Wert ganz oder 
teilweise verloren, so ist dies eine volle oder teil- 
weise Wegnahme der Anteile oder Geschäftsgut- 
haben. Eine Wegnahme von privatrechtlichen geld- 
werten Ansprüchen ist auch der Wertverlust der 
Ansprüche, der durch Maßnahmen im Sinne der 
§§ 2 bis 4 gegen Vermögen des Schuldners ent- 
standen ist. 

(3) Eine Wegnahme im Sinne des § 2 liegt auch 
in anderen als in den in § 2 Abs. 2 bezeichneten 
Fällen vor, wenn Wirtschaftsgüter im Wege der 
Zwangslieferung entzogen worden sind. 

(4) Eine Wegnahme im Sinne des § 2 liegt ferner 
vor, wenn ein Schaden dadurch entsteht, daß bei 
Todesfällen, die bis zum Inkrafttreten dieses Ge- 
setzes eingetreten sind, in einem der im § 2 Abs. 1 
Nr. 1 aufgeführten Gebiete den Erben das Erbrecht 
versagt oder der Erbantritt verwehrt wird. 


§ 4 

Zerstörungsschäden 

(1) Ein Zerstörungsschaden im Sinne dieses Ge- 
setzes ist ein Schaden, der im Zusammenhang mit 
den Ereignissen und Folgen des zweiten Welt- 
kriegs, namentlich auch der Besatzungszeit, dadurch 
entstanden ist, daß Wirtschaftsgüter zum Zwecke 
der Beseitigung deutschen Wirtschaftspotentials in 
anderer Weise als durch Kriegshandlungen im Sinne 
des § 13 des Lastenausgleichsgesetzes zerstört, be- 
schädigt oder, ohne daß die sonstigen Vorausset- 
zungen des § 2 Abs. 1 vorliegen, weggenommen 
worden sind, 

(2) Die Vorschriften des § 2 Abs. 6 und 7 gelten 
entsprechend. 


§5 

Rückerstattungssdiäden 


§ 7 

Aufwand zur Schadensabwendung 

Als Schaden im Sinne der §§ 2 bis 5 gilt auch die 
Vermögensminderung durch eine Leistung, mit der 
die Wegnahme, Zerstörung, Beschädigung oder 
Rückerstattung des Wirtschaftsguts abgewendet 
worden ist. 


§ 8 

Unmittelbar Geschädigter 

(1) Unmittelbar Geschädigter ist, wer im Zeit- 
punkt des Schadenseintritts 

1. vorbehaltlich der Nummern 2 bis 5 Eigen- 
tümer oder sonstiger Rechtsinhaber des 
weggenommenen, zerstörten, beschädigten 
oder rückerstatteten Wirtschaftsguts war; 


Ein Rückerstattungsschaden im Sinne dieses Ge- 
setzes ist ein Schaden, der entstanden ist, 

1. in Durchführung der im Geltungsbereich dieses 
Gesetzes geltenden Vorschriften über die 


2. in den Fällen des § 5 Nr, 1 ersatzpflichtig 
war; 

3. in den Fällen des § 5 Nr, 2 rückgriffs- 
pflichtig war; 
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4. in den Fällen des § 6 Abs. 4 Erbe war 
oder gewesen oder geworden wäre; 

5. in den Fällen des § 7 Eigentümer oder 
sonstiger Rechtsinhaber des Wirtschafts- 
guts war, dessen Wegnahme, Zerstörung, 
Beschädigung oder Rückerstattung abge- 
wendet worden ist. 

(2) Ist oder wäre das Wirtschaftsgut bei An- 
wendung des § 11 des Steueranpassungsgesetzes 
vom 16. Oktober 1934 (Rcichsgesetzbl. I S. 925) dem 
Vermögen einer anderen Person zuzurechnen, so 
ist diese Person der unmittelbar Geschädigte. 

(3) Vorbehaltlich des Absatzes 4 gilt als Zeit- 
punkt des Schadenseintritts im Sinne des Ab- 
satzes 1 

1. soweit die Schäden in den Gebieten eines 
ehemals feindlichen Staates entstanden 
sind, die von deutschen Truppen weder 
besetzt oder kontrolliert wurden, der Ein- 
tritt des Kriegszustands mit diesem Staat; 

2. soweit die Schäden in anderen als in den 
in Nummer 1 aufgeführten Gebieten 
außerhalb der Grenzen des Deutschen 
Reichs nach dem Gebietsstand vom 31. De- 
zember 1937 oder in den zur Zeit unter 
fremder Verwaltung stehenden deutschen 
Ostgebieten entstanden sind, der 8. Mai 
1945; an die Stelle dieses Zeitpunkts tritt 
bei Personen, die nach dem Beginn der 
allgemeinen Maßnahmen gegen das deut- 
sche Vermögen und vor dem 8. Mai 1945 
verstorben sind, der Zeitpunkt des Todes; 

3. in den Fällen des § 6 Abs. 4 der Zeit- 
punkt des Todes; 

4. soweit die Schäden im Geltungsbereich 
dieses Gesetzes entstanden sind, der Zeit- 
punkt des Beginns der Wegnahme, Zer- 
störung, Beschädigung, Rückerstattung, 
Leistung zur Erfüllung des Rückgriffs- 
anspruchs oder Leistung zur Schadens- 
abwendung. 

In den Fällen der Nummern 1 und 2 ist auf Antrag 
der Zeitpunkt der Wegnahme, Zerstörung, Beschädi- 
gung oder Leistung zur Schadensabwendung maß- 
gebend, sofern durch den Antragsteller der Beweis 
für diesen Zeitpunkt erbracht ist. 

(4) Bei Schäden, die zugleich Vertreibungsschä- 
den oder Ostschäden sind oder als solche gelten, 
gilt als Zeitpunkt des Schadenseintritts ausschließ- 
lich der sich aus § 12 Abs. 11 oder § 14 Abs. 3 des 
Lastenausgleichsgesetzes jeweils ergebende Zeit- 
punkt. 

§ 9 

Nicht berührte Ansprüche 

Haben deutsche Behörden oder Stellen an Maß- 
nahmen der Besatzungsmächte im Sinne der §§ 2 
bis 4 mitgewirkt, so bleiben Ansprüche wegen Ver- 
letzung der Amtspflicht unberührt. 


ZWEITER ABSCHNITT 
Voraussetzungen der Entschädigung 

§ 10 

Entschädigungsfähige Schäden 

Entschädigungsfähig sind Schäden, für welche die 
Voraussetzungen der §§ 11 und 12 vorliegen und 
die nicht unter die §§ 13, 14 oder § 15 Abs. 1 fallen. 

§ 11 

Arten der Wirtschaftsgüter und Schadensgebiete 

(1) Die Schäden müssen im Geltungsbereich die- 
ses Gesetzes oder, soweit sich Schadenstatbestände 
auch auf Schäden außerhalb dieses Gebietes bezie- 
hen, in den zur Zeit unter fremder Verwaltung 
stehenden deutschen Ostgebieten oder in Gebieten 
außerhalb der Grenzen des Deutschen Reichs nach 
dem Gebietsstand vom 31. Dezember 1937 entstan- 
den sein. 

(2) Reparationsschäden im Geltungsbereich die- 
ses Gesetzes, Restitutionsschäden und Zerstörungs- 
schäden müssen entstanden sein 

1. an Wirtschaftsgütern, die zum land- und 
forstwirtschaftlichen Vermögen, zum 
Grundvermögen oder zum Betriebsver- 
mögen im Sinne des Bewertungsgesetzes 
gehören, 

2. an Gegenständen, die für die Berufsaus- 
übung oder für die wissenschaftliche For- 
schung erforderlich sind; diesen werden 
eigene Erzeugnisse nach Maßgabe des § 15 
Abs. 2 des Feststellungsgesetzes und der 
dazu erlassenen Rechtsverordnung gleich- 
gestellt. 

Schäden durch Verlust von privatrechtlichen geld- 
werten Ansprüchen und von Anteilen an Kapital- 
gesellschaften sowie von Geschäftsguthaben der 
Mitglieder von Genossenschaften werden auch dann 
nicht berücksichtigt, wenn die Ansprüche, Anteile 
oder Geschäftsguthaben zum Betriebsvermögen ge- 
hören, dies gilt auch für Schäden im Sinne des § 6 
Abs. 2. 

(3) Reparationsschäden in den zur Zeit unter 
fremder Verwaltung stehenden deutschen Ostgebie- 
ten oder in Gebieten außerhalb der Grenzen des 
Deutschen Reichs nach dem Gebietsstand vom 
31. Dezember 1937 sowie Rückerstattungsschäden 
müssen entstanden sein 

1. an den in Absatz 2 Satz 1 Nrn. 1 und 2 
aufgeführten Wirtschaftsgütern, 

2. an folgenden Wirtschaftsgütern, soweit 
diese nicht zu den in Absatz 2 Satz 1 
Nrn. 1 und 2 aufgeführten Wirtschafts- 
gütern gehören: 

a) an privatrechtlichen geldwerten An- 
sprüchen, 
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b) an Anteilen an Kapitalgesellschaften 
oder an Geschäftsguthaben der Mit- 
glieder von Genossenschaften, 

c) an Gewerbeberechtigungen im Sinne 
des Bewertungsgesetzes, 

d) an literarischen und künstlerischen Ur- 
heberrechten, an gewerblichen Schutz- 
rechten und ungeschützten Erfindungen 
sowie an Lizenzen an solchen Rechten 
und Erfindungen, soweit diese in den 
bezeichneten Gebieten nach der Weg- 
nahme verwertet worden sind. 

(4) Schäden durch Verlust von privatrecht- 
lichen geldwerten Ansprüchen und Anteilen an Ka- 
pitalgesellschaften, auch wenn diese in Wertpapie- 
ren verbrieft sind, sowie von Geschäftsguthaben 
der Mitglieder von Genossenschaften, einschließlich 
der Schäden im Sinne des § 6 Abs. 2, gelten als in 
dem Gebiet entstanden, in welchem bei privatrecht- 
lichen geldwerten Ansprüchen der Schuldner den 
Wohnsitz oder Sitz, bei Anteilen oder Geschäftsgut- 
haben die Kapitalgesellschaft oder Genossenschaft 
den Sitz hatte; maßgebend ist der jeweilige Zeit- 
punkt des Schadenseintritts. Befand sich der Sitz, 
nicht aber auch die Geschäftsleitung in Berlin, so 
gelten die in Satz 1 genannten Schäden als in dem 
Gebiet entstanden, in dem sich die Geschäftsleitung 
im Zeitpunkt des Schadenseintritts befunden hatte. 
Schäden durch Verlust von auf ausländische Wäh- 
rung lautenden deutschen Schuldverschreibungen 
gelten auch dann als in den in Absatz 3 bezeichneten 
Gebieten entstanden, wenn der Aussteller im Zeit- 
punkt des Schadenseintritts den Sitz im Geltungs- 
bereich dieses Gesetzes hatte oder wenn die Schuld- 
verschreibungen auf Grund von Vorschriften im 
Geltungsbereich dieses Gesetzes einem Bereini- 
gungsverfahren unterliegen. Schäden durch Verlust 
von im Gebiet des Deutschen Reichs nach dem Ge- 
bietsstand vom 31. Dezember 1937 ausgestellten 
Zertifikaten über Lieferung von Wertpapieren gel- 
ten als am Wohnsitz oder Sitz des Ausstellers des 
Wertpapiers im Zeitpunkt des Schadenseintritts ent- 
standen; Schäden durch Verlust von außerhalb des 
Gebiets des Deutschen Reichs nach dem Gebiets- 
stand vom 31. Dezember 1937 ausgestellten Zerti- 
fikaten über Lieferung von Wertpapieren gelten als 
am Wohnsitz oder Sitz des Ausstellers des Zertifi- 
kats im Zeitpunkt des Schadenseintritts entstanden. 
Schäden im Sinne des § 6 Abs. 2 gelten abweichend 
von Satz 1 stets als im Geltungsbereich dieses Ge- 
setzes, in der sowjetischen Besatzungszone Deutsch- 
lands oder im Sowjetsektor von Berlin entstanden, 
wenn sich die Maßnahmen gegen Vermögen der 
Kapitalgesellschaft, der Genossenschaft oder des 
Schuldners gerichtet haben, das sich in diesen Ge- 
bieten befunden hat. 

(5) Bei Anwendung des Absatzes 4 gilt als An- 
teil an einer Kapitalgesellschaft oder als Geschäfts- 
guthaben eines Mitglieds einer Genossenschaft mit 
Sitz in den zur Zeit unter fremder Verwaltung 
stehenden deutschen Ostgebieten oder Gebieten 
außerhalb der Grenzen des Deutschen Reichs nach 
dem Gebietsstand vom 31. Dezember 1937 auch der 
Anteil an einer Kapitalgesellschaft oder das Ge- 


schäftsguthaben eines Mitglieds einer Genossen- 
schaft, die ihren Sitz im Reichsgebiet von 1937 west- 
lich der Oder-Neiße-Linie hatte, deren Geschäfts- 
leitung und sämtliche Betriebsstätten sich aber in 
den zur Zeit unter fremder Verwaltung stehenden 
deutschen Ostgebieten oder in Gebieten außerhalb 
des Reichsgebiets von 1937 befanden. Ferner gilt 
der Verlust einer Geldeinlage bei einem Geldinsti- 
tut als Verlust eines privatrechtlichen geldwerten 
Anspruchs in den zur Zeit unter fremder Verwal- 
tung stehenden deutschen Ostgebieten, wenn die 
Geldeinlage bei der Haupt- oder Zweigniederlas- 
sung eines Geldinstituts bestand, die sich im Bereich 
einer von der Oder-Neiße-Linie durchschnittenen 
Gemeinde befand. 

(6) Schäden an Schiffen werden auch berücksich- 
tigt, wenn sich ein Schiff außerhalb der in Absatz 1 
bezeichneten Gebiete befunden hat, aber im Zeit- 
punkt des Schadenseintritts in einem Schiffsregister 
der in Absatz 1 bezeichneten Gebiete oder im da- 
maligen Schiffsregister beim Amtsgericht Berlin- 
Mitte eingetragen war, und wenn der Schiffseigner 
zu diesem Zeitpunkt seine Geschäftsniederlassung 
oder seinen Wohnsitz in den Gebieten des Absat- 
zes 1 hatte. 

(7) Soweit der Rückerstattungsschaden in einer 
Ersatzleistung besteht, muß der Ersatz für eines der 
in Absatz 3 aufgeführten Wirtschaftsgüter geleistet 
worden sein. In den Fällen des § 5 Nr. 2 ist Voraus- 
setzung, daß der Rückgriffsanspruch aus einem Rück- 
erstattungsschaden an einem Wirtschaftsgut im 
Sinne des Absatzes 3 entstanden ist. 

(8) In den Fällen des § 7 beziehen sich die Ab- 
sätze 1 bis 6 auf diejenigen Wirtschaftsgüter, deren 
Wegnahme, Zerstörung, Beschädigung oder Rück- 
erstattung abgewendet worden ist. 

§ 12 

Persönliche Merkmale 

(1) Die Schäden müssen einer natürlichen Person 
entstanden sein. 

(2) Schäden in den zur Zeit unter fremder Ver- 
waltung stehenden deutschen Ostgebieten oder in 
Gebieten außerhalb der Grenzen des Deutschen 
Reichs nach dem Gebietsstand vom 31. Dezember 
1937 müssen einer Person entstanden sein, die im 
Zeitpunkt des Schadenseintritts 

1. deutsche Staatsangehörige war 
oder 

2. als deutsche Volkszugehörige keine 
Staatsangehörigkeit oder nur diejenige 
eines Staates hatte, in dessen Gebiet 
gegen diese Person Entziehungs- oder 
Vertreibungsmaßnahmen getroffen wor- 
den sind. 

(3) Personen, die unter die Gesetze zur Regelung 
von Fragen der Staatsangehörigkeit vom 22. Fe- 
bruar 1955 (Bundesgesetzbl. I S. 65), zuletzt geän- 
dert durch Gesetz vom 28. Dezember 1959 {Bundes- 
gesetzbl. I S. 829), und vom 17. Mai 1956 (Bundes- 
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gesetzbl. I S. 431) fallen, gelten nicht als deutsche 
Staatsangehörige im Sinne des Absatzes 2 Nr. 1, 
wenn sie die deutsche Staatsangehörigkeit nach 
Maßgabe dieser Gesetze ausgeschlagen oder nicht 
rückwirkend wieder erworben haben, es sei denn, 
daß sie die deutsche Staatsangehörigkeit am 31. De- 
zember 1961 aus anderen Gründen besessen haben. 
Ist ein unmittelbar Geschädigter, der zu dem Per- 
sonenkreis der vorstehend bezeichneten Gesetze ge- 
hört, vor deren Inkrafttreten oder vor Ablauf der 
für ihn maßgebenden Erklärungsfrist verstorben, so 
ist Voraussetzung, daß die Erben des Verstorbenen 
die deutsche Staatsangehörigkeit im Zeitpunkt des 
Erbfalls besassen oder durch Erklärung wieder er- 
worben oder am 31. Dezember 1961 aus anderen 
Gründen besessen haben. 

§ 13 

Nach anderen Gesetzen entschädigungsfähige 
Schäden 

(1) Nicht nach diesem Gesetz werden entschä- 
digt: 

1. Schäden, welche nach dem Feststellungs- 
gesetz, dem Lastenausgleichsgesetz und 
dem Gesetz über einen Währungsaus- 
gleich für Sparguthaben Vertriebener als 
Vertreibungsschäden, Kriegssachschäden 
oder Ostschäden geltend gemacht werden 
können; 

2. Sachschäden, die bei Gelegenheit oder als 
Folge der Ausführung einer Maßnahme 
im Sinne der §§ 2 bis 4 einer anderen Per- 
son als dem Eigentümer des Wirtschafts- 
guts entstanden sind, gegen das sich die 
Maßnahme gerichtet hat; 

3. Schäden außerhalb des Geltungsbereichs 
dieses Gesetzes, die in Entschädigungs- 
gesetzen anderer Staaten als Besatzungs- 
schäden behandelt werden, es sei denn, 
daß deutsche Staatsangehörige oder deut- 
sche Volkszugehörige als solche in diesen 
Gesetzen nicht berücksichtigt werden. 

(2) Die Behandlung von Schäden im Sinne des 
Absatzes 1 Nr. 1 richtet sich nach den dort bezeich- 
neten Gesetzen, die der Schäden im Sinne des Ab- 
satzes 1 Nr. 2 nach dem Gesetz über die Abgeltung 
von Besatzungsschäden und nach den von den Be- 
satzungsmächten in Berlin erlassenen Vorschriften. 

§ 14 

Nicht entschädigungs fähige Schäden 

(1) Nicht entschädigungsfähig sind 

1. Nutzungsschäden und mittelbare Schäden; 
hierzu gehören insbesondere entgangener 
Gewinn, herausgegebene Nutzungserträge 
bei Rückerstattungsschäden, Verluste, die 
durch Produktions- und Betriebsverbote 
oder -einschränkungen oder durch Wäh- 
rungsumstellung entstanden sind, Auf- 
wendungen wegen erhöhter Betriebsge- 


fahren sowie zur Vermeidung weiterer 
Schäden, Minderung von Erfolgsaussich- 
ten, Betriebsumstellungskosten und Ko- 
sten zur Umstellung von Wirtschafts- 
gütern auf den Friedensgebrauch; 

2. Schäden, die einer anderen Person als 
dem unmittelbar Geschädigten (§ 8) ent- 
standen sind, gegen den sich die Maß- 
nahme im Sinne der §§ 2 bis 4, in den Fäl- 
len des § 5 der Rückerstattungs- oder 
Rückgriffsanspruch, gerichtet hat; § 13 
Abs. 2 bleibt unberührt; 

3. Schäden durch Verluste an 

a) inländischen und ausländischen Zah- 
lungsmitteln, 

b) Edelmetallen, Edelsteinen und Perlen, 

c) Gegenständen aus edlem Metall, 
Schmuckgegenständen und sonstigen 
Luxusgegenständen, 

d) Kunstgegenständen und Sammlungen, 

soweit die unter den Buchstaben a bis d 
aufgeführten Wirtschaftsgüter nicht zum 
Betriebsvermögen im Sinne des Bewer- 
tungsgesetzes gehören oder als eigene Er- 
zeugnisse der Berufsausübung oder der 
wissenschaftlichen Forschung nach Maß- 
gabe der zu § 15 Abs. 2 des Feststellungs- 
gesetzes erlassenen Rechtsverordnung den 
Gegenständen der Berufsausübung oder 
der wissenschaftlichen Forschung gleich- 
gestellt sind; 

4. Schäden an Anteilen an Kapitalgesell- 
schaften sowie an Geschäftsguthaben der 
Mitglieder von Genossenschaften (§ 11 
Abs. 3 Nr. 2 Buchstabe b), wenn der Wert 
der einzelnen Beteiligung 100 Reichsmark 
oder Deutsche Mark nicht erreicht; 

5. Schäden, deren Gesamtbetrag 500 Reichs- 
mark oder Deutsche Mark nicht erreicht; 

6. Schäden, für weiche auf Grund der Kriegs- 
sachschädenverordnung, des Reichslei- 
stungsgesetzes oder anderer innerdeut- 
scher als der in § 13 bezeichneten Vor- 
schriften Entschädigungszahlungen von 
mehr als 50 vom Hundert des nach diesen 
Vorschriften anzuerkennenden Verlustes 
gewährt worden sind oder gewährt wer- 
den, wobei außer Betracht bleiben Lei- 
stungen, die auf zwischenstaatlichen Ver- 
einbarungen beruhen, sowie Entschädi- 
gungszahlungen 

a) insoweit, als die hieraus wiederbe- 
schafften entsprechenden Wirtschafts- 
güter durch Kriegsereignisse oder auf 
Grund von Tatbeständen, die nach die- 
sem Gesetz entschädigungsfähig sind, 
erneut verlorengegangen sind, 

b) auf Antrag, sofern sie auf Grund der 
Kriegssachschädenverordnung nach 
dem 31. Dezember 1944 gewährt wor- 
den sind; 
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7. Schäden, für welche nach besatzungsrecht- 
lichen Vorschriften oder nach dem Gesetz 
über die Abgeltung von Besatzungsschä- 
den bis zum Inkrafttreten dieses Gesetzes 
eine Entschädigung gewährt worden ist; 

8. Schäden eines Umsiedlers an dem Vermö- 
gen, das ihm als Ersatz für das im Ur- 
sprungsland zurückgelassene Vermögen 
in den zur Zeit unter fremder Verwaltung 
stehenden deutschen Ostgebieten oder in 
Gebieten außerhalb der Grenzen des Deut- 
schen Reichs nach dem Gebietsstand vom 
31. Dezember 1937 zugeteilt worden ist. 
Entsprechendes gilt für Schäden einer nach 
§ 2 Abs. 4 gleichgestellten Person; 

9. Schäden an Wirtschaftsgütern, die zum 
Betriebsvermögen von Geldinstituten, 
Versicherungs- und Rückversicherungsun- 
ternehmen gehören, sofern sie eine Um- 
stellungsrechnung oder Altbankenrech- 
nung zu erstellen hatten; 

10. Schäden an Wirtschaftsgütern, welche un- 
rechtmäßig aus den im zweiten Weltkrieg 
von deutschen Truppen besetzten oder 
kontrollierten Gebieten beschafft oder 
fortgeführt worden sind. Das gilt nicht, 
wenn der unmittelbar Geschädigte bei Er- 
werb des Wirtschaftsguts im guten Glau- 
ben war. Ist das Wirtschaftsgut von Todes 
wegen erworben, so kommt es auf den gu- 
ten Glauben des Erblassers an; 

11. Schäden im Sinne des § 7, wenn der Lei- 
stende einen gegen die guten Sitten ver- 
stoßenden Zweck verfolgte. 

(2) Nicht entschädigungsfähig sind ferner Rück- 
erstattungsschäden (§ 5), wenn das der Rückerstat- 
tung unterliegende Wirtschaftsgut 

1. nach Maßgabe des § 2 Abs. 1 der zu § 11 a 
des Feststellungsgesetzes und zu § 359 
des Lastenausgleichsgesetzes erlassenen 
Rechtsverordnung als in Ausnutzung von 
Maßnahmen der nationalsozialistischen 
Gewaltherrschaft erworben gilt, 

2. durch den Rückerstattungs- oder Rück- 
griffspflichtigen ohne angemessene Gegen- 
leistung oder mittels eines gegen die gu- 
ten Sitten verstoßenden Rechtsgeschäfts 
oder durch eine von ihm oder zu seinen 
Gunsten ausgeübte Drohung oder durch 
widerrechtliche Wegnahme oder durch 
eine sonstige unerlaubte Handlung vom 
Verfolgten erworben worden war. 

War das der Rückerstattung unterliegende Wirt- 
schaftsgut durch den Rückerstattungs- oder Rück- 
griffspflichtigen von Todes wegen erworben, so ist 
in den Fällen der Nummer 1 maßgebend, ob das 
Wirtschaftsgut in der Person des Erblassers oder 
Vorerblassers als in Ausnutzung von Maßnahmen 
der nationalsozialistischen Gewaltherrschaft erwor- 
ben gilt, in den Fällen der Nummer 2, ob der Erb- 
lasser oder Vorerblasser das Wirtschaftsgut unter 
den dort auf geführten Umständen vom Verfolgten 


erworben hatte. Als Gegenleistung ist jede geld- 
werte Leistung anzusehen, die der Erwerber im Zu- 
sammenhang mit dem Erwerb erbracht hat. Eine 
Gegenleistung ist nur angemessen, wenn sie min- 
destens 90 vom Hundert des gemeinen Werts (Ver- 
kehrswert) des der Rückerstattung unterliegenden 
Wirtschaftsguts betrug. Die Zahlung des im Zeit- 
punkt des Erwerbs eines Grundstücks preisrechtlich 
zulässigen Höchstpreises gilt stets als angemessene 
Gegenleistung. 

(3) Ist in den Fällen des § 5 der Rückgriffsan- 
spruch eines Rückerstattungs- oder Rückgriffspflich- 
tigen bei Inkrafttreten dieses Gesetzes noch nicht 
durch Urteil oder Vergleich oder urkundlich nachge- 
wiesenen Verzicht abschließend geregelt, so kann 
der Schaden des Rückerstattungs- oder Rückgriffs- 
pflichtigen nur berücksichtigt werden, wenn er nicht 
durch die Verwirklichung von Rückgriffsansprüchen, 
deren Geltendmachung möglich und zumutbar ist, 
ausgeglichen werden kann. 

§ 15 

Nichtberücksichtigung von Schäden und Verlusten, 
Rückerstattungsfälle 

(1) Schäden und Verluste im Sinne der §§ 2 bis 4 

an Vermögensgegenständen, die in Ausnutzung von 
Maßnahmen der nationalsozialistisdhen Gewalt- 
herrschaft erworben worden sind, sind nach Maß- 
gabe der zu § 11a des Feststellungsgesetzes und zu 
§ 359 des Lastenausgleichsgesetzes erlassenen 

Rechtsverordnung nicht entschädigungsfähig. 

(2) Für die Berücksichtigung von Schäden und 
Verlusten im Sinne der §§ 2 bis 4 an Wirtschafts- 
gütern, die in der Zeit vom 30. Januar 1933 bis zum 
8. Mai 1945 im Sinne der Rückerstattungsgesetze 
entzogen worden sind, gelten § 11 a des Feststel- 
lungsgesetzes und § 359 des Lastenausgleichsgeset- 
zes entsprechend. 


DRITTER ABSCHNITT 

Schadensberechnung 

§ 16 

Allgemeines 

Schäden, für die nach den Vorschriften des Zwei- 
ten Abschnitts Entschädigung gewährt werden kann, 
werden nach Maßgabe der §§ 17 bis 29 berechnet. 

§ 17 

Grundlage der Schadensberechnung 

(1) Der Schadensberechnung ist der Schaden des 
unmittelbar Geschädigten (§ 8) zugrunde zu legen. 

(2) § 6 des Feststellungsgesetzes gilt entspre- 
chend. 
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§ 18 

Schadensberechnung bei Schäden an Wirtschafts- 
gütern des land- und forstwirtschaftlichen Vermö- 
gens, des Grundvermögens und des Betriebsver- 
mögens sowie an Gewerbeberechtigungen 

(1) Der Berechnung der Reparations-, Restitu- 
tions- und Zerstörungsschäden in den zur Zeit unter 
fremder Verwaltung stehenden deutschen Ostgebie- 
ten oder in Gebieten außerhalb der Grenzen des 
Deutschen Reichs nach dem Gebietsstand vom 
31. Dezember 1937 

1. an Wirtschaftsgütern, die zum land- und 
forstwirtschaftlichen Vermögen, zum 
Grundvermögen oder zum Betriebsvermö- 
gen im Sinne des Bewertungsgesetzes ge- 
hören, 

2. an Gewerbeberechtigungen im Sinne des 
Bewertungsgesetzes, die nicht zum Be- 
triebsvermögen gehören, 

ist der zuletzt festgestellte Einheitswert zugrunde 
zu legen. Ist ein Einheitswert nicht festgestellt wor- 
den oder nicht mehr bekannt, so ist der Schadens- 
berechnung der Wert zugrunde zu legen, der auf 
den letzten Feststellungszeitpunkt vor dem Scha- 
denseintritt bei Berücksichtigung der nach dem Be- 
wertungsgesetz wesentlichen Gesichtspunkte als 
Einheitswert festzustellen gewesen wäre. 

(2) Für die Berechnung von Reparations-, Resti- 
tutions- und Zerstörungsschäden im Geltungsbereich 
dieses Gesetzes sowie für Rückerstattungsschäden 
an Wirtschaftsgütern, die zum land- und forstwirt- 
schaftlichen Vermögen oder zum Grundvermögen 
im Sinne des Bewertungsgesetzes gehören, gilt fol- 
gendes: 

1. Die Schäden sind mit dem Betrag anzuset- 
zen, um den der Einheitswert, der für die 
betreffende wirtschaftliche Einheit auf den 
letzten Feststellungszeitpunkt vor dem 
Schadenseintritt festgestellt ist (Anfangs- 
vergleichswert), den für dieselbe wirt- 
schaftliche Einheit für den Währungsstich- 
tag geltenden Einheitswert (Endvergleichs- 
wert) übersteigt. Sind Schäden erst nach 
dem 20. Juni 1948 entstanden, ist als End- 
vergleichswert der auf den nächsten Fest- 
stellungszeitpunkt nach dem Schadensein- 
tritt festgestellte Einheitswert zugrunde 
zu legen. Ist eine wirtschaftliche Einheit 
in vollem Umfang rückerstattet worden, 
so ist als Schaden der Anfangsvergleichs- 
wert zugrunde zu legen. 

2. Für Schäden im Sinne des § 2 Abs. 2 wird 
bei forstwirtschaftlichen Betrieben oder 
forstwirtschaftlich genutzten Grundstücks- 
flächen in Fällen, in denen der Einheits- 
wert infolge des Holzzuwachses nicht in 
einem dem Schaden entsprechenden Aus- 
maß fortgeschrieben worden ist, als End- 
vergleichswert statt des Einheitswerts ein 
Sonderwert zugrunde gelegt, sofern die- 
ser über die jeweils maßgebenden Wert- 
fortschreibungsgrenzen hinaus vom An- 


fangsvergleichswert abweicht; in dem Son- 
derwert sind die Bcstandsveränderungen 
bis zum Zeitpunkt des Schadenseintritts 
nach den Wc'rtverlüiltnisscri der Einheits- 
bewertung zu boriicksichitigen. Das Nähere 
zur Ermittlung dos Sunde rwerts wird 
durch Rechtsverordnung bestimmt, wobei 
von den Vorschriften über die Ersatzein- 
heitsbewertung (§ 12 Abs. 2 des Feststel- 
lungsgesetzes) ausgegangen werden kann. 

(3) Reparations-, Restitiitions- und Zerstörungs- 
schäden im Geltungsbereich dieses Gesetzes sowie 
Rückerstattungsschäden an Wirtschaftsgütern, die 
zum Betriebsvermögen im Sinne des Bewertungsge- 
setzes gehören, sind wie folgt zu berechnen: 

1. Für Schäden an Betriebsgrundstücken im 
Sinne des Bewertungsgesetzes gilt Ab- 
satz 2. 

2. Bei Schäden an anderen Wirtschaftsgütern 
des Betriebsvermögens als Betriebsgrund- 
stücken ist der Betrag zugrunde zu legen, 
um den sich die Summe der Teilwerte die- 
ser Wirtschaftsgüter infolge des Schadens 
gemindert hat. Maßgebend sind die Teil- 
werte im Zeitpunkt des Schadens. 

3. Der an einer wirtschaftlichen Einheit des 
Betriebsvermögens insgesamt entstandene 
Schaden wird höchstens mit dem Betrag 
angesetzt, um den der für den gewerb- 
lichen Betrieb auf den 1. Januar 1940 fest- 
gestellte Einheitswert (Anfangsvergleichs- 
wert) den für den Betrieb auf den Wäh- 
rungsstichtag festgcstellten Einheitswert 
(Endvergleichswert) übersteigt (Schadens- 
höchstbetrag). 

4. Sind Schäden bereits vor dem 1. Januar 
1940 oder im Falle einer Neugründung vor 
dem Nachfeststellungszeitpunkt entstan- 
den, so ist der nach Nummer 3 maßge- 
bende Anfangsvergleichswert um den Be- 
trag zu erhöhen, der sich nach den Num- 
mern 1 und 2 für die vor dem 1. Januar 
1940 oder vor dem Nachfeststellungszeit- 
punkt geschädigten Wirtschaftsgüter er- 
gibt; Entsprechendes gilt, wenn nachweis- 
lich bei der Feststellung des Einheitswerts 
auf den 1. Januar 1940 oder auf den Nach- 
feststelliingszeitpunkt Wirtschaftsgüter 
des Betriebsvermögens deshalb, weil sie 
im Ausland belegen waren, nicht oder nur 
mit einem geringeren Wert angesetzt 
worden sind. Sind Schäden erst nach dem 
20. Juni 1948 entstanden, ist der Endver- 
gleichswert um den Betrag zu kürzen, der 
sich nach den Nummern 1 und 2 für die 
nach dem 20. Juni 1948 entstandenen 
Schäden ergibt, soweit nicht der auf den 
Währimgsstichtag festgestellte Einheits- 
wert durch eine Rück rdel hing für diese 
Schäden gemindert ist. Ist eine wirtschaft- 
liche Einheit des Betiiebsvermögens in 
vollem Umfang rückerstattet worden, so 
ist Schadenshöchstbetrag der Anfangsver- 
gleichswert. 
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(4) Bei Schäden im Sinne des Absatzes 1 ist § 12 
des Feststellungsgesetzes und bei Schäden im Sinne 
der Absätze 2 und 3 sind die §§ 13 und 14 des Fest- 
Stellungsgesetzes entsprechend anzuwenden. 

§ 19 

Schadensberechnung bei Verlusten an Gegenständen 
der Berufsausübung 

(1) Gegenstände der Berufsausübung oder der 
wissenschaftlichen Forschung sind mit dem Anschaf- 
fungspreis abzüglich einer angemessenen Abschrei- 
bung, mindestens jedoch mit dem gemeinen Wert 
im Zeitpunkt der Schädigung, anzusetzen, 

(2) Für die Schadensberechnung bei Verlusten 
an eigenen Erzeugnissen der Berufsausübung oder 
der wissenschaftlichen Forschung, die den Gegen- 
ständen der Berufsausübung oder der wissenschaft- 
lichen Forschung gleichgestellt sind, gilt die zu § 15 
Abs. 2 des Feststellungsgesetzes erlassene Rechts- 
verordnung. 

. § 20 

Schadensberechnung bei Verlusten aus Ansprüchen 

(1) Privatrechtliche geldwerte Ansprüche sind 
vorbehaltlich der Absätze 2 und 3 mit dem Nenn- 
betrag im Zeitpunkt der Schädigung anzusetzen. 

(2) In Wertpapieren verbriefte Forderungen sind 
mit dem für die Vermögensteuerveranlagung nach 
dem Stande vom 1. Januar 1945 geltenden Wert an- 
zusetzen. Ist der Schaden nach dem 20. Juni 1948 
eingetreten, so ist der Wert anzusetzen, der für die 
Vermögensteuerveranlagung nach dem Stand vom 
Beginn des Jahres des Schadenseintritts, bei Scha- 
denseintritt im Jahre 1948 nach dem Stand vom 
21, Juni 1948, maßgebend ist. Bei Zertifikaten über 
Lieferung von Wertpapieren ist der Wert der zu- 
grunde liegenden Forderung anzusetzen. 

(3) Ansprüche aus noch nicht fälligen Lebensver- 
sicherungsverträgen sind mit zwe,l Drittel der bis 
zum Zeitpunkt der Schädigung eingezahlten Prämien 
anzusetzen. 

(4) Ansprüche aus Nießbrauchrechten und aus 
Rechten auf Renten, Altenteile sowie andere wie- 
derkehrende Nutzungen und Leistungen sind mit 
dem Kapitalwert gemäß den §§ 15 und 17 des Be- 
wertungsgesetzes in der am 1. Januar 1945 gelten- 
den Fassung anzusetzen. 

§ 21 

Schadensberechnung bei Verlusten aus Anteils- 
rechten 

(1) Anteilsrechte an Kapitalgesellschaften sind 
mit dem für die Vermögensteuerveranlagung nach 
dem Stand vom 1. Januar 1945 geltenden Wert, 
Geschäftsguthaben der Mitglieder von Genossen- 
schaften mit dem Nennwert anzusetzen. Ist der 
Schaden an Anteilsrechten an Kapitalgesellschaften 
nach dem 20. Juni 1948 eingetreten, so ist der Wert 
anzusetzen, der für die Vermögensteuerveranlagung 


nach dem Stand vom Beginn des Jahres des Scha- 
denseintritts, bei Schadenseintritt im Jahre 1948 
nach dem Stand vom 21. Juni 1948, maßgebend ist. 
Bei Zertifikaten über Lieferung von Wertpapieren 
ist der Wert des zugrunde liegenden Anteilsrechts 
anzusetzen. 

(2) Ist für Anteilsrechte an Kapitalgesellschaften 
der nach Absatz 1 maßgebende Wert nicht festge- 
stellt worden oder nicht mehr bekannt, so ist der 
Schadensberechnung der Wert zugrunde zu legen, 
der nach § 13 Abs. 2 und 3 des Bewertungsgesetzes 
anzusetzen gewesen wäre. Entsprechend kann ver- 
fahren werden, wenn nachweislich bei der Feststel- 
lung des für die Vermögensteuerveranlagung gel- 
tenden Werts aus Billigkeitsgründen Wirtschafts- 
güter abweichend von den Vorschriften des Bewer- 
tungsgesetzes bewertet worden oder außer Ansatz 
geblieben sind. 

§ 22 

Schadensberechnung bei Verlusten aus Urheber- 
rechten, gewerblichen Schutzrechten und 
Erfindungen 

Literarische und künstlerische Urheberrechte, ge- 
werbliche Schutzrechte und ungeschützte Erfindun- 
gen (§11 Abs. 3 Nr. 2 Buchstabe d) sind mit dem Be- 
trag anzusetzen, der sich unter Zugrundelegung der 
durchschnittlichen Jahreserträge und der tatsäch- 
lichen Verwertungsdauer nach der Wegnahme als 
Kapitalwert nach § 15 des Bewertungsgesetzes in 
der am 1. Januar 1945 geltenden Fassung ergibt. 
Sind derartige Erträge auch noch für die Zeit nach 
der Entscheidung über die Entschädigung zu erwar- 
ten, so sind diese in die Schadensberechnung nach 
der zu erwartenden Verwertungsdauer mit einzube- 
ziehen. Die nach den Sätzen 1 und 2 berechneten 
Schäden dürfen den Höchstbetrag von 20 000 Reichs- 
mark oder Deutsche Mark nicht übersteigen. 

§ 23 

Besonderheiten der Schadensberechnung bei 
Rückerstattungsfällen 

(1) Bei Rückerstattungsschäden sind von dem 
nach § 18 Abs. 2 und Abs. 3 Nr. 1 und 2 sowie 
nach den §§ 19 bis 22 berechneten Betrag abzu- 
ziehen 

1. bei Schäden an land- und forstwirtschaft- 
lichem Vermögen und Grundvermögen 

a) die in Anrechnung auf den Kaufpreis 
übernommenen Verbindlichkeiten, so- 
weit sie bei der Rückerstattung vom 
Rückerstattungsberechtigten übernom- 
men worden sind, mit ihrem halben 
Nennbetrag, 

b) die für Werterhöhungen des der Rück- 
erstattung unterliegenden Wirtschafts- 
guts vpm Rückerstattungsberechtigten 
übernommenen Verbindlichkeiten und 
die für Werterhöhungen an den Rück- 
erstattungspflichtigen erbrachten Lei- 
stungen in Geld oder Geldeswert, so- 
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weit sich die Werterhöhungen auf den 
Einheitswert ausgewirkt haben; dabei 
sind Verbindlichkeiten in Reichsmark 
oder Deutscher Mark mit dem halben 
Nennbetrag, Leistungen in Reichsmark ' 
mit 10 vom Hundert ihres Nennbetra- j 
ges und Leistungen in Deutscher Mark | 
mit ihrem vollen Nennbetrag anzuset- 
zen; 

2. bei Schäden an Betriebsvermögen die vom 
Rückerstattungsberechtigten übernomme- j 
nen Verbindlichkeiten sowie die von ihm ! 
für Werterhöhungen an den Rückerstat- | 
tungspflichtigen erbrachten Leistungen in | 
Geld oder Geldeswert mit ihrem vollen ' 
Nennbetrag; 

3. die bei der Rückerstattung dem Erwerber 
oder Nacherwerber von dem Rückerstat- 
tungsberechtigten für den Kaufpreis ge- ; 
maß Artikel 44 Abs. 1 des Gesetzes Nr. 59 i 
vom 10. November 1947 (Rückerstattung 
feststellbarer Vermögensgegenstände) der 
Militärregierung Deutschland — Amerika- 
nisches Kontrollgebiet — (Amtsblatt der 
Militärregierung Deutschland — Ameri- 
kanisches Kontrollgebiet — Ausgabe G 
S. 1) oder Artikel 36 Abs. 1 des Gesetzes 
Nr. 59 vom 12. Mai 1949 (Rückerstattung 
feststellbarer Vermögensgegenstände an i 
Opfer der nationalsozialistischen Unter- 
drückungsmaßnahmen) der Militärregie- j 
rung Deutschland — Britisches Kontrollge- 
biet — (Amtsblatt der Militärregierung 
Deutschland — Britisches Kontrollgebiet 

■ — S. 1169) oder Artikel 7 der Verordnung ■ 
Nr. 120 vom 10. November 1947 (Rück- | 
erstattung geraubter Vermögensobjekte) 
der Militärregierung Deutschland — Fran- i 
zösisches Kontrollgebiet — (Amtsblatt des 
französischen Oberkommandos in Deutsch- 
land S. 1219) oder Artikel 37 Abs. 1 der | 
Anordnung BK/O (49) 180 vom 26. Juli | 
1949 (Rückerstattung feststellbarer Ver- ; 
mögensgegenstände an Opfer der national- | 
sozialistischen Unterdrückungsmaßnah- | 
men) der Alliierten Kommandantur Berlin 
(Verordnungsblatt für Groß-Berlin Teil I 
1949 S. 221) zurückgewährten und zurück- 
zugewährenden Beträge mit ihrem Nenn- 
betrag, wobei Reichsmarkbeträge mit 10 
vom Hundert anzusetzen sind; 


nung Nr. 120 vom 10. November 1947 
(Rückerstattung geraubter Vermögensob- 
jekte) der Militärregierung Deutschland — 
Französisches Kontrollgebiet — oder Ar- 
tikel 37 Abs. 3 der Anordnung BK/0 (49) 
180 vom 26. Juli 1949 (Rückerstattung fest- 
stellbarer Vermögensgegenstände an Op- 
fer der nationalsozialistischen Unterdrük- 
kungsmaßnahmen) der Alliierten Kom- 
mandantur Berlin abgetretenen Ansprüche 
zustehende Betrag mit dem Nennbetrag, 
wobei Reichsmarkbeträge mit 10 vom Hun- 
dert anzusetzen sind; 

5. die Leistungen, die ein Rückerstattungs- 
pflichtiger von einer rückgriffspflichtigen 
Person erhalten hat. Zahlungen in Deut- 
scher Mark sind mit ihrem Nennbetrag, 
Zahlungen in Reichsmark mit 10 vom Hun- 
dert anzuseizen. Nicht in Geld erbrachte 
Leistungen sind mit ihrem nach diesem Ge- 
setz maßgebenden Wert im Zeitpunkt der 
Leistung anzusetzen. 

(2) Bei Rückerstattungsschäden an Betriebsver- 
mögen ist der Schadenshöchstbetrag (§ 18 Abs. 3 
Nrn. 3 und 4) auf den nach Anwendung des Absat- 
zes 1 verbleibenden Betrag zu beziehen. 

§ 24 

Schadensberechnung bei Zusammentreffen von 
Schäden im Sinne dieses Gesetzes mit Schäden im 
Sinne des Feststellungsgesetzes 

Treffen an demselben Wirtschaftsgut Schäden im 
Sinne dieses Gesetzes mit Schäden im Sinne des 
Feststellungsgesetzes zusammen, so wird der Scha- 
den unter Zusammenfassung aller dieser Schäden 
berechnet und der nach dem Feststellungsgesetz 
festgestellte Betrag abgezogen. Sind Kriegssachschä- 
den nach dem Erwerb des der Rückerstattung unter- 
liegenden Wirtschaftsguts entstanden und gilt der 
Rückerstattungspflichtige nach der Elften Verord- 
nung über Ausgleichsleistungen nach dem Lasten- 
ausgleichsgesetz vom 18. Dezember 1956 (Bundes- 
gesetzbl. I S. 932) nicht als unmittelbar Geschädigter, 
ist der Rückerstatlungsschaden so zu berechnen, als 
sei der Kriegssachschaden nicht eingetreten; das gilt 
entsprechend, wenn an demselben Wirtschaftsgut Be- 
satzungsschäden im Geltungsbereich dieses Geset- 
zes mit Rückerstattungsschäden Zusammentreffen. 


4. der dem Erwerber oder Nacherwerber auf 
Grund der ihm gemäß Artikel 44 Abs. 3 
des Gesetzes Nr. 59 vom 10. November 
1947 (Rückerstattung feststellbarer Ver- 
mögensgegenstände) der Militärregierung 
Deutschland ■ — Amerikanisches Kontroll- 
gebiet — oder Artikel 36 Abs. 3 des Ge- 
setzes Nr. 59 vom 12. Mai 1949 (Rücker- 
stattung feststellbarer Vermögensgegen- 
stände an Opfer der nationalsozialistischen 
Unterdrückungsmaßnahmen) der Militär- i 
regierung Deutschland — Britisches Kon- j 
trollgebiet — oder Artikel 7 der Verord- 


Schadensberechnung bei Vermögenswerten in 
fremder Währung 

(1) Wertansätze, die auf eine andere Währung 
als Reichsmark oder Deutsche Mark lauten, sind bei 
Anwendung der Vorschriften dieses Abschnitts 
unter Zugrundelegung der Umsatzsteuerumrech- 
nungssätze vom 15. März 1945 (Reichssteuerblatt 

S. 69) auf Reichsmark umzurechnen. Soweit für ein- 
zelne Gebiete Umsatzsteuerumrechnungssätze für 
den 15. März 1945 nicht festgesetzt worden sind, sind 
der Umrechnung in Reichsmark zugrunde zu legen 
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1. für Gebiete, die in den Jahren 1938 bis 
1945 in das Deutsche Reich eingegliedert 
oder unter deutsche Verwaltung gestellt 
worden sind, die für diese Gebiete durch 
Verordnung bestimmten Umrechnungs- 
sätze, 

2. für die übrigen Gebiete die Umrechnungs- 
sätze, die sich aus dem Durchschnitt der 
für das Kalenderjahr 1939 bekanntgegebe- 
nen Umsatzsteuerumrechnungssätze erge- 
ben. 

(2) Für Währungen, 

1. für die Umrechnungssätze nach Absatz 1 
nicht bekanntgegeben worden sind, 

2. deren Kaufkraft in ihrem Verhältnis zur 
Kaufkraft der Reichsmark erheblich größer 
war, als dies in den nach Absatz 1 maß- 
gebenden Umrechnungssätzen zum Aus- 
druck kommt, 

3. deren Kaufkraft infolge Währungsverfalls 
in ihrem Verhältnis zur Kaufkraft der 
Reichsmark erheblich geringer war, als 
dies in den nach Absatz 1 maßgebenden 
Umrechnungssätzen zum Ausdruck kommt, 

sowie im Falle der Neuordnung einer Währung 
nach dem 15. März 1945 ist die Rechtsverordnung 
zu § 20 des Feststellungsgesetzes entsprechend an- 
zuwenden. 

§ 26 

Schadensberedinung bei Teilverlusten 

Hat in den Fällen des § 18 Abs. 1 und der §§ 20 
bis 22 ein Wirtschaftsgut trotz der Schädigung noch 
einen wirtschaftlichen Wert, dann ist der nach den 
bezeichneten Vorschriften anzusetzende Wert des 
Wirtschaftsguts zur Ermittlung des festzustellenden 
Schadens um den Teil zu kürzen, der dem Verhält- 
nis des Werts des erhaltenen Teils zu dem Wert 
des ganzen Wirtschaftsguts entspricht. Für die Be- 
wertung der erhalten gebliebenen Wirtschaftsgüter 
ist auszugehen bei land- und forstwirtschaftlichem 
Vermögen, Grundvermögen und Betriebsvermögen 
vom Wert am Währungsstichtag, im übrigen vom 
Wert am 1. Januar 1953; sind Schäden erst nach 
diesen Zeitpunkten entstanden, ist für die Bewer- 
tung der erhalten gebliebenen Wirtschaftsgüter von 
deren Wert zu Beginn des. auf die Schädigung fol- 
genden Kalenderjahres auszugehen. Die Achte Ver- 
ordnung zur Durchführung des Feststellungsgesetzes 
vom 18. Dezember 1956 (Bundesgesetzbl. I S. 928) 
ist entsprechend anzuwenden. 

§ 27 

Schadensausgleich 

(1) Eine Kürzung des nach den §§ 18 bis 26 er- 
mittelten Schadensbetrages ist vorzunehmen, wenn 
der Schaden ganz oder teilweise ausgeglichen wor- 
den ist, insbesondere dadurch, daß weggenommene 
Wirtschaftsgüter in Natur zurückgegeben, Liquida- 
tions- und Versteigerungserlöse herausgegeben. 


sonstige Leistungen eines anderen Staates gewährt 
worden sind oder einem Umsiedler in anderen als 
den in § 11 Abs. 3 bezeichneten Gebieten Ersatz- 
vermögen zugeteilt oder Schadenersatz durch 
Dritte geleistet worden ist; dies gilt entsprechend, 
soweit der Schaden durch die Verwirklichung von 
Ersatzansprüchen, deren Geltendmachung möglich 
und zumutbar ist, ausgeglichen werden kann. § 26 
ist mit der Maßgabe entsprechend anzuwenden, daß 
diese Leistungen als erhalten gebliebener wirt- 
schaftlicher Wert anzusehen sind. Bei ihrer Bewer- 
tung ist von ihrem nach diesem Gesetz maßgeben- 
den Wert im Zeitpunkt der Leistung auszugehen. 

(2) Absatz 1 gilt nicht bei Rückerstattungsschä- 
den, soweit bereits Beträge nach § 23 abgezogen 
worden sind. 

§ 28 

Schadensberechnung bei Ersatzleistungen sowie 
bei Leistungen zur Erfüllung einer Rückgriffs- 
verpflichtung oder zur Abwendung eines Schadens 

(1) Ist im Falle des § 5 Nr. 1 anstelle der Rück- 
erstattung Ersatz geleistet worden, so ist der 
Schadensberechnung die Ersatzleistung zugrunde 
zu legen. Im Falle des § 5 Nr. 2 ist der Schadens- 
berechnung die Leistung zugrunde zu legen, welche 
zur Erfüllung der Rückgriffsverbindlichkeit erbracht 
worden ist, und im Falle des § 7 die Leistung, durch 
welche die Wegnahme, Zerstörung, Beschädigung 
oder Rückerstattung des Wirtschaftsguts abgewen- 
det worden ist; nicht berücksichtigt werden Lei- 
stunden, die für nach diesem Gesetz nicht entschädi- 
gungsfähige Schäden, insbesondere für entgangene 
Nutzungen des Rückerstattungsberechtigten, erbracht 
worden sind. 

(2) Die der Schadensberechnung nach Absatz 1 
zugrunde zu legenden Leistungen sind, soweit sie 
nicht Geldleistungen waren, mit dem gemeinen 
Wert (Verkehrswert) im Zeitpunkt der Leistung an- 
zusetzen. Zahlungen in Deutscher Mark sind mit 
ihrem Nennbetrag, Zahlungen in Reichsmark mit 
10 vom Hundert anzusetzen. 

(3) Die Leistungen dürfen höchstens mit dem Be- 
trag angesetzt werden, der als Schadensbetrag bei 
Wegnahme, Zerstörung, Beschädigung oder in den 
Fällen des § 5 Nrn. 1 und 2 bei der Rückerstattung 
des Wirtschaftsguts nach den §§ 19 bis 27 zu be- 
rechnen gewesen wäre. 

§ 29 

Berücksichtigung früherer Vermögenserklärungen 

Die Vorschriften des § 22 des Feststellungsgeset- 
zes über die Berücksichtigung früherer Vermögens- 
erklärungen und die Folgen der Nichtabgabe sol- 
cher Erklärungen sind entsprechend anzuwenden. 
Dies gilt nicht, soweit im Ausland bclegenes Ver- 
mögen bei der Feststellung von Einheitswerten des 
Betriebsvermögens auf Zeitpunkte vom 1. Januar 
1940 bis zum 1. Januar 1945 und bei der Veranla- 
gung zur Vermögensteuer für den Hauptveranla- 
gungszeitraum 1940 nicht oder nur mit einem gerin- 
geren Wert anzusetzen war. 
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VIERTER ABSCHNITT 
Entschädigung 

§ 30 

Allgemeines 

Die Entschädigung wird nach den §§ 31 bis 34 
berechnet und der Anspruch hierauf nach Maßgabe 
der §§35 bis 41 zuerkannt und erfüllt. 

§ 31 

Zusammenfassung der Schäden 

(1) Für die Bemessung der Entschädigung werden 
die nach diesem Gesetz berechneten Schäden des 
unmittelbar Geschädigten (§ 8), vorbehaltlich des 
§ 34, zu einem Schadensbetrag zusammengefaßt. 
Hierbei gilt folgendes: 

1. Schäden an land- und forstwirtschaftlichem 
Vermögen sind mit einem um ein Drittel 
erhöhten Betrag anzusetzen. 

2. Von Schäden an land- und forstwirtschaft- 
lichem Vermögen sowie an Grundvermö- 
gen in den zur Zeit unter fremder Ver- 
waltung stehenden deutschen Ostgebieten 
oder in Gebieten außerhalb der Grenzen 
des Deutschen Reichs nach dem Gebiets- 
stand vom 31. Dezember 1937 sind lang- 
fristige Verbindlichkeiten, die im Zeit- 
punkt des Schadenscintritts mit diesem 
Vermögen in wirtschaftlichem Zusammen- 
hang standen oder an ihm dinglich ge- 
sichert waren, mit ihrem halben Reichs- 
marknennbetrag abzusetzen. 

3. Von Schäden an land- und forstwirtschaft- 
lichem Vermögen sowie an Grundvermö- 
gen im Geltungsbereich dieses Gesetzes 
sind Verbindlichkeiten, die durch Grund- 
pfandrechte an Grundstücken der beschä- 
digten wirtschaftlichen Einheit gesichert 
waren, oder auf ihnen lastende Grund- 
schulden oder Rentenschulden mit der 
Hälfte desjenigen Betrags abzusetzen, um 
den die auf Grund dieser Verbindlich- 
keiten entstandene Hypothekengev/inn- 
abgabe nach § 100 des Lastenausgleichs- 
gesetzes gemindert wordeln ist; dies gilt 
bei nach dem 20. Juni 1948 eingetretenen 
Rückerstattungsschäden auch dann, wenn 
die Minderung bereits bei den Verfolgten 
nach Lastenausgleichsrecht berücksichtigt 
worden ist. 

4. Schäden an privatrechtlichen geldwerten 
Ansprüchen sind mit demjenigen Betrag 
anzusetzen, mit dem die Ansprüche bei 
Anwendung der für den Geltungsbereich 
des Grundgesetzes geltenden Umstel- 
lungsvorschriften auf Deutsche Mark um- 
zustellen gewesen wären. Die Rechtsver- 
ordnung zu § 245 Nr. 4 des Lastenaus- 
gleichsgesetzes ist entsprechend anzuwen- 
den. 

(2) Sind dem unmittelbar Geschädigten neben 
Schäden im Sinne des Absatzes 1 auch Schäden ent- 


standen, für welche das Lastenausgleichsgesetz 
Hauptentschädigung vorsieht, ist dem nach Absatz 1 
ermittelten Schadensbetrag der Schadensbetrag nach 
§ 245 des Lastenausgleichsgesetzes einschließlich 
der nach § 24 abgezogenen Beträge hinzuzurechnen. 


§ 32 

Schadensgruppen und Grundbeträge 

(1) Der nach § 31 berechnete Schadensbetrag 
wird in die für ihn maßgebende Schadensgruppe 
eingestuft. Für die Bemessung der Entschädigung 
wird von dem Grundbetrag ausgegangen, der dieser 
Schadensgruppe entspricht. 

(2) Es werden folgende Schadensgruppen gebil- 
det und folgende Grundbeträge festgesetzt: 


idens- 

Lippe 

Schadensbetrag 
in Reichsmark/ 
Deutscher Mark 

Grundbetrag 
in Deutscher Mark 

1 

bis 

5 000 

der Schadens- j 4 800 

2 

bis 

5 500 

betrag, höch- 5 150 

3 

bis 

6 200 

stens jedoch ) 5 550 

4 

bis 

7 200 

6 100 

5 

bis 

8 500 

6 800 

6 

bis 

10 000 

7 600 

7 

bis 

12 000 

8 550 

8 

bis 

14 000 

9 550 

9 

bis 

16 000 

10 350 

10 

bis 

18 000 

11 050 

11 

bis 

20 000 

11 750 

12 

bis 

23 000 

12 450 

13 

bis 

26 000 

13 250 

14 

bis 

29 000 

14 000 

15 

bis 

32 000 

14 650 

16 

bis 

36 000 

15 350 

17 

bis 

40 000 

16 050 

18 

bis 

44 000 

16 650 

19 

bis 

48 000 

17 150 

20 

bis 

53 000 

17 600 

21 

bis 

58 000 

18 100 

22 

bis 

63 000 

18 600 

23 

bis 

68 000 

19 100 

24 

bis 

74 000 

19 650 

25 

bis 

80 000 

20 250 

26 

bis 

86 000 

20 850 

27 

bis 

93 000 

21 500 

28 

bis 

100 000 

22 200 

29 

bis 

110 000 

23 050 

30 

bis 

120 000 

24 000 

31 

bis 

130 000 

24 950 

32 

bis 

140 000 

25 850 

33 

bis 

150 000 

26 750 

34 

bis 

160 000 

27 600 

35 

bis 

170 000 

28 450 

36 

bis 

180 000 

29 250 

37 

bis 

190 000 

30 050 

38 

bis 

200 000 

30 800 

39 

bis 1 000 000 

30 800 + 7 v.H. 


40 


über 1 000 000 


des 200 000 RM/DM 
übersteigenden 
Schadensbetrags 
86 800 + 6,5 v.H. 
des 1 000 000 RM/DM 
übersteigenden 
Schadensbetrags 
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§ 33 

Kürzung des Grundbetrags 

(1) Der Grundbetrag ist zu kürzen, 

1. soweit sich durch seine Zurechnung zum 
Endvermögen eine Summe ergeben würde, 
die 50 vom Hundert des Anfangsvermö- 
gens übersteigt. Als Endvermögen gilt das 
Vermögen des unmittelbar Geschädigten 
(§ 8) am 21. Juni 1948, vermindert um 40 
vom Hundert. Als Anfangsvermögen gilt 
die Summe des Schadensbetrags und des 
Vermögens des unmittelbar Geschädigten 
am 21. Juni 1948. Der Kürzungsbetrag 
nach Satz 1 darf nicht höher sein als 50 
vom Hundert des Vermögens des unmit- 
telbar Geschädigten am 21. Juni 1948. Sind 
Schäden erst nach dem 21. Juni 1948 ent- 
standen, tritt an die Stelle des Vermögens 
an diesem Stichtag das Vermögen, wel- 
ches sich auf diesen Zeitpunkt ergeben 
würde, wenn die Schäden vorher entstan- 
den wären; 

2. um den nach Anwendung des § 249 Abs. 1 
des Lastenausgleichsgesetzes verbleiben- 
den Grundbetrag der Hauptentschädigung; 

3. um Entschädigungszahlungen, die für die 
nach dem Ersten und Zweiten Abschnitt 
dieses Gesetzes zu berücksichtigenden 
Schäden auf Grund der Kriegssachschäden- 
verordnung, des Reichsleistungsgesetzes 
oder anderer innerdeutscher als der in 
§ 13 bezeichneten Vorschriften gewährt 
worden sind, es sei denn, daß die aus die- 
sen Entschädigungszahlungen wiederbe- 
schafften entsprechenden Wirtschaftsgüter 
durch Kriegsereignisse oder auf Grund 
von Tatbeständen, die nach diesem Gesetz 
entschädigungsfähig sind, erneut verloren- 
gegangen sind; im übrigen gilt § 249 
Abs. 2 des Lastenausgleichsgesetzes sinn- 
gemäß. 

(2) Die Kürzungen nach Absatz 1 Nrn. 1 bis 3 
sind in der Reihenfolge dieser Nummern vorzuneh- 
men. Die nach § 249 Abs. 5 Nr. 1 des Lastenaus- 
gleichsgesetzes ergangene Rechtsverordnung ist ent- 
sprechend anzuwenden. 

§ 34 

Sparerzuschlag 

(1) Soweit eine Entschädigung nach diesem Ge- 
setz zur Abgeltung von Verlusten an privatrecht- 
lichen geldwerten Ansprüchen gewährt wird, die 
Sparanlagen im Sinne des Altsparergesetzes sind 
und nicht nach § 31 Abs. 1 Nr. 4 mit dem vollen 
nach § 20 berechneten Betrag anzusetzen sind, ist 
§ 249 a des Lastenausgleichsgesetzes entsprechend 
anzuwenden. 

(2) Sind dem unmittelbar Geschädigten neben 
Schäden im Sinne des Absatzes 1 auch Schäden ent- 
standen, für die nach § 249 a des Lastenausgleichs- 


gesetzes ein Sparerzuschlag gewährt wird, so ist 
§ 249 a des Lastenausgleichsgesetzes auf alle Schä- 
den an Sparanlagen anzuwenden; von dem danach 
sich ergebenden Sparerzuschlag ist der Sparerzu- 
schlag für Schäden an Sparanlagen nach dem Lasten- 
ausgleichsgesetz abzuziehen. 

§ 35 

Zuerkennung des Anspruchs auf Entschädigung 

(1) Der Anspruch auf Entschädigung wird dem 
Anspruchsberechtigten mit dem sich ergebenden 
Grundbetrag zuerkannt. Anspruchsberechtigter ist 
der unmittelbar Geschädigte (§ 8). Ist dieser vor 
dem Inkrafttreten dieses Gesetzes verstorben, so 
sind nach dem Verhältnis ihrer Erbanteile seine im 
Zeitpunkt des Inkrafttretens dieses Gesetzes leben-, 
den Erben anspruchsberechtigt. Treten in den Fällen 
des § 36 Abs. 2 Satz 2 die Voraussetzungen für die 
Zuerkennung des Anspruchs auf Entschädigung in 
der Person von Erben erst nach dem Inkrafttreten 
dieses Gesetzes ein, so sind diese Erben anspruchs- 
berechtigt. 

(2) Der zuerkannte Anspruch auf Entschädigung 
gilt mit dem Inkrafttreten dieses Gesetzes, in den 
Fällen des Absatzes 1 Satz 4 mit dem Zeitpunkt des 
Eintritts der Voraussetzungen als entstanden. 

§ 36 

Voraussetzungen für die Zuerkennung 
des Anspruchs auf Entschädigung 

(1) Anspruchsbereditigter muß eine natürliche 
Person sein. 

(2) Ein Anspruch auf Entschädigung kann in den 
Fällen des § 12 Abs. 2 nur zuerkannt werden, wenn 
der unmittelbar Geschädigte oder, falls dieser vor 
dem 1. Januar 1953 verstorben ist, diejenige Person, 
die am 31. Dezember 1952 sein Erbe oder weiterer 
Erbe war, 

1. am 31. Dezember 1952 den ständigen Auf- 
enthalt im Geltungsbereich dieses Geset- 
zes oder in einem Staate gehabt hat, der 
die Regierung der Bundesrepublik 
Deutschland am 1. April 1956 anerkannt 
hatte, oder 

2. nach dem 31. Dezember 1952 in diesen Ge- 
bieten den ständigen Aufenthalt genom- 
men hat oder nimmt 

a) als Vertriebener (Aussiedler) gemäß 
§ 11 Abs. 2 Nr. 3 des Lastenausgleichs- 
gesetzes spätestens sechs Monate nach 
dem Zeitpunkt, in dem er die zur Zeit 
unter fremder Verwaltung stehenden 
deutschen Ostgebiete oder das Gebiet 
desjenigen Staates, aus dem er vertrie- 
ben oder ausgesiedelt worden ist, ver- 
lassen hat; hierbei werden solche Zei- 
ten nicht mitgerechnet, in denen ein 
Vertriebener nach Verlassen eines der 
in § 11 Abs. 2 Nr. 3 des Lastenaus- 
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gleichsgesetzes bezeichneten Staaten, 
aus dem er vertrieben oder ausgesie- 
delt worden ist, in einem anderen der 
dort bezeichneten Staaten sich aufge- 
halten hat, ferner nicht solche Zeiten, 
in denen er oder ein mit ihm ausgesie- 
delter Familienangehöriger im An- 
schluß an die Aussiedlung erkrankt 
und infolgedessen zur Fortsetzung der 
Reise außerstande war, sowie solche 
Zeiten, in denen er oder ein mit ihm 
ausgesiedelter Familienangehöriger in 
der sowjetischen Besatzungszone oder 
im sowjetisch besetzten Sektor von 
Berlin aus Gründen, die er nicht zu 
vertreten hat, gewaltsam festgehalten 
worden ist, 
oder 

b) als Heimkehrer nach den Vorschriften 
des Heimkehrergesetzes vom 19. Juni 
1950 (Bundesgesetzbl. S. 221) in der je- 
weils geltenden Fassung oder in sinn- 
gemäßer Anwendung dieser Vorschrift, 
und zwar innerhalb von zwei Monaten 
nach Entlassung aus fremdem Gewahr- 
sam, 

oder 

c) bis zum 31. Dezember 1965 als Sowjet- 
zonenflüchtling (§ 3 des Bundesvertrie- 
benengesetzes) oder als zurückgekehr- 
ter Evakuierter im Sinne des Bundes- 
evakuiertengesetzes 

oder 

d) im Wege der Familienzusammenfüh- 
rung zu dem Ehegatten oder als Min- 
derjähriger zu den Eltern oder als 
hilfsbedürftiger Elternteil zu den Kin- 
dern, vorausgesetzt, daß der nachträg- 
lich Zugezogene mit einer Person zu- 
sammengeführt wird, die schon am 
31. Dezember 1952 im Geltungsbereich 
dieses Gesetzes ständigen Aufenthalt 
hatte oder hier nach Maßgabe der 
Buchstaben a, b oder c später genom- 
men hatte; dabei sind im Verhältnis 
zwischen Eltern und Kindern auch 
Schwiegerkinder zu berücksichtigen, 
wenn das einzige oder letzte Kind ver- 
storben oder verschollen ist. Wer das 
70. Lebensjahr vollendet hat, gilt stets 
als hilfsbedürftig, sofern er im bishe- 
rigen Aufenthaltsgebiet ausreichende 
Pflege nicht erhalten hat und nicht er- 
halten konnte. Bei Zuzug aus dem Aus- 
land muß die Familienzusammenfüh- 
rung spätestens am 31. Dezember 1961 
vollzogen sein. 

Ist ein unmittelbar Geschädigter nach dem 31. De- 
zember 1952 in einem der in § 11 Abs. 2 Nr. 3 des 
Lastenausgleichsgesetzes bezeichneten und nicht 
unter Satz 1 Nr. 1 fallenden Gebiete verstorben, so 
kann ein Anspruch auf Entschädigung für die vor 
seinem Tode entstandenen Schäden dann zuerkannt 


werden, wenn sein Erbe oder weiterer Erbe die 
Voraussetzungen des Satzes 1 erfüllt. Sind Schäden 
im Geltungsbereich dieses Gesetzes nach dem 
31. Dezember 1952 eingetreten, tritt an die Stelle 
des 31. Dezember 1952 der Zeitpunkt der Schädi- 
gung. 

(3) Sind die Voraussetzungen des Absatzes 2 
vor dem Inkrafttreten dieses Gesetzes erfüllt, muß 
ferner der Anspruchsberechtigte im Zeitpunkt des 
Inkrafttretens dieses Gesetzes seinen ständigen 
Aufenthalt in den in Absatz 2 Satz 1 Nr. 1 bezeidi- 
neten Gebieten gehabt haben oder dort nach diesem 
Zeitpunkt unter den Voraussetzungen des Absat- 
zes 2 Satz 1 Nr. 2 nehmen. 

(4) Außerdem muß in den Fällen des § 12 Abs. 2 
Nr. 2 der unmittelbar Geschädigte 

1. nach der Schädigung die deutsche Staats- 
angehörigkeit erworben und am 31. De- 
zember 1961 besessen haben 

oder 

2. am 31. Dezember 1952 oder am 31. Dezem- 
ber 1961 seinen ständigen Aufenthalt im 
Geltungsbereich dieses Gesetzes gehabt 
haben 

oder 

3. nach vorausgegangenem ständigen Auf- 
enthalt von mindestens einem Jahr vor 
dem 31. Dezember 1961 aus dem Geltungs- 
bereich dieses Gesetzes in einen Staat ab- 
gewandert sein, der die Regierung der 
Bundesrepublik Deutschland am 1. April 
1956 anerkannt hatte, 

oder 

4. bei Vorliegen der Voraussetzungen des 
Absatzes 2 Nr. 2 nach dem 31. Dezember 
1952 seinen ständigen Aufenthalt im Gel- 
tungsbereich dieses Gesetzes genommen 
haben 

oder, 

5. wenn ihm /in einem Umsiedlungsgebiet 
Schäden im Sinne des § 2 Abs. 4 entstan- 
den sind und die Voraussetzungen der 
Nummern 1 bis 4 nicht vorliegen, am 
31. Dezember 1952 oder am 31. Dezember 
1961 seinen ständigen Aufenthalt in die- 
sem Umsiedlungsgebiet gehabt haben. 

Er darf außerdem im Falle der Nummern 2 und 5 
am 31. Dezember 1952 oder am 31. Dezember 1961, 
im Falle der Nummer 3 im Zeitpunkt der Abwande- 
rung und im Falle der Nummer 4 im Zeitpunkt der 
Aufenthaltsnahme keine Staatsangehörigkeit oder 
nur diejenige eines Staates besessen haben, in des- 
sen Gebiet die Entziehungs- oder Vertreibungsmaß- 
nahmen gegen ihn getroffen worden sind. Ist der 
unmittelbar Geschädigte vor dem für ihn maßgeben- 
den Stichtag verstorben, so müssen die Vorausset- 
zungen der Sätze 1 und 2 von denjenigen Personen 
erfüllt sein, die an diesem Stichtag seine Erben oder 
weiteren Erben waren. 
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(5) Den in Absatz 2 Nr, 1 aufgeführten Personen 
ist gleichgestellt, wer aus der sowjetischen Besat- 
zungszone oder aus dem sowjetisch besetzten Sek- 
tor von Berlin, ohne daß er dort durch sein Ver- 
halten gegen die Grundsätze der Menschlichkeit oder 
Rechtsstaatlichkeit verstoßen hat, im Wege der Not- 
aufnahme oder eines vergleichbaren Verfahrens in 
den Geltungsbereich dieses Gesetzes zugezogen 
ist und hier am 31. Dezember 1961 seinen ständigen 
Aufenthalt gehabt hat. 

(6) Durch Rechtsverordnung kann bestimmt wer- 
den, daß der Aufenthalt in anderen als in den in 
Absatz 2 Nr. 1 und Absatz 4 Nr. 3 bezeichneten 
Staaten, sofern bei diesen vergleichbare Verhält- 
nisse vorliegen, zur Erfüllung der Aufenthaltsvor- 
aussetzungen ausreicht. 

§ 37 

Auszahlungsbetrag 

(1) Der sich nach den §§ 32 bis 34 ergebende 
Grundbetrag wird auf volle 10 Deutsche Mark auf- 
gerundet (Endgrundbetrag). 

(2) Zu dem Endgrundbetrag tritt vom 1. Januar 
1953 ab ein Zuschlag von 1 vom Hundert für jedes 
bis zum Tage der Auszahlung angefangene Viertel- 
jahr (Auszahlungsbetrag). 

§ 38 

Behandlung von Vorausleistungen 

(1) Ist ein Darlehen nach den Richtlinien über 
die Gewährung von Darlehen an Reparations-, Resti- 
tutions- und Rückerstattungsgeschädigte (Über- 
brückungsdarlehen) gewährt worden, so gilt dieses 
Darlehen als Vorauszahlung auf den Entschädi- 
gungsanspruch. 

(2) Auf den Entschädigungsanspruch werden Dar- 
lehen zum Existenzaufbau nach dem Vierten Teil 
und Kredithilfen nach dem Fünften Teil des Allge- 
meinen Kriegsfolgengesetzes sowie Darlehen nach 
§ 10 des Vierzehnten Gesetzes zur Änderung des 
Lastenausgleichsgesetzes vom 26. Juni 1961 (Bun- 
desgesetzbl. I S. 785) unter entsprechender Anwen- 
dung des § 258 des Lastenausgleichsgesetzes ange- 
rechnet. Das gleiche gilt für Aufbaudarlehen nach 
dem Lastenausgleichsgesetz, soweit die Hauptent- 
schädigung zur Anrechnung nach § 258 des Lasten- 
ausgleichsgesetzes nicht ausreicht. 

(3) Auf den Entschädigungsanspruch wird ferner 
Unterhaltsbeihilfe nach dem Vierten Teil des Allge- 
meinen Kriegsfolgengesetzes und nach § 10 des 
Vierzehnten Gesetzes zur Änderung des Lastenaus- 
gleichsgesetzes unter entsprechender Anwendung 
des § 278 a des Lastenausgleichsgesetzes angerech- 
net. Dabei wird ein Mindesterfüllungsbetrag nach 
Maßgabe des § 278 a Abs. 4 des Lastenausgleichs- 
gesetzes festgestellt. Sind dem unmittelbar Geschä- 
digten neben Schäden im Sinne dieses Gesetzes 
auch Schäden entstanden, für welche das Lastenaus- 


gleichsgesetz Hauptentschädigung vorsieht, wird der 
Mindesterfüllungsbetrag aus der Summe der Grund- 
beträge errechnet, mit denen die Entschädigung nach 
diesem Gesetz und die Hauptentschädigung nach 
dem Lastenausgleichsgesetz für die Schäden des un- 
mittelbar Geschädigten zuerkannt worden ist. Das 
gleiche gilt für die Anrechnung von Kriegsschaden- 
rente und von Beihilfen zum Lebensunterhalt nach 
dem Lastenausgleichsgesetz, soweit der Anrech- 
nungsbetrag auf Grund der §§ 278 a, 283 und 283 a 
des Lastenausgleichsgesetzes die Hauptentschädi- 
gung übersteigt. 

(4) Die nach den Absätzen 1 bis 3 anzurechnen- 
den Zahlungen sind, soweit sie vor dem Inkraft- 
treten dieses Gesetzes geleistet worden sind, so auf 
den Entschädigungsanspruch anzurechnen, als habe 
er im Zeitpunkt der Gewährung dieser Zahlungen 
bereits bestanden. 

§ 39 

Reihenfolge und Zeitpunkt der Erfüllung 

(1) Die zuerkannten Ansprüche auf Entschädigung 
werden nach Maßgabe der verfügbaren Mittel, spä- 
testens jedoch bis zum 31. März 1979, erfüllt. Die 
Erfüllung richtet sich nach den Grundsätzen, die je- 
weils für die Erfüllung von Ansprüchen auf Haupt- 
entschädigung nach § 252 Abs. 1 des Lastenaus- 
gleichsgesetzes gelten. 

(2) Der für Zeiträume nach dem 31. Dezember 
1965 entstehende Zuschlag (§ 37 Abs. 2) wird jähr- 
lich ausgezahlt. Für die Durchführung und den Zeit- 
punkt der Auszahlung ist die Zwanzigste Verord- 
nung über Ausgleichsleistungen nach dem Lasten- 
ausgleichsgesetz vom 19. Dezember 1962 (Bundes- 
gesetzbl. I S. 737) entsprechend anzuwenden, 

(3) Die Ansprüche können auf Antrag statt in 
bar durch Eintragung von Schuldbuchforderungen 
gegen den Bund oder durch Aushändigung von 
Schuldverschreibungen des Bundes erfüllt werden. 
Die Schuldbuchforderungen und die Schuldverschrei- 
bungen sind mit jährlich mindeistens 4 vom Hun- 
dert bar zu verzinsen. Durch Rechtsverordnung wird 
bestimmt, in welcher Höhe und von welchem Zeit- 
punkt an für Grundbeträge der Entschädigung 
Schuldbuchforderungen eingetragen und Schuldver- 
schreibungen ausgegeben werden. In der Rechtsver- 
ordnung wird das Nähere über die Ausgestaltung 
der Schuldbuchforderungen und Schuldverschreibun- 
gen geregelt; ferner kann 

1. die Eintragung von Schuldbuchforderun- 
gen und die Ausgabe von Schuldverschrei- 
bungen von bestimmten Voraussetzungen 
hinsichtlich der persönlichen und wirt- 
schaftlichen Verhältnisse des Erfüllungs- 
berechtigten abhängig gemacht werden, 

2. die Abtretung von Schuldbuchforderungen 
und die Veräußerung von Schuldverschrei- 
bungen zeitweise, längstens jedoch bis 
zum 31. März 1979, beschränkt und für den 
Fall der Abtretung oder Veräußerung eine 
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abweichende Ausstattung und steuerliche 
Behandlung festgelegt werden, 

3. bestimmt werden, daß eine Löschung der 
Schuldbuchforderungen gegen Aushändi- 
gung von Schuldverschreibungen nicht 
stattfindet. 

(4) Die Ansprüche können ferner auf Antrag 
statt durch Barzahlung durch Begründung von Spar- 
einlagen erfüllt werden, die für begrenzte Zeiträume 
ganz oder teilweise festgelegt werden. Diese Spar- 
einlagen werden, solange sie festgelegt sind, mit 
4 vom Hundert verzinst; die Festlegung gilt nicht 
für die Zinsen. Die Zinsen unterliegen während der 
Festlegung nicht den Steuern vom Einkommen und 
Ertrag. Zugunsten der Geldinstitute entstehen mit 
der Begründung der festgelegten Spareinlagen Dek- 
kungsforderungen gegen den Bund. In Höhe der 
Deckungsforderungen bleiben Verbindlichkeiten der 
Geldinstitute aus Spareinlagen bei der Berechnung 
der jeweils vorgeschriebenen Mindestreserve außer 
Ansatz. Die Deckungsforderungen werden mit 4,5 
vom Hundert verzinst. Durch Rechtsverordnung 
wird bestimmt, unter welchen Voraussetzungen, in 
welcher Höhe und von welchem Zeitpunkt an der- 
artige Spareinlagen für Grundbeträge der Entschä- 
digung begründet werden können; dabei werden 
die Festlegung, die Freigabe sowie das Nähere über 
die Ausgestaltung der Spareinlagen und Deckungs- 
forderungen geregelt. In der Rechtsverordnung kann 
ferner 

1. die Eintragung der Deckungsforderungen 
in ein Schuldbuch des Bundes vorgesehen 
werden, 

2. ein höherer Zinssatz für die Deckungsfor- 
derungen festgesetzt werden, soweit die 
Geldinstitute die festgelegten Sparein- 
lagen vorzeitig freigegeben haben, 

3. eine den §§ 20, 21 des Altsparergesetzes 
entsprechende Regelung getroffen wer- 
den. 

(5) Ansprüche auf Entschädigung können nach 
den Absätzen 3 und 4 bis zu einem Gesamtbetrag 
von 500 Millionen Deutsche Mark erfüllt werden; 
bei der Regelung durch die vorbehaltenen Rechts- 
verordnungen sind die jeweiligen gesamtwirtschaft- 
lichen Verhältnisse zu berücksichtigen. 


§ 40 

Übertragbarkeit 

Der zuerkannte Anspruch auf Entschädigung ist, 
unbeschadet des § 38, den Erben und Abtretungs- 
empfänger gegen sich gelten lassen müssen, ver- 
erblich und übertragbar; er unterliegt jedoch in 
der Person des unmittelbar Geschädigten (§ 8) nicht 
der Zwangsvollstreckung. Auf den Fiskus als ge- 
setzlichen Erben geht der Anspruch nur insoweit 
über, also ohne seine Erfüllung der Nachlaß zur 
Befriedigung der Nachlaßverbindlichkeiten nicht 
ausreicht. 


§41 

Verrechnung mit Forderungen des Deutschen Reichs 

(1) Der zuerkannte Anspruch auf Entschädigung 
und Forderungen des Deutschen Reichs gegen den 
Anspruchsberechtigten oder seinen Erben sind, auch 
soweit der Anspruch auf Entschädigung für eine 
anderweitige Erfüllung noch nicht fällig ist, auf An- 
trag des Anspruchsberechtigten oder seines Erben 
oder auf Ersuchen der die Forderung des Deutschen 
Reichs verwaltenden Stelle gegenseitig zu ver- 
rechnen. 

(2) Die Verrechnung wird durch Bescheid des für 
die Erfüllung des Anspruchs auf Entschädigung zu- 
ständigen Ausgleichsamts vorgenommen. Die Ver- 
rechnung bewirkt, daß die Forderungen, soweit sie 
sich decken, im Zeitpunkt der Antragstellung oder 
des Ersuchens, frühestens jedoch im Zeitpunkt der 
Zuerkennung des Anspruchs auf Entschädigung, als 
erloschen gelten. Werden dem Deutschen Reich 
außer der Hauptleistung Zinsen und Kosten ge- 
schuldet, so ist der Anspruch auf Entschädigung zu- 
nächst auf die Kosten, dann auf die Zinsen und 
zuletzt auf die Hauptleistung anzurechnen. 

(3) Eine nach Inkrafttreten dieses Gesetzes er- 
folgte Abtretung, Verpfändung oder Pfändung des 
Anspruchs auf Entschädigung steht einer Verrech- 
nung auf Ersuchen der die Forderungen des Deut- 
schen Reichs verwaltenden Stelle nicht entgegen. 


FÜNFTER ABSCHNITT 

Organisation und Verfahren 

§ 42 

Organisation 

(1) Dieses Gesetz wird teils vom Bund, teils im 
Auftrag des Bundes von den Ländern durchgeführt. 

(2) Soweit das Gesetz durch den Bund durchzu- 
führen und in diesem Gesetz nichts anderes be- 
stimmt ist, obliegt die Durchführung dem Präsiden- 
ten des Bundesausgleichsamts. Der Präsident des 
Bundesausgleichsamts übt die der Bundesregierung 
und den zuständigen obersten Bundesbehörden nach 
Artikel 85 des Grundgesetzes zustehenden Befug- 
nisse nach Maßgabe des Artikels 120 a des Grund- 
gesetzes aus. 

(3) Im Bereich der Länder, Gemeinden und Ge- 
meindeverbände wird das Gesetz von den mit der 
Durchführung des Lastenausgleichsgesetzes betrau- 
ten Dienststellen durchgeführt, soweit in diesem 
Gesetz nichts anderes bestimmt ist. 

(4) Die Vorschriften der §§ 313 und 314 des 
Lastenausgleichsgesetzes über den Kontrollausschuß 
und den Ständigen Beirat finden keine Anwendung. 
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§ 43 

Vertreter des Bundesinteresses 

Die nach § 316 des Lastenausgleichsgesetzes be- 
stellten Vertreter der Interessen des Ausgleichs- 
fonds werden bei der Durchführung des Gesetzes 
als Vertreter des Bundesinteresses tätig. Sie sind 
an die Weisungen des Präsidenten des Bundesaus- 
gleichsamts gebunden. § 322 des Lastenausgleichs- 
gesetzes gilt entsprechend. 

§ 44 

Anwendung der Vorschriften des Feststellungs- 
gesetzes und des Lastenausgleichsgesetzes 

Für die Durchführung dieses Gesetzes sind die 
Vorschriften des Dritten bis Fünften Abschnitts des 
Feststellungsgesetzes, des Dreizehnten Abschnitts 
des Dritten Teils des Lastenausgleichsgesetzes so- 
wie die §§ 315, 317, 350, 350 a, 350 b, 350 d, 351 
und 360 des Lastenausgleichsgesetzes entsprechend 
anzuwenden, soweit in diesem Gesetz nichts an- 
deres bestimmt ist. Die §§ 350 a, 350 b und 360 des 
Lastenausgleichsgesetzes sind auch auf Vorauszah- 
lungen im Sinne des § 38 Abs. 1 entsprechend anzu- 
wenden. 

§ 45 

Gesonderte Feststellung 

(1) Sind an einem Wirtschaftsgut mehrere be- 
teiligt, so tritt an die Stelle der Schadensberechnung 
eine gesonderte einheitliche Feststellung des Scha- 
dens. Das gleiche gilt, wenn es sich um Anteils- 
rechte an Kapitalgesellschaften handelt, für die Be- 
rechnung des Schadens, der sich für je 100 Reichs- 
mark oder Deutsche Mark des Grund- oder Stamm- 
kapitals, bei bergrechtlichen Gewerkschaften je Kux 
ergibt. 

(2) Absatz 1 gilt entsprechend, wenn und soweit 
für einzelne Beteiligte eine Schadensfeststellung 
nach dem Feststellungsgesetz zu erfolgen oder be- 
reits stattgefunden hat. Anhängige Verfahren sind 
zu verbinden. Rechtskräftige gerichtliche Entschei- 
dungen bleiben unberührt. 

(3) Die bis zum Zeitpunkt des Inkrafttretens 
dieses Gesetzes gemäß § 36 Abs. 4 des Feststel- 
lungsgesetzes im Bundesanzeiger veröffentlichten 
Bescheide über die einheitliche Schadensfeststellung 
sind hinsichtlich der ermittelten Wertansätze und 
Beträge für die Schadensberechnung nach diesem 
Gesetz verbindlich. Der Präsident des Bundesaus- 
gleichamts gibt die Liste der veröffentlichten Wert- 
ansätze und Beträge im Bundesanzeiger bekannt. In- 
soweit bedarf es keiner gesonderten Feststellung. 

§ 46 

Antrag 

(1) Entschädigung wird nur auf Antrag gewährt. 

(2) Antragsberechtigt sind die Anspruchsberech- 
tigten (§ 35) und, sofern diese nach Inkrafttreten 
dieses Gesetzes verstorben sind, deren Erben. 


(3) Der Antrag ist auf amtlichem Formblatt zu 
stellen. 

§ 47 

Ermächtigung zur Fristsetzung 

Für die Einreichung der Anträge kann durch 
Rechtsverordnung eine Frist gesetzt werden, nach 
deren Ablauf Ansprüche nicht mehr geltend ge- 
macht werden können (Ausschlußfrist). Die Aus- 
schlußfrist darf frühestens fünf Jahre nach Inkraft- 
treten dieses Gesetzes ablaufen. 

§ 48 

örtliche Zuständigkeit 

(1) Anträge auf Entschädigung sind an das für 
den Antragsteller zuständige Ausgleichsamt zu rich- 
ten. Zuständig ist dasjenige Ausgleichsamt, in des- 
sen Bereich der Antragsteller seinen ständigen Auf- 
enthalt hat. Hat der Antragsteller keinen ständigen 
Aufenthalt im Geltungsbereich dieses Gesetzes, so 
ist zuständig 

1. bei Schäden in den zur Zeit unter fremder 
Verwaltung stehenden deutschen Ost- 
gebieten oder in Gebieten außerhalb der 
Grenzen des Deutschen Reichs nach dem 
Gebietsstand vom 31. Dezember 1937 das- 
jenige Ausgleichsamt, in dessen Bereich 
der Antragsteller nach der Schädigung zu- 
letzt ständigen Aufenthalt im Geltungs- 
bereich dieses Gesetzes gehabt hat; in 
Ermangelung eines solchen ständigen Auf- 
enthalts 

a) das Ausgleichsamt der Stadt Aachen 
bei ständigem Aufenthalt in Belgien, 
Großbritannien oder den Niederlanden, 

b) das Ausgleichsamt der Stadt Köln bei 
ständigem Aufenthalt in Österreich, 

c) das Ausgleichsamt der Stadt Mainz bei 
ständigem Aufenthalt in einem der 
übrigen westeuropäischen Gebiete, 

d) das Ausgleichsamt der Stadt Bremen 
bei ständigem Aufenthalt in einem 
außereuropäischen Gebiet; 

2. bei Schäden im Geltungsbereich dieses 
Gesetzes dasjenige Ausgleichsamt, in 
dessen Bereich der Schaden eingetreten 
ist. 

(2) Der Präsident des Bundesausgleichsamts kann 
die Zuständigkeit abweichend von Absatz 1 regeln. 
Sind einem Antragsteller mehrere Schäden entstan- 
den, für die nach Absatz 1 mehrere Ausgleichsämter 
in Betracht kommen würden oder bestehen aus an- 
deren Gründen Zweifel über die Zuständigkeit, so 
bestimmt der Präsident des Bundesausgleichsamts 
das zuständige Ausgleichsamt. 

(3) Der Antrag ist, wenn der Antragsteller seinen 
ständigen Aufenthalt im Geltungsbereich dieses 
Gesetzes hat, bei der für den ständigen Aufenthalt 
zuständigen Gemeindebehörde einzureichen. Hat 
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der Antragsteller seinen ständigen Aufenthalt im 
Ausland, so ist der Antrag bei dem für den stän- 
digen Aufenthalt zuständigen deutschen Konsulat 
einzureichen. Die Gemeindebehörde, die an deren 
Stelle bestimmte Behörde oder das Konsulat haben, 
soweit der Antrag nicht hinreichend begründet ist 
oder die Angaben unvollständig sind, auf Ergän- 
zung hinzuwirken und erforderlichenfalls den An- 
tragsteller vorzuladen. Der Antrag ist mit kurzer 
eigener Stellungnahme an das zuständige Aus- 
gleichsamt weiterzuleiten. 

(4) Im übrigen gelten die §§ 325 und 326 des 
Lastenausgleichsgesetzes sowie die §§ 29 und 31 des 
Feststellungsgesetzes entsprechend. 


SECHSTER ABSCHNITT 
Sonstige Vorschriften 

§ 49 

Rechtskräftig abgeschlossene und anhängige 
Gerichtsverfahren 

(1) Soweit durch rechtskräftiges Urteil wegen 
eines in diesem Gesetz geregelten Tatbestandes 
festgestellt worden ist, daß dem Kläger Ansprüche 
auf Entschädigung nach Maßgabe von Enteignungs- 
grundsätzen zustehen, richtet sich die Entschädigung 
nach diesem Gesetz. 

(2) Soweit sich ein anhängiger Rechtsstreit in- 
folge dieses Gesetzes erledigt, werden Gerichts- 
kosten nicht erhoben; jede Partei trägt ihre außer- 
gerichtlichen Kosten. 

§ 50 

Haushaltsrechtliche Vorschriften 

(1) Die für die Leistungen nach diesem Gesetz 
erforderlichen Mittel werden vom Bund aufgebracht. 

(2) Der Präsident des Bundesausgleichsamts be- 
wirtschaftet die zur Durchführung dieses Gesetzes 
bereitgestellten Mittel im Rahmen der gesetzlichen 
Vorschriften nach den Weisungen des Bundesmini- 
sters der Finanzen; diese Mittel werden nicht Teil 
des Sondervermögens Ausgleichsfonds des Bundes. 

(3) Für die Bewirtschaftung der Mittel gelten die 
Vorschriften über das Haushaltsrecht des Bundes 
mit der Maßgabe, daß die Vorschriften des § 324 
Abs. 3 des Lastenausgleichsgesetzes und die Ver- 
ordnung über die haushalts-, kassen- und rechnungs- 
mäßige Verwaltung des Ausgleichsfonds vom 
22. Oktober 1954 (Bundesgesetzbl. I S. 285) sinn- 
gemäß anzuwenden sind. 

§51 

Maßnahmen nach dem Allgemeinen Kriegsfolgen- 
gesetz 

(1) Laufende Beihilfen, die im Zeitpunkt des In- 
krafttretens dieses Gesetzes nach dem Vierten Teil 


des Allgemeinen Kriegsfolgengesetzes gewährt wer- 
den, werden unter den bisherigen Voraussetzungen 
als Härtebeihilfen nach diesem Gesetz weiter- 
gewährt. § 38 Abs. 3 Sätze 1 bis 3 ist anzuwenden. 

(2) Anträge auf Gewährung von Darlehen nach 
dem Fünften Teil des Allgemeinen Kriegsfolgen- 
gesetzes für Schäden, die in diesem Gesetz behan- 
delt werden, können bis zum 31. Dezember 1965 ge- 
stellt werden. 

§ 52 

Aufbaudarlehen und sonstige Hilfen 

(1) Soweit dies zur Vermeidung von Härten ge- 
boten erscheint, können natürlichen Personen, die 
Schäden im Sinne dieses Gesetzes erlitten haben, 
im Rahmen der durch den jeweiligen Bundeshaus- 
haltsplan bereitgestellten Mittel Beihilfen in ent- 
sprechender Anwendung der Vorschriften des § 301 
des Lastenausgleichsgesetzes gewährt werden. 

(2) Beihilfen können nur gewährt werden 

1. an den unmittelbar Geschädigten (§ 8) 
oder, falls dieser verstorben ist, an dessen 
Ehegatten, sofern die Ehegatten im Zeit- 
punkt des Todes des unmittelbar Geschä- 
digten nicht dauernd getrennt gelebt 
haben, 

und 

2. nach dem Tod des unmittelbar Geschädig- 
ten und seines Ehegatten an die Kinder 
des unmittelbar Geschädigten. 

(3) Beihilfen können vorbehaltlich des Absatzes 4 
ferner nur gewährt werden, wenn die Voraussetzun- 
gen für eine Entschädigung nach dem Zweiten Ab- 
schnitt, die Voraussetzungen für die Schadens- 
berechnung nach dem Dritten Abschnitt sowie die 
Voraussetzungen für die Zuerkennung des An- 
spruchs auf Entschädigung nach § 36 erfüllt sind. 

(4) Wenn die sonstigen Voraussetzungen der Ab- 
sätze 1 bis 3 dieser Vorschrift erfüllt sind, können 
Leistungen nach Maßgabe dieser Vorschrift auch 
gewährt werden, 

1. an Personen, welche Schäden im Sinne 
dieses Gesetzes an Hausrat erlitten haben, 
und 

2. an die in Berlin (West) wohnhaften Per- 
sonen, welche Schäden im Sinne dieses 
Gesetzes im Sowjetsektor von Berlin er- 
litten haben, wenn sie 

a) zur Zeit des Schadenseintritts ihren 
Wohnsitz in Berlin (West) gehabt oder 
in unmittelbarem Zusammenhang mit 
diesen Schäden ihren ständigen Auf- 
enthalt in Berlin (West) genommen 
haben und 

b) am 1. September 1953 ihren ständigen 
Aufenthalt in Berlin (West) hatten oder 
als Evakuierte bis zum Wirksamwer- 
den des Bundesevakuiertengesetzes 
dorthin zurückgekehrt sind oder nach 
Maßgabe des Bundesevakuiertengeset- 
zes zurückkehren. 
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(5) Nach dieser Vorschrift werden gewährt 

1. Darlehen zum Existenzaufbau, 

2. Ausbildungsbeihilfen, 

3. Hausratbeihilfen. 

Die Leistungen dürfen nach Art und Höhe den Um- 
fang der Beihilfen nach § 301 des Lastenausgleichs- 
gesetzes nicht übersteigen. Darlehen zum Existenz- 
aufbau, die neben Entschädigungszahlungen ge- 
währt werden, sind entsprechend § 38 Abs. 2 Satz 1 
dieses Gesetzes anzurechnen. 

(6) Für die Organisation und das Verfahren gel- 
ten die §§ 42 bis 48 und 50. Für die Antragstellung 
kann frühestens nach Ablauf von zwei Jahren nach 
Inkrafttreten dieses Gesetzes durch die Bundesregie- 
rung eine Frist gesetzt werden, die im Bundes- 
anzeiger bekanntzugeben ist. 

§ 53 

Familiengesellschaften und Familienstiftungen 

(1) Soweit dies zur Vermeidung von Härten ge- 
boten erscheint, können bei Schäden an Vermögen 
einer in Form einer Kapitalgesellschaft betriebenen 
Familiengesellschaft im Sinne des § 24 Nr. 2 des 
Lastenausgleichsgesetzes Aufbaudarlehen nach Maß- 
gabe des § 52 im Rahmen der durch den jeweiligen 
Bundeshaushaltsplan bereitgestellten Mittel an die 
durch die Schäden betroffenen Gesellschafter sowie 
an ihre Familienangehörigen im Sinne des § 52 
Abs. 2 gewährt werden, vorausgesetzt, daß die 
Schäden im Geltungsbereich dieses Gesetzes ent- 
standen sind oder nach § 11 Abs. 4 oder 5 als im 
Geltungsbereich dieses Gesetzes entstanden gelten 
und als Schäden an Anteilsrechten an Kapitalgesell- 
schaften nicht berücksichtigt werden. 

(2) Im Falle des Absatzes 1 bestimmt sich der 
Schaden nach dem Verhältnis des Anteils des Ge- 
sellschafters am Grundkapital oder Stammkapital 
der Gesellschaft im Zeitpunkt der Schädigung. 

(3) Die Absätze 1 und 2 sind bei Schäden an 
Vermögen einer Familienstiftung im Sinne des § 6 
Abs. 4 des Feststellungsgesetzes, welche ihren Sitz 
oder den Ort der Geschäftsleitung im Zeitpunkt des 
Schadenseintritts in den in § 36 Abs. 2 Nr. 1 bezeich- 
neten Gebieten hatte, entsprechend anzuwenden. 
Näheres über die Abgrenzung des Begriffs der 
Familienstiftung und die Schadensberechnung in 
Zweifelsfällen kann durch die Rechtsverordnung 
bestimmt werden. 

§ 54 

Sondervorschriften für das Land Berlin 

Für Schäden und Vermögen im Land Berlin gelten 
die Vorschriften dieses Gesetzes mit folgender Maß- 
gabe: 

1. Im § 18 Abs. 2 tritt für die wirtschaftliche Ein- 
heit des land- und forstwirtschaftlichen Ver- 
mögens, des Grundvermögens und des Be- 
triebsvermögens, für die der Einheitswert im 


Land Berlin festzustellen ist, der für den 

1. April 1949 geltende Einheitswert an die 
Stelle des Einheitswerts vom Währungsstich- 
tag. Bei der Anwendung des § 18 Abs. 4 sind 
die §§ 13 und 14 des Feststellungsgesetzes in 
Verbindung mit § 44 Nr. 3 bis 5 des Fest- 
stellungsgesetzes maßgebend. 

2. In § 20 Abs. 2 Satz 2 und in § 21 Abs. 1 Satz 2 
tritt bei Schäden im Land Berlin an die Stelle 
des 20. Juni 1948 der 24. Juni 1948. 

3. In § 31 Abs. 1 Nr. 3 tritt bei Rückerstattungs- 
schäden an land- und forstwirtschaftlichem 
Vermögen sowie an Grundvermögen im Land 
Berlin an die Stelle des 20. Juni 1948 der 
24. Juni 1948. 

4. Soweit für die Kürzung des Grundbetrags nach 
§ 33 Abs. 1 Nr. 1 Vermögen im Land Berlin 
zu berücksichtigen ist, ist es nach Maßgabe 
der §§ 80 bis 83 des Lastenausgleichsgesetzes 
anzusetzen. Die auf Grund der Ermächtigung 
in § 358 Nr. 1 des Lastenausgleichsgesetzes 
ergangenen Rechtsverordnungen sind entspre- 
chend anzuwenden. 

§ 55 

Sondervorschriften für das Saarland 

(1) Für Schäden und Vermögen im Saarland gilt 
folgendes: 

1. Wird in diesem Gesetz auf den Wäh- 
rungsstichtag oder den 21. Juni 1948 Be- 
zug genommen, tritt an deren Stelle der 
20. November 1947. 

2. § 14 Abs. 1 Nr. 6 dieses Gesetzes gilt 
nicht für Vorauszahlungen, die auf Grund 
saarländischer Rechts- oder Verwaltungs- 
vorschriften gewährt worden sind. 

3. Bei der Schadensberechnung nach § 18 
Abs. 2 ist § 8 des Gesetzes zur Einfüh- 
rung von Vorschriften des Lastenaus- 
gleichsrechts im Saarland vom 30. Juli 
1960 (Bundesgesetzbl. I S. 637) entspre- 
chend anzuwenden. Schäden an Betriebs- 
vermögen, die nach dem 20. November 
1947 entstanden sind, sind von dem auf 
den 20. November 1947 festgestellten Ein- 
heitswert des Betriebsvermögens vor der 
Umrechnung nach § 8 Abs. 2 des in Satz 1 
bezeichneten Gesetzes abzuziehen. 

4. In § 20 Abs. 2 Satz 2 und in § 21 Abs, 1 
Satz 2 tritt an die Stelle des 20. Juni 1948 
der 19. November 1947. 

(2) Die auf Grund saarländischer Rechts- und Ver- 
waltungsvorschriften für nach dem Ersten und Zwei- 
ten Abschnitt zu berücksichtigende Schäden gewähr- 
ten Vorauszahlungen, Aufbaudarlehen und Unter- 
haltshilfezahlungen sind entsprechend den §§ 12, 13 
und 15 des Gesetzes zur Einführung von Vorschrif- 
ten des Lastenausgleichsrechts im Saarland auf den 
Entschädigungsanspruch anzurechnen. § 38 Abs. 4 
ist entsprechend anzuwenden. 
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(3) Für die Umrechnung von Franken in Deutsche 
Mark gilt § 24 des Gesetzes zur Einführung von 
Vorschriften des Lastenausgleichsrechts im Saarland 
entsprechend. 

§ 56 

Verhältnis zu völkerrechtlichen Verträgen und aus- 
ländischen Maßnahmen 

(1) Nicht entschädigungsfähig sind, soweit eine 
Entschädigung nicht bereits nach anderen Vorschrif- 
ten entfällt, 

1. Schäden, die nach Rückgabe von Wirt- 
schaftsgütern oder Herausgabe von Liqui- 
dationserlösen bestehengeblieben sind, 
wenn im Zusammenhang damit auf Grund 
einer allgemeinen Regelung Befreiung 
von der Vermögensabgabe gewährt wor- 
den ist oder gewährt wird oder die Ver- 
mögensabgabe als abgegolten gilt; Ab- 
satz 3 bleibt unberührt; 

2. Schäden in den zur Zeit unter fremder 
Verwaltung stehenden deutschen Ost- 
gebieten oder in Gebieten außerhalb der 
Grenzen des Deutschen Reichs nach dem 
Gebietsstand vom 31. Dezember 1937, die 
im Zusammenhang mit den Ereignissen 
des zweiten Weltkriegs oder dessen Fol- 
gen entstanden sind, sofern diese Schäden 
unter den Teil I, insbesondere unter die 
Artikel 2 und 5 des Vertrags zwischen 
der Bundesrepublik Deutschland und der 
Republik Österreich zur Regelung von 
Schäden der Vertriebenen, Umsiedler und 
Verfolgten über weitere finanzielle Fra- 
gen und Fragen aus dem sozialen Bereich 
(Finanz- und Ausgleichsvertrag) vom 
27. November 1961 (Bundesgesetzbl. II 
1962 S. 1044) fallen, oder sofern sie von 
Personen geltend gemacht werden, die bei 
der Unterzeichnung dieses Vertrags öster- 
reichische Staatsangehörige waren, ohne 
gleichzeitig die deutsche Staatsangehörig- 
keit zu besitzen; 

3. Kriegs- und Besatzungsschäden in Öster- 
reich, die durch die im Artikel 8 Abs. 2 
des Finanz- und Ausgleichsvertrags be- 
zeichneten Gesetze geregelt sind. 

(2) Für entschädigungsfähige Schäden in den zur 
Zeit unter fremder Verwaltung stehenden deutschen 
Ostgebieten oder in Gebieten außerhalb der Gren- 
zen des Deutschen Reichs nach dem Gebietsstand 
vom 31. Dezember 1937, die von Personen geltend 
gemacht werden können, welche die Stichtagsvor- 
aussetzungen des § 36 sowie der Anlage 1 zum 
Teil I des Finanz- und Ausgleichsvertrags in Öster- 
reich erfüllen, richtet sich die Entschädigung hin- 
sichtlich Voraussetzung, Höhe und Umfang nach 
den in Artikel 2 und Artikel 8 Abs. 2 dieses 
Vertrags bezeichneten Entschädigungsregelungen, 
deren Bezeichnung, Datum und Fundstelle vom Bun- 
desminister der Finanzen im Bundesanzeiger be- 
kanntgemacht werden. Leistungen, die auf Grund 
von Gesetzen der Republik Österreich oder von mit 


der Republik Österreich abgeschlossenen zwischen- 
staatlichen Abkommen gewährt werden, sind anzu- 
rechnen. 

(3) Eine Entschädigung für die in Absatz 1 Nr. 1 
genannten Schäden wird dann gewährt, wenn der 
Antrag gestellt wird, auf den nach Anwendung des 
§ 33 verbleibenden Grundbetrag den rechtskräftig 
festgestellten Zeitwert des nicht erhobenen Teils des 
Vierteljahrsbetrags der Vermögensabgabe nach Maß- 
gabe der folgenden Sätze 2 bis 4 anzurechnen; die 
nach § 249 Abs. 5 Nr. 2 des Lastenausgleichsgesetzes 
ergangene Rechtsverordnung ist sinngemäß anzuwen- 
den. Als nichterhobener Teil des Vierteljahrsbetrags 
ist der Betrag festzustellen, der nach den Vorschriften 
des Lastenausgleichsgesetzes in Verbindung mit § 14 
Abs. 1 bis 6 des Vierten D-Markbilanzergänzungs- 
gesetzes vom 7. April 1961 (Bundesgesetzbl. I S. 413) 
auf die zurückgegebenen Wirtschaftsgüter oder den 
herausgegebenen Liquidationserlös entfallen würde, 
wenn diese Vermögenswerte zur Vermögensabgabe 
heranzuziehen wären. Der Zeitwert ist von dem zu- 
ständigen Finanzamt nach den Vorschriften der 
Elften Durchführungsverordnung über Ausgleichs- 
abgaben nach dem Lastenausgleichsgesetz vom 
11. August 1954 (Bundesgesetzbl. I S. 258) durch 
Bescheid auf den Zeitpunkt festzustellen, ab dem 
der sich nach Satz 2 ergebende Betrag nach § 14 
Abs. 3 des Vierten D-Markbilanzergänzungsgesetzes 
zu entrichten wäre; der Bescheid gilt als Steuer- 
bescheid im Sinne der Reichsabgabenordnung, Der 
Anrechnungsbetrag darf nicht höher sein als der Be- 
trag, um den sich der Grundbetrag ermäßigen 
würde, wenn die Schäden im Sinne des Absatzes 1 
Nr. 1 bei der Berechnung des Schadensbetrages 
außer Betracht geblieben wären. 

§ 57 

Änderung des Lastenausgleichsgesetzes 

(1) § 366 des Lastenausgleichsgesetzes wird ge- 
strichen, 

(2) In § 10 Abs. 5 des Vierzehnten Gesetzes zur 
Änderung des Lastenausgleichsgesetzes vom 26. Juni 
1961 (Bundesgesetzbl. I S. 785) werden nach den 
Worten „ausschließlich nach den Vorschriften des 
Lastenausgleichsgesetzes" die Worte „und des Re- 
parationsschädengesetzes" eingefügt. 

§ 58 

Änderung des Allgemeinen Kriegsfolgengesetzes 

§ 73 Abs. 4 des Allgemeinen Kriegsfolgengesetzes 
vom 5. November 1957 (Bundesgesetzbl. I S, 1747) 
wird aufgehoben. 

§ 59 

Änderung des Gesetzes über die Abgeltung 
von Besatzungssebäden 

§ 3 Abs. 1 Nr. 1 des Gesetzes über die Abgeltung 
von Besatzungsschäden vom 1. Dezember 1955 (Bun- 
desgesetzbl. I S. 734) erhält folgende Fassung: 
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„1. Reparationsschäden, Restitutionsschäden und 
Zerstörungsschäden im Sinne der §§ 2 bis 4 des 

Reparationsschädengesetzes von (Bun- 

desgesetzbl. IS ) sowie Schäden infolge 

von Maßnahmen zur Beseitigung von Kriegs- 
potential, auch soweit sie keine Zerstörungs- 
schäden im Sinne des § 4 des Reparations- 
schädengesetzes darstellen; dies gilt nicht für 
Schäden, die im Zusammenhang mit der Ver- 
ursachung von Schäden der vorgenannten Art 
Dritten zugefügt worden sind." 

§ 60 

Änderung des Einkommensteuergesetzes 

In § 3 Ziff. 7 des Einkommensteuergesetzes wer- 
den hinter den Worten „der dazu ergangenen Än- 
derungsgesetze" die Worte „der Auszahlungsbetrag 
auf Grund des § 37 des Reparationsschädengesetzes 
vom (Bundesgesetzbl. I S )" eingefügt. 

§ 61 

Erlaß von Rechtsverordnungen 

(1) Die in diesem Gesetz vorgesehenen Rechts- 
verordnungen erläßt die Bundesregierung mit Zu- 
stimmung des Bundesrates. 

(2) Durch Rechtsverordnung nach Absatz 1 kann 
die Ermächtigung zum Erlaß von Rechtsverordnun- 
gen auf den Präsidenten des Bundesausgleichamts 
weiterübertragen werden; der Präsident des Bun- 
desausgleichamts bedarf zum Erlaß solcher Rechts- 
verordnungen nicht der Zustimmung des Bundes- 
rates. 


§ 62 

Verweisung auf andere Rechtsvorschriften 

(1) Verweisungen dieses Gesetzes auf Vorschrif- 
ten des Lastenausgleichsrechts beziehen sich auf die 
jeweils geltende Fassung dieser Vorschriften. Soweit 
es sich dabei um gesetzliche Vorschriften handelt, 
beziehen sich die Verweisungen auch auf die zu 
diesen Vorschriften ergangenen oder noch ergehen- 
den Rechtsverordnungen in ihrer jeweils geltenden 
Fassung. 

(2) Bewertungsgesetz im Sinne dieses Gesetzes 
ist, vorbehaltlich des § 20 Abs. 4, das Bewertungs- 
gesetz vom 16. Oktober 1934 (Reichsgesetzbl. I 
S. 1035) unter Berücksichtigung der Änderungen 
durch das Einführungsgesetz zu den Realsteuerge- 
setzen vom 1. Dezember 1936 (Reichsgesetzbl. I 
S. 961) und das Gesetz zur Bewertung des Vermö- 
gens für die Kalenderjahre 1949 bis 1951 (Hauptver- 
anlagung 1949) vom 16. Januar 1952 (Bundesgesetz- 
blatt I S. 22). 

§ 63 

Anwendung des Gesetzes im Land Berlin 

Dieses Gesetz gilt nach Maßgabe des § 12 Abs. 1 
und des § 13 Abs. 1 des Dritten Überleitungsgeset- 
zes vom 4. Januar 1952 (Bundesgesetzbl. I S. 1) auch 
im Land Berlin. Rechtsverordnungen, die auf Grund 
dieses Gesetzes erlassen werden, gelten im Land 
Berlin nach § 14 des Dritten Überleitungsgesetzes. 

§ 64 

Inkrafttreten 

Dieses Gesetz tritt am 1 196 . . in Kraft. 


22 



Deutscher Bundestag — 4. Wahlperiode 


Drucksache IV/ 1456 


Begründung 

Inhaltsübersicht Textziffer Seite 

ERSTER TEIL 

Allgemeine Begründung 

I. Vorbemerkungen 1 bis 4 26 

II. Geschichtliche Entwicklung 5 bis 9 28 

IIL Grundgedanken des Gesetzentwurfs 10 bis 25 31 

ZWEITER TEIL 

Begründung der einzelnen Gesetzesbestimmun- 
gen 

Zum ersten Absdmitt: 

Zu § 1 Zweck des Gesetzes 26 bis 27 37 

§ 2 Reparationsschäden 28 bis 45 38 

§ 3 Restitutionsschäden 46 bis 48 41 

§ 4 Zerstörungssdiäden 49 bis 52 42 

§ 5 Rückerstattungsschäden 53 bis 55 42 

§ 6 Wegnahme 56 bis 60 43 

§ 7 Aufwand zur Schadensabwendung 61 44 

§ 8 Unmittelbar Geschädigter 62 bis 69 44 

§ 9 Nicht berührte Ansprüche 70 bis 71 45 

Zum zweiten Abschnitt: 

Zu § 10 Entschädigungsfähige Schäden 72 45 

§ 11 Arten der Wirtschaftsgüter und Schadens- 
gebiete 73 bis 90 46 

§ 12 Persönliche Merkmale 91 bis 100 48 

§ 13 Nach anderen Gesetzen entschädigungs- 
fähige Schäden 101 bis 102 50 

§ 14 Nicht entschädigungsfähige Schäden .. 103 bis 115 51 

§ 15 Nichtberücksichtigung von Schäden und 

Verlusten } Rückerstattungsfälle 116 52 

Zum dritten Abschnitt; 

Zu § 16 Allgemeines 117 53 

§ 17 Grundlage der Schadensberechnung .... 118 53 

Zu § 18 Schadensberechnung bei Schäden an Wirt- 

schaftsgütern des land- und forstwirt- 
schaftlichen Vermögens, des Grundver- 
mögens und des Betriebsvermögens so- 
wie an Gewerbeberechtigungen 119 bis 120 53 

§§ 19 

bis 21 Schadensberechnung bei Verlusten an 

Gegenständen der Be ruf s ausüb ung (§ 19) 121 53 

Sdiadensberechnung bei Verlusten aus 
Ansprüchen (§20) . . 

Sdiadensberechnung bei Verlusten aus 
Anteilsrechten (§21) 


23 



Drucksache IV/ 1456 


Deixtschcr Bundestag — 4. Wahlperiode 





Textziffer 

Seite 

§ 

22 

Scbadensberecbnung bei Verlusten aus 
Urheberrecbten, gewerblichen Scbutz- 
recbten und Erfindungen 

122 bis 

123 

53 

§ 

23 

Besonderheit der Scbadensberecbnung 
bei Rückerstattungsfällen 


124 

53 

§ 

24 

Scbadensberecbnung bei Zusammentref- 
fen von Schäden im Sinne dieses Geset- 
zes mit Schäden im Sinne des Feststel- 
lungsgesetzes 

125 bis 

126 

53 

§§ 

25 





und 

26 

Scbadensberecbnung bei Vermögenswer- 
ten in fremder Währung (§25) 


127 

54 



Schadensberechnung bei Teilverlusten 
(§26) 




§ 

27 

Scbadensausgleicb 


128 

54 

§ 

28 

Scbadensberecbnung bei Ersatzleistungen 
sowie bei Leistungen zur Erfüllung einer 
Rückgriffsverpflicbtung oder zur Abwen- 
dung eines Schadens 


129 

54 

§ 

29 

Berücksichtigung früherer Vermögens- 
erklärungen 


130 

54 

Zum vierten Abschnitt: 




Zu § 

30 

Allgemeines 


131 

54 

§ 

31 

Zusammenfassung der Schäden 

132 bis 

133 

54 

§ 

32 

Scbadensgruppen und Grundbeträge .... 


134 

55 

§ 

33 

Kürzung des Grundbetrags 

135 bis 

136 

55 

§ 

34 

Sparerzuscblag 


137 

55 

§ 

35 

Zuerkennung des Anspruchs auf Ent- 
schädigung 

138 bis 

140 

55 

§ 

36 

Voraussetzung für die Zuerkennung des 
Anspruchs auf Entschädigung 

141 bis 

144 

56 

§ 

37 

Auszahlungsbetrag 


145 

57 

§ 

38 

Behandlung von Vorausleistungen .... 

146 bis 

148 

57 

§ 

39 

Reihenfolge und Zeitpunkt der Erfüllung 


149 

57 

§ 

40 

Übertragbarkeit 


150 

57 

§ 

41 

Verrechnung mit Forderungen des Deut- 
schen Reichs 


151 

57 

Zum fünften Abschnitt: 




Zu § 

42 

Organisation 

152 bis 

153 

58 

§ 

43 

Vertreter des Bundesinteresses 


154 

58 

§ 

44 

Anwendung der Vorschriften des Fest- 
stellungsgesetzes und des Lastenaus- 
gleichsgesetzes 


155 

58 

§ 

45 

Gesonderte Feststellung 

156 bis 

157 

58 

§§ 

46 

Antrag (§ 46), Ermächtigung zur Fristset- 




bis 

48 

zung (§ 47), örtliche Zuständigkeit (§ 48) 


158 

59 

Zum sechsten Abschnitt: 




Zu § 

49 

Kosten anhängiger Gerichtsverfahren . . 

159 bis 

160 

59 

§ 

50 

Haushaltsrechtliche Vorschriften 

161 bis 

162 

59 


24 



Deutscher Bundestag — 4. Wahlperiode 


Drucksache IV/1456 


Textziffer Seite 

§ 51 Maßnahmen nach dem Allgemeinen 

Kriegsfolgengesetz 163 bis 164 59 

§ 52 Härtebeihilfen 165 bis 168 59 

§ 53 Familiengesellschaften und Familienstif- 
tungen 169 60 

§ 54 Sondervorschriften für das Land Berlin 170 60 

§ 55 Sondervorschriften für das Saarland .... 171 60 

§ 56 Verhältnis zu völkerrechtlichen Verträ- 
gen und ausländischen Maßnahmen .... 172 bis 178 60 

§ 57 Änderung des Lastenausgleichsgesetzes 179 bis 180 61 

§ 58 Änderung des Allgemeinen Kriegsfolgen- 
gesetzes ISl 

§ 59 Änderung des Gesetzes über die Abgel- 
tung von Besatzungsschäden 182 62 

§ 60 Änderung des Einkommensteuergesetzes 183 62 

§ 61 Erlaß von Rechtsverordnungen 184 62 

§ 62 Verweisung auf andere Rechtsvorschrif- 
ten 185 62 


§§ 63 Anwendung des Gesetzes im Land Berlin 


und 64 (§ 63), Inkrafttreten (§ 64) 186 62 

DRITTER TEIL 
Finanzielle Auswirkungen 

1. Berechnung des Schadensumfangs 187 bis 199 62 

11. Berechnung des finanziellen Aufwands 200 bis 203 65 


25 



Drucksache IV/ 1456 


Deutscher Bundestag — 4. Wahlperiode 


ERSTER TEIL 

Allgemeine Begründung 

L Vorbemerkungen 

1, Der vorliegende Gesetzentwurf befaßt sich mit 
der Regelung von Vermögensverlusten, die im 
Zusammenhiang mit dem zweiten Weltkrieg 
und dem Zusammenbruch des Deutschen Reichs 
stehen. Bei der Schaffung des Allgemei- 
nen Kriegsfolgengesetzes vom 5. November 
1957 (Bundesgesetzbl. I S. 1747) — AKG — 
war bereits auf die jetzt behandelten Schäden 
hingewiesen und in seinem § 3 ein Vorbehalt 
für eine gesetzliche Regelung gemacht worden. 
Es handelt sich um Schäden, die auf Maßnah- 
men fremder Mächte, insbesondere der frühe- 
ren Feindmächte, zurückzuführen sind, und 
zwar im wesentlichen 

a) um Verluste an deutschem AuslandsvermÖ- 
gen und Schäden, die durch Demontagen 
und Wegnahmen solcher Wirtschaftsgüter 
im Inland entstanden sind, welche in das 
Ausland verbracht werden sollten (sog. 
Reparationsschäden) , 

b) um Schaden, die darauf beruhen, daß 
Sachen zurückgegeben werden mußten, 
welche aus den besetzten feindlichen Ge- 
bieten stammten (sog. Restitutionsschäden), 

c) um Schäden im Zusammenhang mit solchen 
Maßnahmen der früheren Feindmächte, die 
auf die Beseitigung des deutschen Wirt- 
schaftspotentials hinzielten (diese Schäden 
sind mit den unter a) erwähnten Schäden 
nicht identisch, ihnen aber ähnlich; der Ent- 
wurf bezeichnet sie als Zerstörungsschä- 
den), 

d) um Schäden, welche Personen entstanden 
sind, die in Durchführung der alliierten 
Rückerstattungsgesetze feststellbare Ver- 
mögensgegenstände an rückerstattungsbe- 
rechtigte Personen zurückgeben mußten, 
oder Personen, die von Rückerstattungsver- 
pflichteten im Regreßwege in Anspruch ge- 
nommen waren (sog. Rückerstattungsschä- 
den). 

Die Legitimation des Bundesgesetzgebers zur 
Regelung der genannten Schäden ergibt sich 
aus Artikel 74 Nr. 9 GG. Soweit die vorge- 
schlagene Regelung bestehende Ansprüche ge- 
gen das Reich berühren sollte, die nicht schon 
durch § 1 AKG ihre Erledigung gefunden ha- 
ben, bietet auch Artikel 134 Abs. 4 GG eine 
Rechtsgrundlage für dieses Gesetz. 

2. Zunächst hatte die Absicht bestanden, diese 
Schadenskomplexe in einem Allgemeinen 
Lastenausgleichsgesetz mitzuregeln. Eine sol- 
che Lösung war bereits im Homburger Plan und 
in § 29 des alliierten Umstellungsgesetzes ange- 


legt, das bestimmte, daß „die nach der Prä- 
ambel zum Währungsgesetz bis zum 31. De- 
zember 1948 zu erlassenden deutschen Gesetze 
über den Lastenausgleich" auch bestimmen 
sollen, „inwieweit für die durch die Geld- 
reform entstehenden Verluste oder andere 
Verluste eine Entschädigung zu gewähren ist" 
und daß „hierbei . . . insbesondere Verluste 
auf Grund des Kontrollratsgesetzes Nr. 5 und 
infolge von Reparationsmaßnahmen zu be- 
rücksichtigen" sind. Der deutsche Gesetzgeber 
hatte sich dann aber entschlossen, die Rege- 
lung der besonders vordringlichen Massen- 
schäden, durch die typisch und in besonders 
nachhaltiger Weise die Existenz der Geschä- 
digten betroffen worden war, vorzuziehen und 
die Regelung anderer Schadensbereiche zu- 
nächst zurückzustellen. Das Lastenausgleichs- 
gesetz beschränkte sich daher im wesentlichen 
auf eine Regelung der Vertreibungsschäden, 
Ostschäden, Kriegssachschäden und Sparer- 
schäden. Ein Teil der im Lastenausgleichsge- 
setz geregelten Schäden, insbesondere die Ver- 
treibungsschäden, sind im übrigen begrifflich 
zugleich Reparationsschäden. Die Vertrei- 
bungsschäden unterscheiden sich von den rei- 
nen Vermögensschäden lediglich dadurch, daß 
das persönliche Schicksal des Heimatverlustes 
hinzukommt. Insoweit ist aber eine Entschä- 
digungsregelung für Reparationsschäden be- 
reits in der engeren Lastenausgleichsgesetzge- 
bung selbst getroffen. 

Der Zusammenhang der im Lastenausgleichs- 
gesetz bereits berücksichtigten Schäden mit an- 
deren Schäden und damit der Gedanke eines 
allgemeinen Lastenausgleichs für alle Kriegs- 
und Kriegsfolgeschäden blieb im Laufe der 
weiteren Gesetzgebung gleichwohl erhalten. 
Der Regierungsentwurf LAG sah in § 325 einen 
Vorbehalt für eine spätere gesetzliche Rege- 
lung der sonstigen Kriegs- und Kriegsfolge- 
schäden vor, wobei in dem dort aufgeführten 
Katalog die Auslandsschäden, Demontageschä- 
den und Restitutionsschäden ausdrücklich auf- 
geführt waren. Hierzu enthielt § 325 Abs. 3 
RegEntw. LAG ferner die Vorschrift, daß Art 
und Umfang der Entschädigungen, die nach den 
vorbehaltenen Sondergesetzen etwa noch vor- 
gesehen werden, sich im Rahmen der Grund- 
sätze des Lastenausgleichsgesetzes halten sol- 
len, soweit nicht Gründe des Gemeinwohls 
oder besondere Umstände eine andere Fest- 
legung von Art und Umfang der Entschädigun- 
gen nahelegen. Wenn in die endgültige Ge- 
setzesfassung des § 366 LAG, der dem § 325 
des RegEntw. entspricht, eine ausführliche 
Vorschrift dieser Art nicht übernommen, viel- 
mehr lediglich in allgemeiner Form bestimmt 
wurde, daß eine besondere gesetzliche Rege- 
lung für die im Lastenausgleichsgesetz nicht 
berücksichtigten Kriegs- und Kriegsfolgeschä- 
den Vorbehalten bleibe, so geschah dies, wie 
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sich aus dom Mündlichen Bericht des Aus- 
schusses für den Lastenausgleich (BT-Druck- 
sache Nr. 3300, Seite 41 der 1. Wahlperiode) 
ergibt, deshalb, um in bezug auf alle diese 
Schadenskategorien nicht Hoffnungen auf eine 
auch nur dem LasLenausgleich entsprechende 
Regelung zu erwecken. 

3. Ein weiterer Anlaß für eine Regelung der in 
diesem Gesetzentwurf behandelten Verluste 
hätte sich ferner bei Verabschiedung des All- 
gemeinen Kriegsfolgengesetzes ergeben, das 
in § 1 von dem Grundsatz des Erlöschens aller 
Reichsverbindlichkeiten ausging und nur in be- 
sonderen namentlich aufgeführten Fällen eine 
Erfüllung oder Ablösung von Ansprüchen vor- 
sah. Eine abschließende Regelung der in dem 
vorliegenden Gesetzentwurf behandelten Schä- 
den 'hatte sich aber auch bei Erlaß des AKG 
als untunlich herausgestellt, so daß in § 3 
Abs. 1 Nrn. 1 und 2 AKG die besondere gesetz- 
liche Regelung dieser Schäden für später Vor- 
behalten blieb. 

Die Hinausschiebung dieser Regelung ent- 
sprach den Belangen weiter Bevölkerungs- und 
Wirtschaftskreise. Die Bundesregierung hatte 
es sich angelegen sein lassen, zunächst ihre Be- 
mühungen um eine Freigabe des deutschen 
Auslandsvermögens mit allem Nachdruck fort- 
zusetzen. Diesen Bemühungen war ein Teil- 
erfolg beschieden. Besonders im Verhältnis 
zu den neutralen Staaten hatten sich im gan- 
zen befriedigende Lösungen erreichen lassen. 
In anderen Bereichen ist diese Frage noch im- 
mer offen und ungelöst. So lange Zeit nach 
Kriegsende erschien es der Bundesregierung 
im Interesse der Geschädigten aber nicht mehr 
vertretbar, eine innerdeutsche Regelung länger 
aufzuschieben. Sie ist auch der Auffassung, 
daß die von ihr vorgesehene Regelung keinen 
Anlaß gibt, ihre weiteren Bemühungen um 
eine Rückgabe des deutschen Auslandsvermö- 
gens einzustellen, und daß diese Regelung den 
Entzieherstaaten hinreichend Raum für eigene 
Maßnahmen beläßt. 

Bei der Vielschichtigkeit der Materie und an- 
gesichts ihres Umfangs erforderten die Vorbe- 
reitungen für den Gesetzentwurf und die Ar- 
beiten an ihm mehr Zeit, als anfangs zu erwar- 
ten gewesen war. Vor allem verlangte die — 
bereits in der Begründung zu § 3 AKG er- 
wähnte — Frage, ob den Geschädigten, vor- 
nehmlich den Reparations- und Restitutions- 
geschädigten, ein Rechtsanspruch auf Entschä- 
digung zustehe, besonders zeitraubende Unter- 
suchungen, zumal seitens der Interessenver- 
bände hierzu mehrere umfangreiche Rechtsgut- 
achten beigebracht wurden. 

4. In der Zwischenzeit ist den Geschädigten be- 
reits in erheblichem Umfange durch besondere 
Maßnahmen geholfen worden. 

Ein nicht geringer Teil der geschädigten natür- 
lichen und juristischen Personen war durch die 
Maßnahmen des Bundes und der Länder, 
welche den Wiederaufbau der deutschen Wirt- 


schaft bezweckten, in die Lage versetzt wor- 
den, sich wieder Produktionsmöglichkeiten zu 
verschaffen, damit am Wirtschaftsleben und 
am wirtschaftlichen Aufschwung der Bundes- 
republik teilzunehmen und hierdurch ihre 
Schäden zu mildern oder gar auszugleichen. 
Hierbei ist zu denken zunächst an die Investi- 
tionen begünstigende allgemeine Wirtschafts- 
und Preispolitik der Bundesregierung, sodann 
an steuerliche Vergünstigungen, an Kredit- 
und Bürgschaftshilfen zu günstigen Bedingun- 
gen, auch aus Mitteln des ERP-Sondervermö- 
gens, insbesondere für Investitionszwecke. In 
diesem Zusammenhang sind die besonderen 
Maßnahmen zum Wiederaufbau der Seeschiff- 
fahrt und der Remontagekredite zugunsten der 
gewerblichen Wirtschaft zu erwähnen. 

Das AKG selbst ermächtigte in seinem § 85 die 
Bundesregierung, zur Durchführung volkswirt- 
schaftlich förderungswürdiger Wiederaufbau- 
und Ausbauvorhaben von ntürlichen Personen 
und juristischen Personen des privaten Rechts, 
die durch Reparations-, Restitutions- und Rück- 
erstattungsschäden in ihrer wirtschaftlichen 
Entwicklung noch erheblich behindert sind, 
Darlehen zu gewähren. Die Darlehen, die auf 
Grund dieser Vorschrift in der Folgezeit ge- 
währt worden sind, halfen den Geschädigten 
ebenfalls. Ferner wurde zur Beseitigung so- 
zialer Härten im Vierten Teil des AKG eine 
besondere Härteregelung geschaffen, welche 
sich in erster Linie zugunsten der in diesem 
Gesetzentwurf angesprochenen Geschädigten 
auswirkte. Durch Gewährung von Unterhalts- 
beihilfen, Ausbildungsbeihilfen, Hausratbeihil- 
fen und Darlehen zum Existenzaufbau konnte 
in Notlagefällen geholfen werden. 

Als sich herausstellte, daß noch geraume Zeit 
bis zur Verabschiedung des beabsichtigten Ent- 
schädigungsgesetzes verstreichen würde, ent- 
schloß sich die Bundesregierung zu überbrük- 
kungsmaßnahmen. Sie erließ Richtlinien über 
die Gewährung von Darlehen an Reparations-, 
Restitutions- und Rückerstattungsgeschädigte 
vom 4. Juni 1960/30. April 1962 (Bundesanz. 
Nr. 185 vom 24. September 1960 und Nr. 122 
vom 3. Juli 1962), für die im Bundeshaus- 
halt Mittel bereitgestellt wurden. Die 
Richtlinien sehen unverzinsliche, bedingt 
rückzahlbare Darlehen vor, die auf eine 
etwaige spätere Entschädigung nach die- 
sem Gesetzentwurf angerechnet werden sollen. 
Die Voraussetzungen und die Höhe der Uber- 
brückungsdarlehen richten sich nach den 
Grundsätzen, die nach dem Lastenausgleichs- 
recht für die bevorzugte Erfüllung der Haupt- 
entschädigung an Vertriebene und Kriegssach- 
geschädigte gelten. Sie können von natürlichen 
Personen deutscher Staatsangehörigkeit bei 
Erfüllung bestimmter Voraussetzungen in An- 
spruch genommen werden. Zu dem Kreis der 
Darlehensberechtigten gehören vor allem Per- 
sonen in hohem Lebensalter, bei denen es nicht 
vertretbar erschien, sie bis zur gesetzlichen 
Regelung auf Leistungen warten zu lassen. 
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11. Geschichtliche Entwicklung 

5. Zum Verständnis der in diesem Gesetz vorge- 
sehenen Regelung erscheinen nachstehende 
Hinweise angebracht, mit denen ein kurzer 
Überblick über die Entstehung der zu regeln- 
den Schäden und die Behandlung ähnlicher 
Schäden nach dem ersten Weltkrieg gegeben 
wird. 

6. Reparationsschäden 

a) Überblick über die Maßnahmen im Zusam- 
menhang mit dem ersten Weltkrieg 

Während bei früheren kriegerischen Verwick- 
lungen das Vermögen der Staatsangehörigen 
besiegter Staaten im allgemeinen von Zugrif- 
fen des Siegers verschont blieb, wurden schon 
während des ersten Weltkrieges von den da- 
maligen Feindmächten gegen das deutsche 
Vermögen im Ausland, auch soweit es sich um 
Privateigentum handelte, Maßnahmen ergrif- 
fen, die nach dem Kriege, entsprechend Artikel 
297 lit. (b) des Versailler Vertrages, zur Weg- 
nahme dieses Vermögens führten. Die Ver- 
mögenswerte sollten auch zur Erfüllung von 
Verpflichtungen herangezogen werden, welche 
das Deutsche Reich im Versailler Vertrag un- 
ter dem Gesichtspunkt der Wiedergutmachung 
und — erstmals — unter der Bezeichnung „Re- 
paration" übernommen hatte. 

ln Artikel 297 lit. (i) des Versailler Vertrages 
hatte Deutschland sich verpflichtet, seine An- 
gehörigen wegen der Liquidation oder Einbe- 
haltung ihrer Güter, Rechte und Interessen in 
den alliierten und assoziierten Ländern zu ent- 
schädigen. Die ursprüngliche Absicht des Ge- 
setzgebers, für die Wegnahme durch die 
Reichs regierung oder durch die damaligen 
Feindmächte eine Entschädigung in Höhe des 
einfachen Friedenswertes mit Zuschlägen für 
Hausrat, Berufsausbildung usw. oder in Höhe 
des Liquidationserlöses zu gewähren (Liqui- 
dationsrichtlinien vom 26. Mai 1920, RGBl. 1 
S. 1101), scheiterte zunächst an der sich immer 
mehr steigernden Geldentwertung, sodann an 
der mangelnden Leistungsfähigkeit des Reiches. 
Das Reichsentlastungsgesetz vom 4. Juni 1923 
(RGBl. 1 S. 305) setzte die sich aus der bisheri- 
gen Gesetzgebung ergebenden Ansprüche her- 
ab und behielt sich anderweitige Regelung 
nach Wiederherstellung der Leistungsfähigkeit 
des Reiches vor. Nach der Aufwertung wurde 
die Entschädigung bei grundsätzlicher Gleich- 
behandlung der Liquidationsschäden (nach heu- 
tigen Begriffen: Auslandsschäden) mit Ver- 
drängungs- und Gewaltschäden (nach heutigen 
Begriffen: Vertreibungs- und Kriegssachschä- 
den) auf 0,2 Vo des Friedenswertes der einge- 
büßten Gegenstände festgesetzt (Liquidations- 
schädengesetz vom 20. November 1923 — 
RGBl. I S. 1148). Später wurde die Entschä- 
digung degressiv gestaffelt (Richtlinien über 
die Gewährung von Nachentschädigung für 
Liquidations- und Gewaltschäden vom 25. März 
1925 — Reichsministerialblatt S. 245) und 


sodann im Kriegsschädenschlußgesetz vom 
30. März 1928 (RGBl. I S. 120) unter Beibehal- 
tung der degressiven Staffelung eine Schluß- 
entschädigung vorgesehen. Die Entschädi- 
gungssätze bewegten sich zwischen 100 Vo und 
3,51 ^/o des Schadensgrundbetrages. Bei Ent- 
wurzelung und Wiederaufbau waren geringe 
Zuschläge vorgesehen. 

Die gesamten Entschädigungsleistungen für 
Liquidations- und für Gewaltschäden, die viel- 
fach nicht in bar, sondern in langfristigen 
Reichsschuldverschreibungen gewährt wurden, 
betrugen fast 3 Milliarden Reichsmark; sie ver- 
teilten sich auf fast 400 000 Fälle mit einem bis 
zu 18 Milliarden Goldmark geschätzten Frie- 
denswert. 

b) Überblick über die Maßnahmen im Zusam- 
menhang mit dem zweiten Weltkrieg 

Bereits bei Beginn des zweiten Weltkrieges 
wurde in zahlreichen ausländischen Staaten 
das deutsche Vermögen Sicherungsmaßnahmen, 
im wesentlichen durch Beschlagnahme, unter- 
worfen. Die Konferenz von Bretton Woods 
vom 22. Juli 1944 empfahl, daß auch die neu- 
tralen Staaten das deutsche Auslandsvermögen 
feststellen und sichern sollten. Nachdem auf 
der zweiten Konferenz von Quebec (Septem- 
ber 1944) die Alliierten in dem sog. Morgen- 
thau-Plan Gebietsabtretungen, Heranziehung 
Deutscher zu Arbeitsleistungen, Einziehung 
des deutschen Auslandsvermögens und Ver- 
nichtung des deutschen Industriepotentials be- 
schlossen hatten, wurden auf weiteren grund- 
legenden Konferenzen (Jalta — Februar 1945, 
Chapultepec — März 1945) die alliierten Pläne 
präzisiert. Auf der Potsdamer Konferenz 
(August 1945) wurde ausdrücklich bestimmt, 
daß das deutsche Vermögen im Ausland ein- 
schließlich aller Devisenwerte sowie indu- 
strielle Anlagen und Handelsschiffe dazu die- 
nen sollten, die den Alliierten durch den zwei- 
ten Weltkrieg zugefügten Schaden wiedergut- 
zumachen. Demgemäß wurden durch Kontroll- 
ratsgesetz Nr. 5 vom 30. Oktober 1945 alle 
Rechte am deutschen Auslandsvermögen einer 
Vier-Mächte-Kommission übertragen, die alle 
Eigentümergewalt ausüben sollte. 

Am 14. Januar 1946 wurde das Pariser Repa- 
rationsabkommen geschlossen. In ihm verein- 
barten die im Potsdamer Abkommen auf die 
sog. Westmasse verwiesenen 19 Signatarstaa- 
ten, daß alle für die Reparationen in Betracht 
kommenden deutschen Werte festgestellt und 
zwecks interner Verrechnung zwischen den 
Vertragsstaaten gemeldet werden sollten. Die 
durch das Abkommen geschaffene Interallierte 
Reparationsagentur (lARA) hatte die Konten 
der Mitgliedstaaten mit den gemeldeten Wer- 
ten zu belasten. 

Mit den neutral gebliebenen Staaten schlossen 
die Drei Mächte die sog. Safe-Haven-Abkom- 
men, nämlich die Washingtoner Abkommen 
mit der Schweiz vom 25. Mai 1946 und mit 
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Schweden vom 18. Juli 1946. Mit Portugal wur- 
de das Lissabonner Abkommen vom 21. Fe- 
bruar 1947 und mit Spanien das Madrider Ab- 
kommen vom 10. Mai 1948 geschlossen. Die 
Abkommen sahen die Liquidation der deut- 
schen Vermögenswerte in diesen Staaten vor. 

Mit dem Londoner Abkommen über die Be- 
handlung von Patenten in deutschem Eigentum 
vom 27. Juni 1946 wurden die deutschen Pa- 
tente im Ausland endgültig weggenommen. 

Die Wegnahme des deutschen Vermögens in 
den mit dem Deutschen Reich verbündet gewe- 
senen Ländern Italien, Ungarn, Rumänien, Bul- 
garien und Finnland zugunsten der Alliierten 
erfolgte auf Grund der Bestimmungen der Frie- 
densverträge der Alliierten mit diesen Staaten 
vom 10. Februar 1947, in Japan auf Grund des 
Friedensvertrages vom 8. September 1951, so 
daß nunmehr das gesamte deutsche Auslands- 
vermögen durch die von den Alliierten selbst 
oder auf ihre Veranlassung getroffenen Maß- 
nahmen weggenommen war. 

Schwerwiegenden Eingriffen unterlag auch die 
deutsche Wirtschaft im Inland. Die gesamte 
deutsche Handelsflotte wurde bis auf wenige 
Küstenschiffe weggenomnien. In Ausführung 
des Potsdamer Abkommens veröffentlichte der 
Alliierte Kontrollrat im März 1946 einen „Plan 
für die Reparationsleistungen und den Umfang 
der Nachkriegswirtschaft Deutschlands". Hier- 
nach sollte die deutsche Industriekapazität auf | 
75 ^ 0 der Produktionskapazität von 1936 ver- ; 
mindert werden. Der Bundesregierung gelang 
es durch wiederholte Vorstellungen, im Peters- : 
berger Abkommen vom November 1949 die : 
Zahl der für Reparationen und Zerstörungen : 
vorgesehenen Industrieanlagen, die anfänglich 
1800 betrug, bis auf 667 Fabriken und Teil- 1 
anlagen herabzudrücken. | 

Ferner wurden, vor allem in der französischen I 
und britischen Besatzungszone, umfangreiche j 
Holzeinschläge vorgenommen oder veranlaßt. 
Ungeachtet ständigen deutschen Widerspruchs 
haben die Drei Mächte mit dem Gesetz Nr. 63 
der Alliierten Hohen Kommission vom 31. Au- 
gust 1951 die getroffenen Maßnahmen sanktio- 
niert und die Geltendmachung von Ansprüchen 
oder die Erhebung von Klagen durch die deut- 
schen Eigentümer für unzulässig erklärt. In 
Artikel 2 des VL Teils des Überleitungsver- 
trages hat sich die Bundesrepublik verpflichten 
müssen, das Gesetz Nr. 63 nur mit Zustimmung 
der Drei Mächte aufzuheben oder zu ändern. 
In Artikel 3 a. a. O. hat sie erklärt, in Zukunft 
keine Einwendungen gegen die Maßnahmen zu 
erheben, die gegen das für Zwecke der Repa- 
ration beschlagnahmte deutsche Auslandsver- 
mögen oder sonstige Vermögen durchgeführt 
worden sind oder werden sollen; Ansprüche 
und Klagen werden nach wie vor nicht zuge- 
lassen. In Artikel 4 a. a. O. wurde andererseits 
der Bundesrepublik die Möglichkeit einge- 
räumt, über gewisse Vermögensarten und mil 
bestimmten Staaten zu verhandeln, insbeson- 


dere mit den Neutralen. In Artikel 5 a. a. O. 
hat es die Bundesrepublik übernommen, Vor- 
sorge für eine Entschädigung der früheren Ei- 
gentümer zu treffen. 

Der Bundesrepublik gelang es, durch Abkom- 
men mit mehreren Staaten die Freigabe des be- 
schlagnahmten deutschen Vermögens oder von 
Liquidationserlösen hieraus sowie die Zahlung 
von Entschädigungsbeträgen zu erreichen. So 
wurde mit der Schweiz das Abkommen vom 
26. August 1952 geschlossen, wonach die deut- 
schen Vermögenswerte gegen Leistung eines 
Ablösungsbeitrages der Vermögenseigentümer 
freigegeben wurden. Schweden hat auf Grund 
des Abkommens vom 22. März 1956 die Liqui- 
dationserlöse der deutschen Vermögenswerte 
in Höhe von rd. zwei Drittel freigegeben. Mit 
Österreich wurde am 15. Juni 1957 ein Ver- 
mögensvertrag geschlossen, der die Freigabe 
von deutschen Vermögenswerten an natür- 
liche Personen bis zum Wert von 260 000 
Schilling Vorsicht. Portugal hat nach dem Ver- 
mögensabkommen vom 3. April 1958 die deut- 
schen Vermögenswerte freigegeben; die Ver- 
mögenseigentümer mußten an die Bundesrepu- 
blik einen Beitrag von zahlen, da die 

Bundesrepublik die von den Alliierten auf das 
beschlagnahmte Vermögen geltend gemachten 
Ansprüche befriedigt hat. Durch das Ver- 
mögensabkommen mit Spanien vom 8. April 
1958 wurden die noch nicht liquidierten deut- 
schen Vermögenswerte freigegeben. Mit Israel 
wurde in einem Abkommen vom 1. Juni 1962 
und mit Kolumbien in einem Abkommen vom 
4. August 1962 eine Entschädigungszahlung für 
das enteignete deutsche Vermögen vereinbart. 
Ferner konnte erreicht werden, daß eine Reihe 
anderer Staaten durch einseitige Maßnahmen 
deutsches Vorkriegsvermögen oder die Liqui- 
dationserlöse hieraus ganz oder teilweise frei- 
gegeben haben. Zu erwähnen sind insbeson- 
dere die Republik Süd- Afrika, Indien, Pakistan, 
die Vereinigte Arabische Republik (Ägypten), 
Ceylon, Brasilien und Argentinien. Außerdem 
wurden in den Ausgleichsverträgen mit Bel- 
gien, Luxemburg und den Niederlanden sowie 
in einem Grenzvertrag mit Frankreich deutsche 
Grenzgrundstücke und zum Teil auch andere 
beschlagnahmte deutsche Vermögenswerte frei- 
geben. 

7. Restitutionsschäden 

ü) Überblick über die Maßnahmen im Zusam- 
menhang mit dem ersten Weltkrieg 

Soweit während eines Krieges Wirtschafts- 
güter aus dem besetzten Gebiet durch die Or- 
gane des besetzenden Staates oder seiner 
Staatsangehörigen weggeführt werden und 
darin ein Verstoß gegen völkerrechtliche 
Grundsätze liegt, erfolgt eine Wiedergutma- 
chung im allgemeinen durch Rückgabe des Er- 
langten, d. h. im Wege der Restitution, zu der 
sich der unterlegene Staat in der Regel in 
einem Friedensvertrag zu verpflichten hat. 
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Nach dem ersten Weltkrieg wurde dem Deut- 
schen Reich eine Restitutionsverpflichtung in 
Artikel 238 des Versailler Vertrages auferlegt; 
danach hatte Deutschland gemäß dem vom Wie- 
dergutmachungsausschuß bestimmten Verfah- 
ren die Rücklieferung der weggeführten, be- 
schlagnahmten oder sequestrierten Gegenstän- 
den zu bewirken, sofern diese Gegenstände in 
Deutschland festgestellt werden konnten. Die 
notwendigen Maßnahmen gegen die Besitzer 
der herausverlangten Sachen wurden ebenso 
wie die Entschädigung durch die Verordnung 
der Reichsregierung vom 28. März 1919 (RGBl. 

I S. 349) und das Gesetz über die Enteignung 
und Entschädigung aus Anlaß des Friedensver- 
trages vom 31. August 1919 (RGBl. I S. 1527) 
ermöglicht. Für die weitere Regelung der Ent- 
schädigung waren die oben (Tz. 6 Buchstabe a) 
genannten Vorschriften maßgebend. 

b) Überblick über die Maßnahmen im Zusam- 
menhang mit dem zweiten Weltkrieg 

Im zweiten Weltkrieg wurden in den von 
Deutschland besetzten Gebieten Wirtschafts- 
güter in großem Umfange in Anspruch genom- 
men oder von deutschen Dienststellen oder 
deutschen Staatsangehörigen erworben — zum 
Teil in anfechtbarer Weise — und nach 
Deutschland verbracht. Im Gegensatz zum Er- 
sten Weltkrieg übernahmen diesmal die Alli- 
ierten kraft Besatzungsgewalt die Restitutio- 
nen selbst. 

Die Sicherstellung der Wirtschaftsgüter er- 
folgte durch die Kontrollratsproklamation Nr. 2 
und das Militärregierungsgesetz Nr. 52. Die 
Durchführung der Restitution geschah auf 
Grund von Richtlinien und Direktiven des Kon- 
trollrates, die von Januar bis April 1946 erlas- 
sen und durch zahlreiche Vorschriften in den 
Besatzungszonen ergänzt wurden. 

Die Besatzungsmächte haben sich bei Durch- 
führung der Restitution in Deutschland nicht 
darauf beschränkt, nur unrechtmäßig erwor- 
benes Gut zurückzuführen, vielmehr haben sie 
durch eine entsprechende Gestaltung ihrer Vor- 
schriften ■ — Unterstellung eines Kollektiv- 
zwanges, Umkehr der Beweislast zum Nachteil 
des deutschen Besitzers und Nichtzulassung 
wesentlicher Beweismittel — bewirkt, daß in 
großem Umfange auch rechtmäßig erworbenes 
Gut den deutschen Besitzern weggenommen 
und in das Herkunftsland zurückgeführt wurde. 
Deutsche Proteste blieben fruchtlos. Durch das 
AHK-Gesetz Nr. 63 vom 31. August 1951 wur- 
den die getroffenen Maßnahmen sanktioniert. ' 
Der bei den Verhandlungen zum Uberleitungs- 
vertrag wiederholt vorgebrachte deutsche 
Wunsch, es möchten die Restitutionsentschei- 
dungen durch ein unabhängiges Gremium über- 
prüft werden, wurde abgelehnt. Lediglich für 
die Abwicklung noch schwebender Verfahren 
und die Prüfung etwaiger weiterer Ansprüche 
gelang es im V. Teil des Überleitungsvertrages, 
Regelungen materieller und verfahrensrecht- 
licher Art zu treffen, die im wesentlichen völ- 


kerrechtlichen und rechtsstaatlichen Grundsät- 
zen entsprechen. Im übrigen gelten für bereits 
durchgeführte Restitutionen die oben (Tz. 6 
Buchstabe b) erörterten Grundsätze des Über- 
leitungsvertrages. 

8. Zerstörungsschäden 

Neben der Wiedergutmachung (Reparation) 
der den Alliierten durch den Krieg entstande- 
nen Schäden und Verluste durch Wegnahme 
deutscher Vermögenswerte im Inland und im 
Ausland bestimmte das Potsdamer Abkommen 
auch „die völlige Abrüstung und Entmilitari- 
sierung Deutschlands und die Ausschaltung der 
gesamten deutschen Industrie, welche für 
Kriegsproduktion benutzt werden kann" (Er- 
gänzungsblatt 1 des Amtsbl. KR S. 13). Im Ab- 
schnitt III Nr. 11 der Verlautbarung über die- 
ses Abkommen wurde angeordnet, die deutsche 
Produktionskapazität, soweit sie über die für 
die Zukunft erlaubte Industrie hinausginge, 
„entsprechend dem Reparationsplan entweder 
zu entfernen oder, falls sie nicht entfernt wer- 
den kann, zu vernichten". Daraufhin sind um- 
fassende Maßnahmen zur Beseitigung des deut- 
schen Wirtschaftspotentials vorgenommen wor- 
den. Die KR-Direktive Nr. 39 vom 2. Oktober 
1946 (abgedruckt bei Müller, Gesetze der Mili- 
tärregierung unter G 39) enthält gewisse ein- 
heitliche Grundsätze für die Durchführung die- 
ser Maßnahmen zum Zwecke der „Liquidation 
des deutschen Kriegs- und Industriepotentials". 
Die Liquidation dieses Potentials sollte danach 
in erster Linie dem Reparationszweck dienen. 
Kam eine solche Verwendung nicht in Be- 
tracht, so sollte grundsätzlich zerstört werden, 
nur ausnahmsweise durften die Werte zu 
Zwecken der Friedenswirtschaft belassen wer- 
den. 

Eine klare Abgrenzung der Maßnahmen zum 
Zwecke der Beseitigung des Kriegs- und In- 
dustriepotentials von denen zum Zwecke der 
Reparation ist wegen der Verflechtung beider 
vielfach nicht möglich, nach den Direktiven 
aber auch nicht notwendig gewesen. Das AHK- 
Gesetz Nr. 47 vom 8. Februar 1951 über die 
Entschädigung für Besatzungsschäden (Amts- 
blatt der AHK S. 777) schloß durch Artikel 4 
Buchstaben f und g eine Entschädigung sowohl 
für Schäden infolge von Maßnahmen zum 
Zwecke der Reparation und der Restitution wie 
auch für Schäden, die auf der Beseitigung des 
Kriegspotentials beruhten, aus; infolgedessen 
kam es auch insoweit nicht darauf an, ob es 
sich im Einzelfall um eine Reparationsmaß- 
nahme oder um eine Maßnahme zur Beseiti- 
gung des deutschen Kriegspotentials handelte. 
Im übrigen haben die Besatzungsdienststellen 
den Begriff „Kriegspotential" sehr weit ausge- 
legt; er umfaßte danach nicht nur das Kriegs- 
material, das unmittelbar zur Kriegsführung 
bestimmt ist, sondern auch alle Gegenstände, 
die als Produktionsmittel oder Rohstoffe mit- 
telbar für eine Kriegsführung bedeutsam sein 
konnten. 
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Artikel 3 Abs. 3 Satz 1 des IX. Teils des Über- 
leitungsvertrages änderte nichts an dieser Re- 
gelung. Die Bundesrepublik hat danach nur 
solche Besatzungsschäden abzugelten, für die 
nach den Bestimmungen des AHK-Gesetzes Nr. 
47 Entschädigung zu leisten war. Infolgedessen 
hat das Gesetz über die Abgeltung von Be- 
satzungsschäden vom 1. Dezember 1955 Schä- 
den infolge von Maßnahmen zum Zwecke der 
Reparation, Restitution und der Beseitigung 
des Kriegspotentials in seinem § 3 Abs. 1 Nr, 1 
von einer Entschädigung ausgeschlossen. 

Die Entscheidung darüber, ob eine Regelung 
weiterer Schäden, d. h. auch der Zerstörungs- 
schäden im Sinne dieses Gesetzentwurfes er- 
forderlich ist, blieb nach Artikel 3 Abs. 3 Satz 2 
des XL Teils des Uberleitungsvertrages dem 
Ermessen der Bundesrepublik überlassen. 

9. Rückerstattungsschäden 

Der Begriff des Rückerstattungsschadens ist 
ohne einen Rückblick auf die Entziehungsmaß- 
nahmen des nationalsozialistischen Regimes 
und deren Wiedergutmachung durch die alli- 
ierten Militärregierungen nicht verständlich. 
In einem vorher nie dagewesenen Maße wur- 
den während der Herrschaft des Nationalsozia- 
lismus die Gegner dieses Systems teils unmit- 
telbar ihrer Vermögenswerte beraubt, teils 
unter Kollektivzwang genötigt, diese Vermö- 
genswerte zu veräußern. Beim Zusammenbruch 
des Reichs haben es die alliierten Militärregie- 
rungen unternommen, die Verfolgten, soweit 
möglich, in ihre früheren Rechtspositionen wie- 
der einzusetzen. Dies geschah auf Grund der 
Rückerstattungsgesetze und -Verordnungen, 
die jede der Besatzungsmächte für ihren Herr- 
schaftsbereich erließ (siehe hierzu die Auf- 
zählung dieser Gesetze und Verordnungen in 
§ 23 Abs. 1 Nr. 3 dieses Gesetzentwurfs). Ein 
Grundgedanke dieser Regelungen war es, auch 
alle von Verfolgten unter Kollektivzwang ab- 
geschlossenen Rechtsgeschäfte anfechtbar zu 
machen. Infolgedessen konnten die Verfolgten 
oder deren Rechtsnachfolger sich an die heuti- 
gen Inhaber der entzogenen Vermögenswerte 
halten und deren Rückerstattung verlangen, 
auch wenn sie in einer nach den Begriffen des 
deutschen bürgerlichen Rechts einwandfreien 
Weise erworben und angemessene Kaufpreise 
entrichtet worden waren. Eine Rückerstattungs- 
pflicht bestand auch, wenn der Rückerstat- 
tungspflichtige den Gegenstand nicht vom Ver- 
folgten selbst, sondern aus zweiter oder dritter 
Hand erworben hatte. Die Rückerstattungs- 
pflicht trifft also nach der alliierten Rückerstat- 
tungsgesetzgebung sowohl Personen, die sich 
durch den Erwerb der Vermögenswerte berei- 
chern wollten und auch bereichert haben, als 
auch die Personen, welche bei dieser Gelegen- 
heit Vermögenswerte gegen angemessenes 
Entgelt erworben haben, und schließlich solche 
Personen, die dem Verfolgten helfen wollten 
und ihm durch den Kaufpreis die Möglichkeit 


zur Auswanderung und damit zur Rettung des 
Lebens gaben. 


III. Grundgedanken 
des Gesetzentwurfs 

10. Der Entwurf regelt die Abgeltung von Ver- 
mögensverlusten, die durch Maßnahmen zum 
Zwecke der Reparation oder Restitution oder 
der Beseitigung deutschen Wirtschaftspoten- 
tials oder durch den Zwang zur Rückgabe 
von — loyal erworbenen — Vermögensgegen- 
ständen auf Grund der Rückerstattungsgesetze 
entstanden sind, soweit sie nicht bereits durch 
die engere Lastenausgleichsgesetzgebung ent- 
schädigt worden sind (vgl. Tz. 2). Er füllt da- 
mit noch die letzten Vorbehalte aus, die das 
Allgemeine Kriegsfolgengesetz in § 3 Abs. 1 
Nrn. 1 und 2 getroffen hatte, und bildet daher 
zugleich den Schlußstein der Gesetzgebung 
über die Liquidation des zweiten Weltkrieges 
und seiner Folgen (vgl. Vorbemerkung unter 
Tz. 2). 

11. Es hatte von vornherein nahegelegen, auch 
die Regelung zum Ausgleich von Verlusten, 
die auf alliierte Eingriffe zurückzuführen sind 
und durch die Urheber dieser Eingriffe bisher 
nicht oder nur teilweise ausgeglichen worden 
sind, in Anlehnung an diejenigen Grundsätze 
zu treffen, die sich in der Nachkriegszeit für 
andere Gebiete im Bereich der Gesetzgebung 
über die Liquidation des Krieges herausgebil- 
det hatten. Unter ihnen nimmt das Lastenaus- 
gleichsgesetz als eine Art Leitgesetz für diese 
Gesetzgebung einen hervorragenden Platz ein. 
Von je wurden die Verluste, für die der vor- 
liegende Entwurf eine Regelung trifft, vom 
alliierten wie vom deutschen Gesetzgeber im 
Gesamtzusammenhang eines „Allgemeinen 
Lastenausgleichs" gesehen. Dieser konnte, je 
nach Dringlichkeit, nur in Stufen verwirklicht 
werden (oben Vorbemerkung unter Tz. 2 und 
3). Zu den durch den alliierten und durch den 
deutschen Gesetzgeber der Gesetzgebung über 
einen allgemeinen Lastenausgleich zugewiese- 
nen Aufgaben gehört die Regelung der Eingriffe 
der ehemaligen Feindstaaten. Soweit sie gegen 
das Vermögen gerichtet waren, wirkten sie 
sich zugleich sehr häufig auch existenzvernich- 
tend oder existenzbedrohend aus. Mögen die 
in diesem Entwurf geregelten reinen Vermö- 
gensschäden im Einzelfall noch so hart gewe- 
sen sein, so darf doch nicht übersehen wer- 
den, daß die vom LAG erfaßten Vertriebenen, 
die außer ihrem Vermögen auch noch ihre 
Heimat verloren haben, in aller Regel viel 
härter betroffen worden sind. Kommt schon 
aus diesem Grunde für die Schäden der Nicht- 
vertriebenen keine günstigere Regelung in Be- 
tracht, so auch deswegen nicht, weil in beiden 
Fällen die Verluste der Vermögen Reparations- 
schäden darstellen. Die Zuordnung der in die- 
sem Gesetzentwurf geregelten Verluste in den 
„Allgemeinen Lastenausgleich" ergibt sich 
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auch daraus, daß es sich auch bei ihnen um 
Schäden handelt, die in den Gesamtkomplex 
des mit der und durch die Katastrophe von 
1945 ausgelösten Bankrotts des Deutschen Rei- 
ches gehören. Für diese Verluste hat bereits 
die Rechtsprechung zum Allgemeinen Kriegs- 
folgengesetz besondere Grundsätze entwickelt, 
die dem Gedanken eines Staatsbankrotts 
Rechnung tragen (vgl. Urteil des Bundesver- 
fassungsgerichts vom 14. November 1962 — 
1 BvR 987/58). Demgemäß sollte auch hinsicht- 
lich der Verluste, die Gegenstand dieses Ent- 
wurfs sind, im Wege der Gesetzgebung ein 
angemessener Ausgleich gesucht werden. Da 
dessen Ausgestaltung, was auch durch die 
Rechtsprechung anerkannt worden ist, dem 
Gesetzgeber weitestgehend überlassen bleibt, 
bieten sich hierfür die bereits in der bisheri- 
gen Kriegsfolgengesetzgebung entwickelten 
Grundsätze des Lastenausgleichs als sachge- 
recht an. Wie bereits in der Präambel zum 
LAG zum Ausdruck gebracht wurde, soll hier- 
durch für die durch den Krieg und seine Fol- 
gen besonders betroffenen Bevölkerungsteile 
ein die Grundsätze der sozialen Gerechtigkeit 
und die volkswirtschaftlichen Möglichkeiten 
berücksichtigender Ausgleich erfolgen. 

12. Wenn sich die Bundesregierung diese Grund- 
sätze auch für den restlichen Komplex der 
Kriegsfolgengesetzgebung zu eigen macht und 
sie ihrem Entwurf zugrunde legt, so bringt sie 
damit zugleich zum Ausdruck, daß sie eine 
solche Lösung nicht nur politisch für zwingend, 
sondern auch rechtlich für zulässig, ja sogar für 
geboten hält. 

13. Die Bundesrepublik ist weder völkerrechtlich 
noch nach innerstaatlich geltenden Rechtsvor- 
schriften gehalten, den durch Reparationsmaß- 
nahmen Betroffenen eine, über die Bemes- 
sungsmaßstäbe des Lastenausgleichs hinaus- 
gehende Entschädigung zu gewähren. 

14. a) Es besteht kein allgemeiner Völkerrechts- 

satz, nach dem für das im Zuge oder in der 
Folge eines Krieges durch die Feind- oder 
Siegermächte weggenommene Privateigen- 
tum vom Heimatstaat der Betroffenen Ent- 
schädigung zu leisten wäre. Insbesondere 
ist eine solche völkerrechtlich fundierte Er- 
satzpflicht nicht etwa im Gefolge des Ver- 
sailler Vertrages gewohnheitsrechtlich be- 
festigt worden. Nach wie vor ist es viel- 
mehr herrschende Völkerrechtslehre, daß 
für einen Eingriff in Privateigentum der ent- 
ziehende Staat einzustehen hat. 

b) Die völkerrechtliche Bindung, die die Bun- 
desrepublik mit Artikel 5 des VI. Teiles des 
Uberleitungsvertrages gegenüber den drei 
Vertragspartnern eingegangen ist, steht 
außer Frage. Sie geht aber lediglich dahin, 
„Vorsorge zu treffen'", daß „die früheren 
Eigentümer" der durch Reparationsmaßnah- 
men beschlagnahmten Werte „entschädigt 
werden" („. . . shall be compensated" 


„ . . . regoivent une indemnisation"). Schon 
dieser Wortlaut zeigt, daß die Bundesrepu- 
blik durch diesen Artikel weder in bezug 
auf Gestaltung noch in bezug auf Art und 
Maß der zu treffenden Regelung interna- 
tionalrechtlich gebunden ist. Noch deut- 
licher wird das, wenn man auch die Entste- 
hungsgeschichte des Artikels 5 a. a. O. zu 
seiner Auslegung heranzieht. Sie ergibt, 
daß die etwa im Vergleich zu dem entspre- 
chenden Artikel 297 (i) des Versailler Ver- 
trages („Deutschland verpflichtet sich, . . . 
seine Angehörigen ... zu entschädigen") 
bemerkenswert lose Fassung des Artikels 5 
a. a. O. von den deutschen Unterhändlern 
seinerzeit gegenüber wesentlich schärferen 
Formulierungsvorschlägen der Vertreter 
der Drei Mächte erst in langwierigen Ver- 
handlungen durchgesetzt worden ist. Dabei 
war eines der Hauptargumente der deut- 
schen Unterhändler, daß die Formulierung 
der Entschädigungsklausel der Bundesrepu- 
blik die Möglichkeit geben müsse, die von 
ihr zu treffende Entschädigungsregelung 
den inzwischen in der innerdeutschen Ge- 
setzgebung für vergleichbare Kriegsfolge- 
tatbestände entwickelten Grundsätzen 
(Lastenausgleich im weiteren Sinne) anzu- 
passen und damit auch den Erfordernissen 
des deutschen Verfassungsrechts (insbeson- 
dere Artikel 3 und 20 GG) Rechnung zu 
tragen. Wenn die alliierten Vertragspart- 
ner sich letzten Endes mit der loseren For- 
mulierung der Entschädigungsklausel und 
ihrer im Verlauf der Verhandlungen klar 
zutage getretenen Tendenz einverstanden 
erklärten, so mögen hier für sie die glei- 
chen Erwägungen maßgebend gewesen 
sein, die sie schon in § 29 des Umstellungs- 
gesetzes veranlaßt hatten, auch die Frage 
der Entschädigung für Reparationsmaßnah- 
men der deutschen Gesetzgebung über den 
Lastenausgleich zuzuweisen. 

Hervorzuheben ist in diesem Zusammen- 
hang, daß den Alliierten das LAG zur Zu- 
stimmung Vorgelegen hat; sowohl hierbei 
wie bei den Beratungen des Uberleitungs- 
vertrages waren sie mit den Grundsätzen 
des Lastenausgleichs vertrautgemacht (de- 
gressive Tabellen, Einheitswert und Ver- 
mögensvergleich, Nichtberücksichtigung ju- 
ristischer Personen), und über den engen 
Zusammenhang zwischen den dort geregel- 
ten Schäden und den übrigen Vermögens- 
schäden unterrichtet worden. Dies wird 
deutlich in Artikel 3 des Zehnten Teils des 
Uberleitungsvertrages, in dem sie für ihre 
eigenen Staatsangehörigen die gleichen, 
aber keine weitergehenden Entschädigungs- 
ansprüche für Kriegssachschäden geltend 
gemacht hatten. 

15. Daß Artikel 5 a. a. O. schließlich nach seinem 
Wortlaut und Sinn keine unmittelbaren Ent- 
schädigungsansprüche der durch Reparations- 
maßnahmen usw. Betroffenen gegen die Bun- 
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desrepublik begründet, also nicht seif exe- 
cuting ist, die Bundesrepublik vielmehr nur zu 
entschädigungsrechtlichen gesetzgeberischen 
Maßnahmen verpflichtet, ist inzwischen wohl 
nicht mehr ernstlich umstritten. Schon das 
Reichsgericht hatte dies für die wesentlich 
schärfer gefaßte entsprechende Vorschrift des 
Artikels 297 (i) des Versailler Vertrages klar- 
gestellt (RGZ 121 S. 7). Das Bundesverwal- 
tungsgericht hat sich dieser Auffassung für den 
Bereich des Artikels 5 des VL Teils des Über- 
leitungsvertrages angeschlossen (Beschluß vom 
6. September 1961 — V B 48/61). Auch der 
österreichische Oberste Gerichtshof teilt diese 
Auffassung in einem Vergleich des überlei- 
lungsvertrages mit entsprechenden Bestim- 
mungen des österreichischen Staats Vertrages 
(Juristische Blätter 1961 S. 27). 

16. Auch innerstaatliche Rechtsvorschriften, beson- 
ders solche verfassungsrechtlicher Art, stehen 
nach Auffassung der Bundesregierung der 
Regelung des Entwurfs nicht entgegen. Insbe- 
sondere greift die Regelung nicht in einer an 
Artikel 14 GG zu messenden Weise in Rechts- 
ansprüche der Betroffenen gegen die Bundes- 
republik mindernd oder entziehend ein. An- 
läßlich der Erörterung über das Pariser Ver- 
tragswerk vom Jahre 1952 und auch im Rah- 
men des sich anschließenden Verfahrens vor 
dem Bundesverfassungsgericht über den Wehr- 
beitrag (sog. Wehrstreit) sind zwar verschie- 
dentlich für die Bundesregierung Erklärungen 
abgegeben worden, die sich mit dieser Auffas- 
sung nicht oder nicht voll zu decken scheinen. 
Auch damals ist jedoch von allen Vertretern 
der Bundesregierung immer wieder betont 
worden, daß eine Entschädigungsregelung im 
Sinne des Artikels 5 des VI. Teiles des Über- 
leitungsvertrages die Grundsätze des Lasten- 
ausgleichs und die finanzielle Leistungsfähig- 
keit der Bundesrepublik zu berücksichtigen 
haben werde. Darüber hinaus ist aber bei der 
Würdigung der damaligen Äußerungen zu be- 
achten, daß gerade die Frage, ob der Eingriff 
der Siegermächte in deutsches Privateigentum 
Entschädigungsansprüche der Betroffenen ge- 
gen die Bundesrepublik ausgelöst hat, erst in 
den Folgejahren durch eine vertiefte wissen- 
schaftliche Behandlung, vor allem auch durch 
die zu verschiedenen gesetzlichen Regelungen 
von Kriegs- und Kriegsfolgenschäden ergan- 
gene Rechtsprechung der oberen Bimdesge- 
richte und des Bundesverfassungsgerichts eine 
entscheidende Klärung erfahren hat. Die zu 
dieser Frage in einem Teil des Schrifttums und 
in einer Reihe von Einzelgutachten vertrete- 
nen Auffassungen, daß solche Rechtsansprüche 
der Betroffenen auch unabhängig von der vor- 
behaltenen gesetzlichen Regelung bereits be- 
ständen, sind von der Bundesregierung noch 
einmal unter Berücksichtigung der neueren 
Rechtsprechung besonders eingehend geprüft 
worden. Als Ergebnis dieser Prüfung kann die 
Bundesregierung keine der recht verschieden- 
artigen und untereinander zum Teil wider- 


spruchsvollen Begründungen für eine solche 
Auffassung als berechtigt anerkennen. 

17. Im wesentlichen lassen sich zwei Gruppen von 
Begründungen für die sogenannte Rechtsan- 
spruchstheorie unterscheiden. Die eine leitet 
einen Rechtsanspruch der Betroffenen ganz un- 
abhängig vom überleitungsvertrag aus allge- 
meinen Rechtsgrundsätzen her, die andere 
sieht das auslösende Moment des „Rechtsan- 
spruchs" eben in der Regelung des VI. Teils 
des Überleitungsvertrages. 

a) Bei den von der Regelung im Überleitungs- 
vertrag unabhängigen Begründungen für 
einen Rechtsanspruch wird die Anspruchs- 
grundlage teils in Enteignung oder Auf- 
opferung, teils auch in einer Geschäftsfüh- 
rung ohne Auftrag oder gar einer unge- 
rechtfertigten Bereicherung gesehen. Dabei 
wird davon ausgegangen, daß sich die Bun- 
desrepublik die von den Siegermächten 
vorgenommenen Reparationsmaßnahmen 
zurechnen lassen müsse. Diese Zurechen- 
barkeit wird teilweise daraus hergeleitet, 
daß die Bundesrepublik durch ein ihren 
Staatsangehörigen mit den Reparationsent- 
nahmen auferlegtes Sonderopfer begünstigt 
worden sei, weil sie durch dieses Sonder- 
opfer von einer eigenen Reparationsschuld 
befreit sei. Zum anderen Teil wird, beson- 
ders für Demontagemaßnahmen, die Auf- 
fasssung vertreten, die Besatzungsmächte 
hätten insoweit stellvertretend für die deut- 
sche Staatsgewalt gehandelt mit der Folge, 
daß die Bundesrepublik sich diese Maßnah- 
men unmittelbar zurechnen lassen müsse. 
Die Bundesregierung kann diese Auffas- 
sungen aus zweierlei Gesichtspunkten nicht 
teilen: 

Ansprüche aus Enteignung wie aus Aufopfe- 
rung setzen nach deutschem innerstaat- 
lichen Recht in gleicher Weise einen Ein- 
griff durch deutsche hoheitliche Maßnah- 
men voraus. Weder die von den Sieger- 
mächten kraft Siegerrechts vorgenomme- 
nen Reparationsmaßnahmen im allgemei- 
nen noch die Demontagemaßnahmen der 
Besatzungsmächte im besonderen können 
aber unter irgendeinem , Gesichtspunkt als 
Maßnahmen deutscher Hoheitsgewalt ge- 
wertet oder ihnen gleichgesetzt werden. 
Die Siegermächte haben vielmehr bei ihrem 
Zugriff auf deutsches Privatvermögen und 
bei Demontagen lediglich in Ausübung 
eigener Staatsgewalt, nicht stellvertretend 
für die deutsche Staatsgewalt, gehandelt. 
In obergerichtlichen Urteilen ist sogar für 
Requisitionen, bei denen die Besatzungs- 
mächte als Funktionsinhaber der Staatsge- 
walt des besetzten Gebietes tätig werden, 
wiederholt ausgesprochen, daß es sich hier 
um Akte handelt, die nicht den deutschen 
Behörden zugerechnet werden können. Das 
muß aber erst recht auch für Maßnahmen 
zum Zwecke der Reparation gelten, die ein- 
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deutig einen Ausfluß fremder Staatsgewalt 
darstellen. Es fehlt also an einem dem 
deutschen Staat zurechenbaren hoheitlichen 
Eingriff. 

Das ist kein lediglich formaler Gesichts- 
punkt. Artikel 14 GG wie auch der in der 
Rechtsprechung entwickelte Gedanke der 
Aufopferung haben nicht nur die Bedeu- 
tung, daß sie nach erfolgtem Eingriff zur 
Entschädigung verpflichten. Die Vorschrif- 
ten sollen vielmehr primär den Staat als 
Eingreifenden zur Überlegung und Prüfung 
veranlassen, ob er den Eingriff überhaupt 
vornehmen will und im Hinblick auf die 
Entschädigungslast vornehmen kann. Hier 
wird also eine Freiheit der Entschließung 
vorausgesetzt, die dann fehlt, wenn ein 
Eingriff aus einem Bereich erfolgt, über den 
der deutsche Staat keinerlei Macht hat. So 
wenig wie Schäden, die durch eine Natur- 
katastrophe verursacht worden sind, zu 
Rechtsansprüchen gegenüber dem Staat 
führen können, so wenig lassen sich die im 
Zusammenhang mit einem Krieg durch 
Kriegshandlungen oder Zwangsmaßnahmen 
der Sieger verursachten Schäden mit den 
innerstaatlichen Maßstäben der Enteignung 
oder Aufopferung messen. 

Nicht vertretbar erscheint der Bundesregie- 
rung auch die zweite These dieser Begrün- 
dungsgruppe, die Bundesrepublik sei durch 
die von den Siegermächten allein aus der 
Machtvollkommenheit des Siegers und zu 
eigenem Nutzen vorgenommenen Repara- 
tionsentnahmen usw. bei deutschen Staats- 
angehörigen „begünstigt” oder gar zu 
Lasten der Betroffenen „ungerechtfertigt 
bereichert". Diese Argumentation übersieht, 
daß eine Reparationsschuld der Bundes- 
republik auf Grund des vom Reich ausge- 
lösten Krieges und seiner Niederlage in 
diesem Kriege in völkerrechtlich allein 
wirksamer Weise nur durch Vertrag hätte 
begründet werden können, in dem dann 
auch die Frage der Anrechenbarkeit eigen- 
mächtiger „Reparationseingriffe" auf eine 
Reparationsschuld der Bundesrepublik zu 
regeln gewesen wäre. Ein solcher Vertrag 
besteht nicht; darauf allein kommt es an. 
Geht man von der Zielsetzung und Wir- 
kung der Eingriffe der Siegermächte im 
Zeitpunkt ihrer Vornahme aus, so ist es 
unverständlich, wie hier von einer Begün- 
stigung oder Bereicherung des Reiches oder 
gar der Bundesrepublik gesprochen werden 
kann. Für die Zielsetzung bedarf das ange- 
sichts des Morgenthau-Plans, dessen Folge 
jene Eingriffe sind, wohl keines weiteren 
Hinweises. Entsprechend dem Ziel dieses 
Planes, Deutschland in ein reines Agrarland 
umzuwandeln, bestand aber auch die Wir- 
kung der Maßnahmen in einer weiteren 
Minderung des nach dem Zusammenbruch 
von 1945 noch verbliebenen deutschen Wirt- 
schaftspotentials, also in keinem irgendwie 


gearteten Vorteil, sondern in einem zusätz- 
lichen und tiefgreifenden Nachteil auch für 
das sich aus den Trümmern des Reiches 
neu organisierende Staatswesen. Das Ab- 
sehen der Siegermächte von der direkten 
Forderung nach laufenden Reparationszah- 
lungen und ihr in Artikel 1 des VI. Teiles des 
Überleitungsvertrages ausgesprochener Ver- 
zicht auf Reparationen aus der laufenden 
Produktion stehen, wie der Vorbehalt des 
Artikels 1 Abs. 1 Satz 1 a. a. O. beweist, mit 
ihren vorangegangenen eigenmächtigen 
Reparationszugriffen auf deutsches Privat- 
eigentum in keinerlei innerem Zusammen- 
hang. Dieses Verhalten ist vielmehr die 
Folge der veränderten politischen Zielset- 
zung, die Bundesrepublik als Partner für 
die westliche Welt zu gewinnen. Damit 
fehlt es aber auch an der unmittelbaren 
Ursächlichkeit eines „Sonderopfers" oder 
einer „Leistung" der durch die Reparations- 
entnahmen Betroffenen für das „Erlangen" 
eines etwaigen Vermögensvorteils oder 
einer sonstigen Begünstigung auf Seiten der 
Bundesrepublik, wie er Grundvorausset- 
zung sowohl für einen öffentlich-rechtlichen 
Aufopferungsanspruch als auch für einen 
zivilrechtlichen Bereicherungsanspruch wäre. 

Schließlich kann auch nicht die Rede davon 
sein, daß die Vermögensverluste der durch 
die Zugriffe der Siegermächte Betroffenen 
in irgendeiner Weise auf ein „Reparations- 
konto" zugunsten der Bundesrepublik 
„gutgeschrieben" worden sind. Weder ist 
von den Alliierten nach dem zweiten Welt- 
krieg ein „Reparationskonto" zu Lasten der 
Bundesrepublik eingerichtet noch ist das 
auf Grund der alliierten Zugriffe wegge- 
nommene deutsche Privatvermögen auf 
eine — wie oben dargelegt, gar nicht be- 
stehende — Reparationsschuld der Bundes- 
republik gutgeschrieben worden. Eine sol- 
che Gutschrift ist jedenfalls nicht in den 
Verbuchungen zu sehen, mit denen die von 
der lARA geführten Konten der Signatar- 
staaten des Pariser Reparationsabkommens 
vom 14. Januar 1946 für das von ihnen in 
Anspruch genommene deutsche Vermögen 
belastet wurden. Diese Konten dienten le- 
diglich der Aufteilung des Gesamtaufkom- 
mens aus den Reparationseingriffen auf die 
einzelnen Signatarmächte, hatten aber im 
Verhältnis zur Bundesrepublik keinerlei 
Wirkung. 

b) Die aus dem überleitungsvertrag herge- 
leiteten Begründungen eines „Rechtsan- 
spruchs" gehen im wesentlichen davon aus, 
daß den durch Reparationsmaßnahmen Be- 
troffenen durch Artikel 2 und 3 des VI. Tei- 
les des Überleitungsvertrages Herausgabe- 
oder Entschädigungsansprüche — oder Rest- 
positionen solcher Ansprüche — abgeschnit- 
ten worden seien, die ihnen wegen des 
völkerrechtlich unzulässigen Zugriffs auf 
ihr Privateigentum gegen die fremden 
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Staaten zugestanden hätten. Hierin wird 
ein Verstoß gegen Artikel 14 Abs. 3 GG 
gesehen. 

Diese Argumentation verkennt — selbst 
wenn man ihr einmal insoweit folgen 
wollte, daß bei Abschluß des Uberleitungs- 
vertrages noch „Restpositionen" nach Ar- 
tikel 14 GG schutzfähiger Rechte bestanden 
hätten — ■ die besondere Lage der Bundes- 
republik bei Abschluß des Überleitungsver- 
trages und unterläßt es deshalb auch, hier- 
aus die notwendigen rechtlichen Folgerun- 
gen zu ziehen. 

Es ging bei dem Uberleitungsvertrag um 
die Ablösung des Besatzungsregimes und 
die Wiederherstellung der innerstaatlichen 
Handlungsfreiheit der Bundesrepublik. Bei- 
des waren die Grundvoraussetzungen nicht 
nur für den Neubeginn eines eigenständi- 
gen Wirkens der Bundesrepublik nach 
außen, sondern ebenso sehr auch für eine 
innerstaatliche Neuordnung nach der Richt- 
schnur des Grundgesetzes. Um dieses hohen 
Zieles willen mußten auch Maßnahmen der 
Siegermächte hingenommen werden, die 
der Rechtsauffassung der Bundesrepublik 
und ihrer Organe nicht entsprachen. So war 
es für die Drei Mächte eindeutig eine con- 
ditio sine qua non für den Vertragsab- 
schluß, daß der nach ihrer Auffassung spä- 
testens durch das AHK-Gesetz Nr. 63, also 
kraft Besatzungsrechts, endgültig voll- 
zogene Rechtsverlust der von sogenannten 
Reparationseingriffen betroffenen „frühe- 
ren" deutschen Privateigentümer nun auch 
gegen künftige Einwendungen der Bundes- 
republik oder gegenteilige Entscheidungen 
ihrer Gerichte abgesichert wurde. Ihr Stre- 
ben ging daher zunächst auch dahin, den 
Unterhändlern der Bundesrepublik ein for- 
melles Anerkenntnis des Standpunktes von 
der Zulässigkeit und Rechtswirksamkeit 
der Reparationszugriffe auf das Privat- 
eigentum deutscher Staatsangehöriger ab- 
zuringen. Erst als das an dem hartnäckigen 
Widerstand der deutschen Seite scheiterte, 
die sich mit einem solchen Anerkenntnis 
in Widerspruch zu allen von den verant- 
wortlichen Organen der Bundesrepublik ab- 
gegebenen Erklärungen, Vorstellungen und 
Protesten gesetzt hätte, begnügten sich die 
alliierten Vertragspartner schließlich mit 
der in Artikel 2 und 3 des VI. Teils des 
Überleitungsvertrages niedergelegten Re- 
gelung, die ein solches Anerkenntnis nicht 
enthält. Diese schreibt lediglich das AHK- 
Gesetz Nr. 63 vor, indem sie dieses Ge- 
setz weitgehend der Dispositionsbefugnis 
des deutschen Gesetzgebers entzieht (Arti- 
kel 2). Sie hindert die Bundesrepublik für 
die Zukunft an „Einwendungen" diplomati- 
scher Art gegen Zugriffe auf das „für 
Zwecke der Reparation oder Restitution 
oder auf Grund des Kriegszustandes oder 
auf Grund bestimmter Abkommen der Drei 


Mächte" beschlagnahmte deutsche Privat- 
vermögen (Artikel 3 Abs. 1). Sie wieder- 
holt den bereits in Artikel 3 des AHK- 
Gesetzes Nr. 63 enthaltenen Ausschluß von 
Klagen gegen derartige Eingriffe vor deut- 
schen Gerichten. Im ganzen lassen Wort- 
laut und Sinn der Regelung aber eindeutig 
erkennen, daß die Bundesrepublik sich hier 
ohne Preisgabe ihrer eigenen gegenteiligen 
Rechtsauffassung im Interesse der Wieder- 
erlangung ihrer Souveränität den tatsäch- 
lichen Machtverhältnissen gebeugt und daß 
sie die Eingriffsregelungen aus der Ver- 
gangenheit lediglich „hingenommen" hat, 
um eine Begrenzung solcher Eingriffe für 
die Zukunft zu erreichen. Daß aber die im 
Interesse der Wiedererlangung der deut- 
schen Souveränität erfolgte Hinnahme sol- 
cher unabwendbaren Bedingungen nicht mit 
dem Maßstab des Artikels 14 GG gemessen 
werden kann, hat das Bundesverfassungs- 
gericht wiederholt, z. B. in dem sogenann- 
ten Saar-Urteil (BVerfGE 4, 157) und in 
dem Beschluß vom 6. Februar 1962 (1 BvL 
52/55), festgestellt. Das Bundesverfassungs- 
gericht hat darüber hinaus Artikel 10 des 
deutsch-schweizerischen V ermögensabkom- 
mens für verfassungsrechtlich unbedenklich 
erklärt, eine Bestimmung, die nach ihrem 
Inhalt und Wesen der des Artikels 3 des 
VI. Teiles des Uberleitungsvertrages ent- 
spricht (BVerfGE 6, 290). 

Im übrigen ist die Bundesregierung der 
Auffassung, daß von im Hinblick auf Arti- 
kel 14 GG relevanten „Restpositionen" der 
Eigentümer, die ihnen der Uberleitungsver- 
trag genommen haben soll, überhaupt nicht 
gesprochen werden kann. Die Klagbarkeit 
etwaiger Ansprüche nach deutschem Recht 
vor deutschen Gerichten war schon durch 
Artikel 3 des AHK-Gesetzes Nr. 63 ausge- 
schlossen. Es gab aber auch — wie die 
Praxis gezeigt hat — keinerlei Rechtsbe- 
helfe, mit denen ein Betroffener in dem 
Bereich der ehemaligen Feindstaaten gegen 
die von ihnen vorgenommenen Enteignun- 
gen hätte Vorgehen können. Schließlich 
kann auch die Bundesrepublik für die Nicht- 
zulassung oder die fehlende Möglichkeit 
von Klagen im Bereich eines ausländischen 
Staates nicht verantwortlich gemacht wer- 
den, da sich die Zustimmung des deutschen 
Gesetzgebers zu dem Klageausschluß des 
Artikels 3 Abs. 3 des VI. Teiles des Uber- 
leitungsvertrages angesichts seiner nur auf 
deutsches Gebiet begrenzten Herrschafts- 
gewalt auch nur auf deutsches Inland be- 
ziehen kann. 

18. Aber auch unabhängig von ihrer Stellung- 
nahme zu den verschiedenen Rechtsanspruchs- 
theorien, die lim übrigen bemerkenswerter- 
weise ln der Rechtsprechung weitgehend auf 
Ablehnung gestoßen sind, ist die Bundesre- 
gierung der Auffassung, daß auch die dem 
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Bundesgesetzgeber durch Artikel 5 des 
VI. Teiles des Überleitungsvertrages aufgege- 
bene und in § 3 Abs. 1 AKG noch vorbehal- 
tene Entschädigungsregelung nicht an dem 
Maßstab des Artikels 14 GG gemessen wer- 
den kann. Wie auch immer Rechtsansprüche 
der Betroffenen auf eine weitergehende Ent- 
schädigung begründet werden, auslösendes 
Moment ist dmmer die durch den Krieg und 
den Zusammenbruch des Reiches geschaffene 
Lage. Aus dem vom Reich ausgelösten Un- 
rechtskrieg wird von den Vertretern der An- 
spruchstheorie seine Reparationspflicht jeden- 
falls dem Grunde nach hergeleitet, die dann 
ohne weiteres auch ohne eine entsprechende 
vertragliche Festlegung auf die Bundesrepu- 
blik ausgedehnt wird. Der am Ende des zwei- 
ten Weltkrieges stehende Zusammenbruch des 
Reiches nötigte die Organe der Bundesrepu- 
blik, zur Wiedererlangung der eigenen staat- 
lichen Souveränität und Herbeiführung eines 
verfassungsnäheren Rechtszustandes den Sie- 
germächten im Uberleitungsvertrag die Zuge- 
ständnisse zu machen, aus denen nun unter 
Berufung auf das Grundgesetz und auf sonstige 
innerstaatliche Regelungen „Rechtsansprüche“ 
gegen die Bundesrepublik hergeleitet werden 
sollen. Daraus folgt, daß die behaupteten 
Rechtsansprüche letzten Endes nur dann richtig 
gewürdigt werden können, wenn man sie 
eingebettet sieht in den durch die Katastrophe 
von 1945 ausgelösten Zusammenbruch und 
Bankrott des Deutschen Reiches, dessen finan- 
zielle Liquidation dem Bundesgesetzgeber 
durch Artikel 134 Abs. 4 GG aufgegeben ist. 
Daß der Bundesgesetzgeber bei dieser Regelung 
des Staatsbankrotts des Reiches einen außer- 
ordentlich weiten (Spielraum hat, ja haben 
muß, und daß er nicht durch Artikel 14 GG 
gehindert sein kann, in diesem Zusammen- 
hang auch in bestehende Rechte seiner Staats- 
angehörigen einzugreifen, hat das Bundesver- 
fassungsgericht erst kürzlich wieder in seiner 
grundsätzlichen Entscheiidung vom 14. Novem- 
ber 1962 — 1 BvL 987/58 — eindrucksvoll 
herausgestellt. Es spricht auch nicht gegen die 
hier vertretene Auffassung, daß ein Teil der 
behaupteten Rechtsansprüche (insbesondere 
aus Demontagen) erst nach 1945 — teilweise 
erst nach 1949 — entstanden ist. Wurzel und 
Grundlage der Ansprüche liegen jedenfalls im 
Krieg und im Zusammenbruch des Reiches und 
in der sich hieran anschließenden Periode der 
Machtlosigkeit der Besiegten gegenüber den 
Siegern. 

19. Das Bundesverfassungsgericht hat in der unter 
Tz. 18 zitierten Entscheidung aber auch ebenso 
klar herausgestellt, daß der Gesetzgeber auch 
bei der ihm nach Artikel 134 Abs. 4 GG auf- 
gegebenen Regelung des Reichsbankrotts an 
den Gleichheitsgrundsatz des Artikels 3 GG 
gebunden ist. Gerade aus diesem Gesichts- 
punkt hält die Bundesregierung die vorge- 
schlagene Entschädigungsregelung nach La- 
stenausgleichsgrundsätzen verfassungsrecht- 


lich sogar für geboten. Gegenüber den im La- 
stenausgleichsgesetz geregelten Kriegsschä- 
den weisen die Reparationsschäden keine 
strukturelle Verschiedenheit auf (vgl. Tz. 2 
und 11). Alle diese Schäden haben ihre Ur- 
sache im Kriegsgeschehen und im Zusammen- 
bruch, mit dem der Krieg für das Deutsche 
Reich geendet hat. Im Hinblick auf die Ge- 
meinsamkeit der dem gesamten Volk aufer- 
legten Verpflichtung, für die Folgen des Krie- 
ges und des Zusammenbruchs verantwortlich 
einzustehen, müssen bei der Gesetzesregelung 
der Kriegs- und Kriegsfolgeschäden, was im- 
mer im einzelnen Gegenstand des jeweils in 
Rede stehenden Gesetzes ist, sowohl der 
Gleichheitsgedanke des Artikels 3 als auch der 
Sozialstaatsgedanke des Artikels 20 GG rich- 
tunggebende Maßstäbe, bleiben. Diese Nor- 
men würden verletzt, wenn man für die im 
vorliegenden Entwurf behandelten Schäden im 
Gegensatz zu den aus gleicher Ursache ent- 
standenen Vertreibungs- und Kriegs Sachschä- 
den eine im Prinzip völlig andere und gün- 
stigere Regelung treffen wollte (vgl. Tz. 11). 
Dem steht nicht entgegen, daß in anderen Ge- 
setzen, die ebenfalls in den größeren Rahmen 
der Kriegsfolgenliquidation gehören, die Ent- 
schädigung nach anderen Maßstäben gewählt, 
u. U. sogar ein Anspruch auf volle Ent- 
schädigung begründet wird. Diese Gesetze 
sind weder in der Sache, d. h. nach den in 
ihnen behandelten Schadenstatbeständen, noch 
in ihrer völkerrechtlichen Grundlage mit dem 
hier in Frage stehenden Gesetz vergleichbar. 
Das gilt insbesondere für das Gesetz zur Ab- 
geltung von Besatzungsschäden, dessen Ent- 
schädigungsregelung gemäß Artikel 3 Abs. 3 
des IX. Teils des Überleitungsvertrages der 
im AHK-Gesetz Nr. 47 getroffenen besatzungs- 
rechtlichen Regelung, die von einer vollen 
Entschädigung ausgeht, angepaßt werden 
mußte. 

20. Die Ausführungen in Tz. 13 bis 19 gelten in 
gleicher Weise auch für die durch die Resti- 
tutionsmaßnahmen betroffenen Personen. 

21. Wegen des engen Zusammenhangs mit den im 
Inland bewirkten Reparationsschäden und den 
Kriegssachschäden und wegen der Gleichartig- 
keit der sich hieraus ergebenden Folgen spricht 
sich der Gesetzentwurf für eine Einbeziehung 
auch der Zerstörungsschäden (Tz. 8) und damit 
für eine Gleichbehandlung all dieser Schäden 
aus. 

22. Auch die Personen, die auf Grund der alliier- 
ten Vorschriften zur Rückerstattung feststell- 
barer Vermögensgegenstände gezwungen wur- 
den oder zur Abgeltung von Rückerstattungs- 
ansprüchen Leistungen erbracht haben, ver- 
langen von der Bundesrepublik Deutschland 
für die ihnen hierdurch entstandenen Schäden 
eine Entschädigung. Das gleiche Begehren stel- 
len diejenigen, die von rückerstattungspflich- 
tigen Personen im Regreßwege in Anspruch 
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genommen worden sind. Sie behaupten, hier- 
auf einen Rechtsanspruch zu haben. Nach ihrer 
Ansicht hat der Gesetzgeber im AKG zum 
Ausdruck gebracht, daß er die Entsdiädigungs- 
ansprüche der sog. loyalen Rückerstattungs- 
pflichtigen anerkenne. Ferner werde, so be- 
haupten sie, durch die Entscheidungen der 
Rückexstattungsgerichte die Eigentumsgarantie 
des Artikels 14 GG verletzt; wenn auch die 
Rückerstattungsgesetzgebung zunächst Besat- 
zungsrecht gewesen sei, so sei dieses durch das 
Zustimmungsgesetz zum überleitungsvertrag 
rückwirkend innerdeutsdies Recht geworden. 
Auch hätten die Geschädigten eiin Sonderopfer 
geibracht, daß der Bundesrepublik Deutschland 
zugute gekommen sei; denn durch das Opfer 
hätten sich die Verpflichtungen gegenüber 
Israel verringert. Es bestehe also auch ein Be- 
reicherungsanspruch. 

23. Diese Auffassung ist nicht haltbar. Es wird 
hierzu in erster Linie auf die Ausführungen 
unter Tz. 13 bis 19 verwiesen, die auch für den 
Bereich des Rückerstattungsrechts sinngemäß 
gelten müssen. Das Nichtbestehen von An- 
sprüchen gegen die Bundesrepublik hat auch 
das Landgericht Frankenthal in einem rechts- 
kräftig gewordenen Urteil vom 18. August 
1960 — ■ 4 0 292/59 — mit eingehender Be- 
gründung bestätigt; hierzu ist zu bemerken, 
daß es sich bei diesem Rechtsstreit um einen, 
von den Verbänden geführten Musterprozeß 
handelte, in dem die zunächst eingelegte Re- 
vision zurückgenommen wurde. 

Wenn den Rückerstattungsgeschädigten also 
auch kein Rechtsanspruch auf Entschädigung 
zusteht, so erscheint es doch billig, sie, soweit 
sie sich beim Erwerb loyal verhalten haben 
oder — als Nacherwerber — an der Entzie- 
hung vom Verfolgten gar nicht beteiligt waren, 
in eine Entschädigungsregelung einzubeziehen, 
die auf Lastenausgleichsgrundsätzen beruht. 

24. Wie sich aus dem Vorausgehenden ergibt, 
kann sich also der vorliegende Gesetzentwurf 
nur auf der Grundlage der in der Nachkriegs- 
zeit entwickelten Konzeption des Lastenaus- 
gleichs aufbauen. 

Maßgeblicher Grundsatz der Lastenausgleichs- 
regelung ist eine Entschädigung, die nach so- 
zialen Gesichtspunkten gestaltet ist. Diesen 
Erwägungen trägt eine degressiv gestaffelte 
Entschädigungstabelle Rechnung, die eine 
Volientschädigung nur bei kleinen Schäden 
vorsieht, während der Hundertsatz der Ent- 
schädigung bei größeren Schäden allmählich 
absinkt, bis der Umstellungssatz für Geldgut- 
haben in Höhe von 6,5 v. H. als lineare Unter- 
grenze erreicht ist. 

25. Grundlage der Berechnung der Entschädigung 
ist die Berechnung der Schäden an Grundbesitz 
und Betriebsvermögen nach dem Einheitswert 
und nicht nach dem Verkehrswert. Nur der 
Einheitswert stellt nach den durch die prak- 


tische Verwaltungsarbeit bestätigten Erkennt- 
nissen einen objektiv faßbaren Wertmaßstab 
dar. Der Einheitswert, der bewährte Grund- 
lage des Steuer- und Abgabenrechts ist, kann 
auch nachträglich für nicht mehr vorhandene 
Wirtschaftsgüter dieser Art mit hinreichender 
Sicherheit ermittelt oder ersatzweise gebildet 
werden. Der der Entschädigung zugrunde lie- 
gende Einheitwert oder Ersatzeinheitswert ist 
jedoch lediglich eine Bemessungsgrundlage 
und somit ein neutraler Berechnungsfaktor, 
der das Entsdiädigungsniveau nicht festlegt. 
Daß auf dieser Grundlage die Entschädigung 
tatsächlich variiert wird, ergibt sich aus der 
Degression der Grundbeträge, aber auch aus 
der Erhöhung des Schadensbetrages bei Schä- 
den an land- und forstwirtschaftlichem Ver- 
mögen um ein Drittel. Die Gewährung von Zu- 
schlägen in Höhe von 4 v. H. jährlich ab 1953, 
die in sehr vielen Fällen mit kleineren Ver- 
lusten zu einer Entschädigung von mehr als 
100 Prozent des Einheitswerts führt, entspricht 
gleichfalls der Regelung des LAG. 

Zu den Grundsätzen des Lastenausgleichs 
gehört ferner die Berücksichtigung des trotz 
Schädigung erhalten gebliebenen und des 
noch vor der Währungsreform erworbenen 
Vermögens (also auch einschließlich etwaiger 
Kriegsgewinne) durch die Einführung eines 
Vermögensvergleichs bei der Berechnung der 
Entschädigung und im Bereich des Betriebs- 
vermögens vorab die Berücksichtigung eines 
Einheitswertvergleichs bei der Berechnung des 
Schadens. Hierdurch wird in angemessener 
Weise die wirtschaftliche Entwicklung im je- 
weiligen Einzelfall berücksichtigt. 

Schließlich ist Bestandteil der Lastenausgleichs- 
konzeption, daß nur die Verluste natürlicher 
Personen in die Entschädigungsregelung ein- 
bezogen werden. 


ZWEITER TEIL 

Begründung der einzelnen 
Gesetzesbestimmungen 

Zu § 1 Abs. 1 

26. Zweck des Gesetzes ist die abschließende und 
ausschließliche Regelung der in den folgenden 
Vorschriften näher abgegrenzten Reparations- 
schäden, Restitutionsschäden, Zerstörungsschä- 
den und Rückerstattungsschäden. Das Gesetz 
regelt auch diejenigen Fälle, in denen sich 
keine Entschädigung oder nur zum Teil eine 
Entschädigung ergibt. Es will den gesamten 
Schadenskomplex erfassen. Aus diesem Grunde 
muß das Gesetz das Verhältnis zu anderen 
Entsdiädigungsgesetzen, die sich zum Teil hin- 
sichtlich des Schadenstatbestands begrifflich 
mit den in diesem Gesetz geregelten Schäden 
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überschneiden oder überschneiden können, be- 
sonders behandeln. Vgl. hierzu z. B. für das 
Verhältnis zum LAG: § 2 Abs. 3 und 4, § 8 
Abs. 4, § 13 Abs. 1 Nr. 1 und Abs. 2; für das 
Verhältnis zum Besatzungsschädenabgeltungs- 
gesetz; § 13 Abs. 1 Nr. 2 und Abs. 2, § 14 
Abs. 1 Nr. 7, § 59 und für das Verhältnis zum 
AKG: §§ 38 und 51. Ansprüche wegen Amts- 
pflichtverletzung bleiben nach § 9 grundsätz- 
lich unberührt. 

Zu § 1 Abs. 2 

27. In der Allgemeinen Begründung ist aiisgeführt 
worden, daß die Eingriffe der Alliierten in das 
Privateigentum von deutscher Seite niemals 
anerkannt worden sind. Auch der Verzicht in 
Artikel 3 des Sechsten Teils des Uberleitungs- 
vertrags auf Einwendungen bedeutet keine 
Aufgabe dieses Standpunkts. Wenn nach die- 
sem Gesetz für Schäden im Sinne der §§ 2 ff. 
Leistungen gewährt werden, so geschieht dies 
nur deshalb, weil die Bemühungen der Bundes- 
regierung um die Freigabe des beschlagnahm- 
ten deutschen Vermögens bisher noch nicht in 
allen Ländern zu einer Lösung geführt haben, 
die den Grundsatz der Unverletzlichkeit des 
Privateigentums zur Geltung bringt. Die Rege- 
lung dieses Gesetzes, die nach den Grundsät- 
zen des Lastenausgleichs erfolgen soll, sieht 
im übrigen keineswegs eine volle Entschädi- 
gung der eingetretenen Verluste vor. 

Zu § 2 

28. Unter Reparationsschäden werden in diesem 
Entwurf begrifflich alle Schäden zusammen- 
gefaßt, die in irgendeiner Weise durch Maß- 
nahmen anderer Mächte gegen das deutsche 
Vermögen im weitesten Sinne entstanden sind. 
Da es sich um eine innerdeutsche Regelung 
handelt, soll es hierbei nicht darauf ankommen, 
welche Schäden bei Verhandlungen auf inter- j 
nationaler Ebene als Reparationsschäden ver- i 
standen oder anerkannt würden. Es kann auch 
nicht darauf ankommen, welches Motiv oder 
Ziel im einzelnen den Maßnahmen gegen das 
deutsche Vermögen zugrunde lag, da andern- 
falls ganze Personengruppen, die von Maß- 
nahmen gegen das deutsche Vermögen betrof- 
fen wurden und deren Entschädigung gerecht- 
fertigt ist, ausgeschlossen würden. 

Dieser weitere Begriff der Reparationsschäden 
hat sich im innerdeutschen Gebrauch bereits 
sowohl in der politischen Willensbildung als 
auch in der Handhabung seitens Regierung 
und Verwaltung entsprechend den praktischen 
Bedürfnissen eingebürgert. Er ist durch § 3 
Abs. 1 Nr. 2 AKG vorgezeichnet und wird in 
dieser Form auch im Bereich der Durchführung 
des AKG und in den Richtlinien der Bundes- 
regierung über die Gewährung von Darlehen 
an Reparations-, Restitutions- und Rückerstat- 
tungsgeschädigte verwendet. 


Zu § 2 Abs. 1 

29. Nach dieser Begriffsbestimmung kommt als 
Reparationsschaden nur ein Schaden in Be- 
tracht, der im Zusammenhang mit den Ereig- 
nissen und Folgen des zweiten Weltkrieges ent- 
standen ist. Danach scheiden zunächst alle 
Schäden aus, welche mit dem ersten Weltkrieg 
und dessen Folgen in Zusammenhang stehen, 
wie z. B. die Schäden an deutschen Vermögen 
in den USA, das auf Grund des „Trading with 
the Enemy Act" nach dem ersten Weltkrieg 
beschlagnahmt wurde. Auch die Schäden, die 
im spanischen Bürgerkrieg von 1936 bis 1939 
eingetreten sind, stehen mit den Ereignissen 
des zweiten Weltkrieges nicht in Zusammen- 
hang. 

30. § 2 Abs. 1 setzt ebenso wie die folgenden Vor- 
schriften voraus, daß die Schäden an „Wirt- 
schaftsgütern" entstanden sind. Dieses Gesetz 
regelt also nur Vermögensschäden. Alle an- 
deren Schäden werden hier nicht in Betracht 
gezogen. Sie können im allgemeinen auch 
nicht nach den gleichen Grundsätzen ge- 
regelt werden. Dies gilt z. B. für Schäden, die 
auf eine Freiheitsentziehung zurückzuführen 
sind, oder für Arbeitsleistungen in auslän- 
dischem Gewahrsam, die teilweise als „Repa- 
rationsleistungen" angesehen werden; eine 
Regelung hierfür wurde bereits im Kriegsge- 
fangenenentschädigungsgesetz getroffen. 

31. Im Hinblick auf den Zweck des Gesetzes ist 
der Begriff „Reparationsschäden" sehr weit 
gefaßt. Einbezogen werden grundsätzlich alle 
Vermögensschäden, welche durch die Maßnah- 
men der fremden Staaten gegen das deutsche 
Vermögen im Ausland und durch Maßnah- 
men oder auf Veranlassung der Besatzungs- 
mächte im Inland, insbesondere durch Demon- 
tage, entstanden sind. Die weite Fassung der 
Begriffsbestimmung schließt alle Gelegenheits-, 
Folge- und mittelbaren Schäden ein; Absatz 6 
stellt dies ausdrücklich klar. Unter die Bestim- 
mung fallen nicht nur die Schäden der Per- 
sonen, gegen die sich die bezeichneten Maß- 
nahmen richteten, sondern auch die Schäden, 
die einer anderen Person durch diese Maß- 
nahmen entstanden sind. Auch die Schäden 
in der SBZ sind begrifflich miterfaßt, um keine 
Lücke zu lassen. Die Schäden in der SBZ wer- 
den erst durch § 11 Abs. 1 von der Entschä- 
digung ausgeschlossen. Die mittelbaren Schä- 
den sind nach § 14 Abs. 1 Nr. 1 nicht entschä- 
digungsfähig. 

32. Die Definition des Absatzes 1 verlangt für die 
Maßnahmen gegen das deutsche Auslandsver- 
mögen keine besondere Zweckbestimmung. 
Die Schäden, die auf Grund der alliierten 
Feindvermögensgesetzgebung entstanden sind, 
werden ausdrücklich genannt, da schon wäh- 
rend des Krieges das deutsche Vermögen im 
Ausland aus alliierter Sicht zum Zwecke der 
Reparation entzogen worden ist. Abgesehen 
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davon, daß es im Einzelfall kaum feststellbar 
ist, ob und wann die Alliierten das zunächst 
nur als Feindvermögen beschlagnahmte deut- 
sche Vermögen tatsächlich zum Zwecke der 
Wiedergutmachung der ihnen durch den Krieg 
entstandenen Schäden und Verluste für sich in 
Anspruch nahmen, würde eine Unterscheidung 
zwischen der Beschlagnahme des Feindvermö- 
gens und der Wegnahme zum Zwecke der 
Reparation zu willkürlichen und unbilligen Er- 
gebnissen führen. 

33. Entsprechendes gilt für die Maßnahmen der 
Besatzungsmächte im Inland. Die Vorschrift 
unterstellt deshalb den Reparationscharakter 
dieser Maßnahmen dann, wenn festgestellt 
wird, daß die weggenommenen Vermögens- 
gegenstände der Volkswirtschaft eines frem- 
den Staates zugeführt worden sind oder bei 
der Wegnahme eine dahingehende Absicht be- 
stand. Es braucht also nicht erst ermittelt zu 
werden, ob die Maßnahmen, durch welche die 
Schäden entstanden sind, tatsächlich zum 
Zwecke der Reparation erfolgten. Damit wer- 
den schwierige Beweisfragen von vornherein 
ausgeschaltet. Bei der Beweiswürdigung wird 
man, falls nicht offensichtliche Umstände da- 
gegen sprechen, davon auszugehen haben, daß 
eine „dahin gehende Absicht" bestanden hatte. 

34. Der Reparationsschaden muß durch eine „Weg- 
nahme von Wirtschaftsgütern" entstanden sein. 
Was eine Wegnahme ist, bestimmt § 6 im ein- 
zelnen. Mit der Wegnahme ist der Schaden 
entstanden. Es kommt daher ■ — - abgesehen von 
den Fällen der Rückgabe oder Aushändigung 
von Liquidationserlösen — auf das spätere 
Schicksal der Wirtschaftsgüter nicht an. Die 
Wegnahme fällt in aller Regel mit dem ersten 
Beschlagnahmeakt zusammen. Deshalb spielt 
es beispielsweise keine Rolle, ob und wann 
die Wirtschaftsgüter später „endgültig" ent- 
zogen oder liquidiert worden sind. Es kommt 
auch nicht darauf an, ob die weggenommenen 
Wirtschaftsgüter später für einen anderen 
Zweck als den verwendet wurden, welchen die 
fremden Staaten oder die Besatzungsmächte bei 
der Wegnahme verfolgten. Aus dem gleichen 
Grund ist es unerheblich, ob die Wirtschafts- 
güter nach dem Schadenseintritt beschädigt 
oder zerstört worden oder abhandengekom- 
men sind. Auch z. B. eine spätere Unterschla- 
gung durch einen Feindvermögensverwalter 
ändert nichts an dem durch die Wegnahme 
begründeten Charakter des Schadens. 

35. Für die Vorschrift der Nummer 1 ist die Frage 
von besonderer Bedeutung, welche Maßnah- 
men fremder Staaten als gegen das „deutsche 
Vermögen" gerichtet anzusehen sind. Hierun- 
ter sind nicht nur die fremden Maßnahmen 
gegen Vermögen von deutschen Staatsangehö- 
rigen, sondern alle Zwangsmaßnahmen gegen 
das Vermögen von Deutschen im weitesten 
Sinne zu verstehen. Es kann nicht darauf an- 
kommen, ob der Entzug des betroffenen Wirt- 


schaftsguts den Alliierten zur Anrechnung auf 
„Reparationskonto" hätte entgegengehalten 
werden können, falls es zu einer Abrechnung 
mit den ehemaligen Feindmächten über die 
Schäden gekommen wäre. Aus den weiteren 
Vorschriften des Gesetzes ergibt sich aller- 
dings, daß nur Schäden von Personen berück- 
sichtigt werden, die im Zeitpunkt des Schadens- 
eintritts deutsche Staatsangehörige waren oder 
als deutsche Volkszugehörige betroffen wur- 
den (§ 12) und bestimmte Voraussetzungen für 
die Zuerkennung einer Entschädigung erfüllen 
(§ 36). 

36. Die Unterscheidung zwischen Schäden, die im 
Bundesgebiet entstanden sind, und Schäden, 
die in anderen Gebieten entstanden sind, er- 
gibt sich aus der Art der Schäden. Hierbei 
spielt insbesondere eine Rolle die Unterschei- 
dung zwischen Totalschäden, die bei Maßnah- 
men gegen das deutsche Vermögen im Ausland 
vorherrschen, und Teilschäden, die bei Maß- 
nahmen im Bundesgebiet vorherrschen, die Art 
des Zugriffs, die Zielrichtung des Zugriffs und 
die Beweislage. Dies ist auch der Grund für die 
Gleichbehandlung von Schäden im Ausland 
und Schäden in den unter fremder Verwaltung 
stehenden deutschen Ostgebieten. 

37. Im Unterschied zu Nummer 1 kommt es nach 
Nummer 2 bei „Inlandsschäden", nicht darauf 
an, ob sich die Maßnahmen der fremden Staa- 
ten gegen „deutsches Vermögen" gerichtet 
haben. In diesen Fällen wird auch nach § 12 
Abs. 2 nicht verlangt, daß deutsche Staatsange- 
hörige oder deutsche Volkszugehörige betrof- 
fen sein müssen. Die Regelung entspricht der 
Unterscheidung in den persönlichen Voraus- 
setzungen zwischen Kriegssachschäden und 
Vertreibungsschäden im Lastenausgleichsrecht. 
Der Unterschied ist begründet, da nach den 
allgemeinen Grundsätzen für die innerstaat- 
liche Regelung in erster Linie der Staat zu- 
ständig ist, in dessen Bereich die Schäden ent- 
standen sind (Belegenheitsprinzip). Bei Eingrif- 
fen der Alliierten in Vermögen fremder Staats- 
oder Volkszugehöriger im Ausland handelt es 
sich dagegen um Vorgänge, welche der Aus- 
einandersetzung des Staates, dem der Geschä- 
digte angehört, mit dem Enteignerstaat über- 
lassen bleiben müssen. 


Zu § 2 Abs. 2 

38. Die Vorschrift will keine Sonderregelung schaf- 
fen. Schon nach Absatz 1 Nr. 2 werden Schä- 
den, die dadurch entstanden sind, daß Wirt- 
schaftsgüter durch Maßnahmen oder auf Ver- 
anlassung der Besatzungsmächte, insbesondere 
auch auf Grund von Vereinbarungen, deren 
Abschluß durch die Besatzungsmächte veran- 
laßt worden war, weggenommen worden sind, 
als Reparationsschäden bezeichnet. Um jeden 
Zweifel darüber auszuräumen, daß der ange- 
sprochene Tatbestand stets unter Absatz 1 
Nr. 2 fällt, auch dann, wenn die Maßnahmen 
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zum Zwecke der Devisenbeschaffung erfolgten 
(unter diesem Vorzeichen standen die soge- 
nannten Exporthiebe in der ehemaligen fran- 
zösischen Besatzungszone), sind die durch 
Zwangsexporte von Holz hervorgerufenen 
Schäden ausdrücklich erwähnt worden. Damit 
wird dem auf Wunsch des Bundesrates durch 
die Worte „oder zu einem ähnlichen Zwecke" 
erweiterten Vorbehalt in § 3 Abs. 1 Nr. 2 AKG 
Rechnung getragen. Die durch Zwangsexporte 
von Holz eingetretenen Schäden sind nur als 
Beispiel genannt. Schäden durch Zwangs- 
exporte anderer Wirtschaftsgüter sind gleich 
zu behandeln. Im übrigen wird auf Absatz 7 
verwiesen; nach dieser Vorschrift liegt ein 
Reparationsschaden auch dann vor, wenn deut- 
sche Stellen an Maßnahmen der Besatzungs- 
mächte mitgewirkt haben. 

Zu § 2 Abs. 3 

39. In der Vorschrift wird klargestellt, daß der 
Tatbestand der Reparationsschäden auch Ver- 
treibungsschäden und Ostschäden im Sinne des 
LAG umfaßt. Daß eine Maßnahme gegen deut- 
sches Vermögen ein Reparationsschaden ist, 
gilt auch dann, wenn ein derartiger Schaden 
zugleich ein Vertreibungsschaden im Sinne des 
§ 12 oder ein Ostschaden im Sinne des § 14 
des LAG ist. Alle Merkmale des Reparations- 
schadens treffen für diese im Lastenausgleichs- 
recht gesondert geregelte Gruppen eben- 
falls zu. 

Die Unterscheidung liegt hinsichtlich der Ver- 
treibungsschäden lediglich in der zusätzlichen 
persönlichen Schädigung des unmittelbar Ge- 
schädigten durch Vertreibung. Die Mitberück- 
sichtigung dient aber nicht nur der begriff- 
lichen Klarheit, sondern auch einem prak- 
tischen Erfordernis, da nach dem LAG Vertrie- 
bene nur bei Aufenthalt an bestimmten Stich- 
tagen im Geltungsbereich des Gesetzes berück- 
sichtigt werden, während Reparationsgeschä- 
digte nach diesem Gesetz auch bei Aufenthalt 
in der westlichen Welt Berücksichtigung fin- 
den. Da Nichtvertriebene — ohne Heimatver- 
lust — die gleichen Schäden erlitten haben wie 
Nichtstichtagsvertriebene, müssen diese Nicht- 
stichtagsvertriebenen im Sinne des LAG eben- 
falls berücksichtigt werden. Schon die Über- 
brückungsrichtlinien der Bundesregierung zur 
Gewährung von Darlehen an Reparations-, 
Restitutions- und Rückerstattungsgeschädigte 
gehen von dem Gedanken aus, daß die Ver- 
treibungsschäden qualifizierte Reparations- 
schäden sind. Eine Doppelentschädigung wird 
durch § 13 ausgeschlossen. 

Zu § 2 Abs. 4 

40. Die Berücksichtigung der Umsiedlerschäden, 
die auf Maßnahmen des Reichs beruhen, als 
fiktive Reparationsschäden entspricht der Re- 
gelung des LAG, das Umsiedlerschäden als 
Vertreibungsschäden behandelt. Wie im LAG 


sollen auch hier — ohne Rücksicht auf etwaige 
rechtliche Unterschiede — wirtschaftlich und 
sozial gleichgelagerte Tatbestände gleichbe- 
handelt werden. Dies ist insbesondere auch 
deswegen gerechtfertigt, weil die Umsiedlungs- 
maßnahmen in der Regel auf Vereinbarungen 
mit dritten Staaten beruhen und das nicht mit- 
genommene Vermögen der Umsiedler in die- 
sen Staaten verblieben ist, und weil das Um- 
siedlungsvermögen bei Kriegsende das Schick- 
sal des übrigen deutschen Vermögens geteilt 
hätte. 

Aus den gleichen Gründen ist es gerechtfer- 
tigt, die Gleichstellung auch auf solche Schäden 
zu erstrecken, die in einem Umsiedlungsgebiet 
durch Hingabe von Vermögen im Zuge von 
Umsiedlungsmaßnahmen solchen Personen ent- 
standen sind, die zwar für die Umsiedlung vor- 
gesehen waren, tatsächlich aber nicht umge- 
siedelt worden sind; ferner solchen Personen, 
die ihren Wohnsitz nicht im Umsiedlungs- 
gebiet hatten, deren Vermögen aber den Um- 
siedlungsmaßnahmen unterworfen wurde. Ab- 
satz 4 geht damit über die Begriffsbestimmung 
des Umsiedlers im LAG hinaus. Dies ist auch 
dadurch begründet, daß das Reparations- 
schädengesetz bei im übrigen verwandten Tat- 
beständen eine Vertriebeneneigenschaft — hier 
also Umsiedlereigenschaft — nicht voraussetzt. 
Abgesehen von den persönlichen Merkmalen 
dieses Gesetzes (§ 12) und von den Voraus- 
setzungen für die Zuerkennung eines An- 
spruchs auf Entschädigung (§ 36), werden hier- 
durch z. B. auch die Schäden erfaßt, die den 
Baltendeutschen im Zuge von Umsiedlungs- 
maßnahmen im Zusammenhang mit den Ereig- 
nissen des zweiten Weltkrieges entstanden 
sind, auch wenn sie selbst nicht Umsiedler 
sind. Das gleiche trifft für die Südtiroler zu, 
die nicht umgesiedelt worden sind, aber ihr 
Eigentum nach ihrer Option für Deutschland 
verloren haben. 

41. Die Vorschrift berücksichtigt nur die Schäden, 
welche im Ursprungsland entstanden sind. In- 
sofern folgt sie § 12 Abs. 6 LAG, wonach der 
Verlust des Vermögens, das dem Umsiedler 
als Ersatz für das im Ursprungsland zurück- 
gelassene Vermögen zugeteilt worden ist, 
außer Betracht zu bleiben hat. Das Ersatzver- 
mögen ist regelmäßig bei Kriegsende erneut 
verloren gegangen. Eine Doppelberücksichti- 
gung kann nicht in Betracht kommen. In der 
Regel wird der Umsiedler als Ersatz für das im 
Ursprungsland zurückgelassene Vermögen nur 
dadurch „entschädigt" worden sein, daß er in 
den damals vom Reich besetzten Gebieten — 
vielfach in völkerrechtlich anfechtbarer Weise 
— entsprechendes Vermögen zugeteilt erhielt. 
Die Entgegennahme oder der Erwerb solchen 
Ersatzvermögens während des Krieges soll in 
Übereinstimmung mit dem LAG unberücksich- 
tigt bleiben. Ist Ersatzvermögen erhalten ge- 
blieben, mindert sich hierdurch der ursprüng- 
liche Schaden. Die nähere Regelung ergibt sich 
insbesondere aus den §§26 und 27. 
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Zu § 2 Abs. 5 

42. Die Vorschrift stellt im ersten Satz zunächst 
klar, daß ein Reparationsschaden im Sinne des 
Absatzes 1 Nr. 1 auch dann ein Reparations- 
schaden bleibt, wenn Wirtschaftsgüter nach der 
Wegnahme im Rahmen von Nationalisierungs- 
oder Sozialisierungsmaßnahmen erfaßt worden 
wären. Damit wird der Grundsatz, der zu Ab- 
satz 1 unter Tz. 34 dargelegt wurde, bestätigt, 
daß es nach der Begriffsbestimmung „Repara- 
tionsschaden" auf das spätere Schicksal des 
weggenommenen Wirtschaftsguts nicht an- 
kommt. Der Gedanke einer überholenden Kau- 
salität durch andere Maßnahmen oder Um- 
stände wird insofern ausdrücklich abgelehnt. 

43. Die Fiktion des zweiten Satzes der Vorschrift 
ergibt sich aus dem Grundgedanken des Ab- 
satzes 1, der für die Feststellung eines Repa- 
rationsschadens im Ausland keine besondere 
Zweckbestimmung der Maßnahmen des frem- 
den Staates voraussetzt. Der zweite Satz 
schränkt diesen Grundgedanken nur für Fälle 
ein, in denen den Umständen nach nicht anzu- 
nehmen ist, daß die Wirtschaftsgüter sonst 
durch Maßnahmen im Sinne des Absatzes 1 
Nr. 1 weggenommen worden wären. Ein der- 
artiger Fall ist nur denkbar, wenn es sich nicht 
um deutsches Vermögen handelt. Mit der Vor- 
schrift soll aber jede Lücke im Hinblick auf 
die Nationalisierungs- oder Sozialisierungs- 
maßnahmen der Ostblockstaaten geschlossen 
werden. Wenn für diese Maßnahmen dem Be- 
troffenen eine angemessene Entschädigung ge- 
währt wurde oder wird, so ist anzunehmen, 
daß es sich nicht um einen Reparationsschaden 
handelt. 

Zu § 2 Abs. 6 

44. Wie zu Absatz 1 unter Tz. 31 ausgeführt 
wurde, umfaßt der Begriff „Reparationsschä- 
den" im Sinne dieses Gesetzes auch alle Ge- 
legenheits- und Folgeschäden, die durch die 
Maßnahmen der fremden Staaten und Besat- 
zungsmächte bei der Wegnahme' der Wirt- 
schaftsgüter entstanden sind. Absatz 6 soll so- 
mit klarstellen, daß die gesetzliche Regelung 
alle Vermögensschäden erfaßt, die mit den ge- 
nannten Maßnahmen in irgendeinem Zusam- 
menhang stehen. Darüber hinaus besagt er, 
daß es bei der Feststellung des Schadens auf 
einen inneren Zusammenhang der bezeichne- 
ten Maßnahmen mit ihrem Zweck nicht an- 
kommt. Auch ein gelegentlich der Ausführung 
einer derartigen Maßnahme entstandener 
Plünderungsschaden oder ein bei dieser Ge- 
legenheit einem Dritten entstandener Scha- 
den an einem Wirtschaftsgut, das nicht weg- 
genommen wurde, ist begrifflich als Repara- 
tionsschaden anzusehen. Insofern beseitigt die 
Vorschrift jeden Zweifel darüber, das alle diese 
Schäden in diese Regelung einbezogen sind. 
Sie bezieht sich auch auf die vorangegangenen 
Vorschriften in den Absätzen 2 bis 5, d. h. auf 


die Schäden durch Zwangsexporte, die Ver- 
treibungs-, Ost- und Umsiedlerschäden und 
die Schäden durch Nationalisierungs- und 
Sozialisierungsmaßnahmen. Sie gewinnt da- 
durch weitere Bedeutung, daß sie für die 
Restitutionsschäden (§ 3) und die Zerstö- 

rungsschäden (§ 4) entsprechend gilt. Damit 
wird der gesamte in diesem Gesetz zu behan- 
delnde Schadenskomplex erfaßt. Auf die wei- 
tere Behandlung der Gelegenheits- und Folge- 
schäden in § 13 und der mittelbaren Schäden 
in § 14 Abs. 1 Nrn. 1 und 2 wird hingewiesen. 

Zu § 2 Abs. 7 

45. Die nach Kriegsende herrschenden tatsäch- 

lichen Machtverhältnisse schließen es aus, die 
Reparationsmaßnahmen der Besatzungsmächte 
als Ausübung deutscher Hoheitsgewalt anzu- 
sehen. Es war die Staatsgewalt fremder Staa- 
ten, die in diesem Bereich wirksam wurde. 
Vielfach erteilten die Besatzungsmächte jedoch 
Anordnungen, die ohne die Mitwirkung deut- 
scher Stellen nicht verwirklicht werden konn- 
ten. Derartige Anordnungen verlieren deshalb 
aber nicht den Charakter zwangsweiser Ein- 
griffe der Besatzungsmächte. Die deutschen 
Stellen konnten sich der verlangten Mitwir- 
kung schon deshalb nicht entziehen, weil sie 
sich damit auch der letzten — mildernden oder 
ausgleichenden — Einflußnahme begeben hät- 
ten. Eine Verweigerung der Mitwirkung hätte 
zudem vielfach auch Gefahr für Leib, Leben 
oder Freiheit, jedenfalls aber Amtsverlust be- 
deutet. Diesen Verhältnissen trägt die Vor- 
schrift dadurch Rechnung, daß sie auch die 
durch Reparationsmaßnahmen unter deutscher 
Mitwirkung entstandenen Schäden in die Rege- 
lung des Gesetzes einbezieht, eine Entschä- 
digung für sie also ausschließlich nach diesem 
Gesetz zuläßt. Die getroffene Regelung ent- 
spricht insoweit der Rechtsprechung, als von 
ihr grundsätzlich anerkannt worden ist, daß 
derartige Schadensfälle unter den Vorbehalt 
des § 3 Abs. 1 Nr. 2 AKG fallen. Wie Absatz 6 
hat auch Absatz 7 für Restitutionsschäden (§ 3) 
und Zerstörungsschäden (§ 4) Bedeutung. 

Wegen des Sondertatbestandes einer Amts- 
pflichtverletzung der beteiligten deutschen 
Stellen vgl. § 9. 

Zu § 3 

46. Die „Restitutionsschäden" sind im Gegensatz 
zu den Schäden, welche auf Grund der alliier- 
ten Gesetzgebung bei der inneren Rückerstat- 
tung eingetreten sind (§ 5), durch Maßnahmen 
entstanden, welche eine Rückführung der be- 
troffenen Wirtschaftsgüter in die während des 
zweiten Weltkrieges von deutschen Truppen 
besetzten oder von Deutschland kontrollierten 
Gebiete bezweckten. Die Bezeichnung „äußere 
Restitution" wird vermieden, da sie im Hin- 
blick auf den V. Teil des übGrlGitungsvertrages 
irreführend sein könnte; denn bei der dort 
genannten „äußeren Restitution" handelt es 
sich um keinen Eingriff fremder Staaten oder 
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der Besatzungsmächte, sondern um Maßnah- 
men deutscher Stellen zur Durchführung etwa 
noch notwendig werdender Restitutionen. 

47. Die Vorschrift läßt dahingestellt, ob die weg- 
genommenen Wirtschaftsgüter tatsächlich in 
die genannten Gebiete zurückgeführt worden 
sind. Es genügt eine dahin gehende Absicht 
ider die Restitution durchführenden Steilen. Die 
Restitutionsschäden sind zwar in der Regel 
Inlandsschäden; sie können aber auch im Aus- 
land eingetreten sein. Wenn Wirtschaftsgüter 
zum Zwecke der Restitution weggenommen 
worden sind, kommt es nicht darauf an, ob die 
Wirtschaftsgüter dem früheren Eigentümer zu- 
rückgegeben oder von dem fremden Staat oder 
der Besatzungsmacht anderweit verwendet 
worden sind. So wurde eine große Anzahl von 
Kraftwagen mit ausländischen Kennzeichen in 
der Bundesrepublik zum Zwecke der Restitu- 
tion weggenommen und dann in der Bundes- 
republik selbst wieder verkauft. Die Fälle sind 
sehr zahlreich, in denen Zweiterwerbern die 
gleichen Wirtschaftsgüter erneut von den Be- 
satzungsdienststellen zum Zwecke der Restitu- 
tion weggenommen worden sind. Alle diese 
Tatbestände werden von der Vorschrift erfaßt. 

48. Es ist nicht entscheidend, ob die Restitution 
objektiv begründet war. Die Vorschrift erfaßt 
auch die Fälle, in denen das Wirtschaftsgut un- 
rechtmäßig erworben worden ist, da sie nicht 
ungeregelt bleiben können; insoweit ist aller- 
dings eine Entschädigungsfähigkeit nach § 14 
Abs. 1 Nr. 10 ausgeschlossen. 

Zu § 4 

49. Die im § 4 bezeichneten Schadenstatbestände 
führt § 3 AKG nicht besonders auf. Die Ab- 
grenzung der Schäden, die zu regeln sind, ist 
jedoch der Durchführung des § 3 AKG Vorbe- 
halten worden. Da die Feindmächte nicht nur 
Reparations- und Restitutionsmaßnahmen im 
Sinne der §§ 2 und 3, sondern auch Maßnah- 
men lediglich zur Beseitigung des deutschen 
Wirtschaftspotentials durchgeführt haben und 
letztere häufig gleichzeitig betrieben worden 
sind, können die hierdurch eingetretenen Schä- 
den nicht ungeregelt bleiben. Dazu kommt, daß 
in vielen Fällen zweifelhaft sein kann, ob eine 
Maßnahme zum Zwecke der Reparation oder 
zur Beseitigung des Wirtschaftspotentials er- 
folgte. 

50. Die Zerstörungsschäden sind als Kriegssach- 
sdiäden im LAG geregelt, sofern sie im Gel- 
tungsbereich dieses Gesetzes bis zum 31. Juli 
1945 durch Kriegshandlungen oder im Zusam- 
menhang mit kriegerischen Ereignissen (§ 13 
Abs. 2 und 3 LAG) entstanden sind. § 4 soll in 
gleicher Weise solche Schäden erfassen, die 
durch Eingriff der später als Besatzungsmächte 
auftretenden Feindmächte vor dem 1. August 
1945 ohne Zusammenhänge mit kriegerischen 
Ereignissen im Sinne des LAG oder nach dem 


31. Juli 1945 verursacht worden sind. Die Be- 
satzungsmächte verfolgten mit der Beseitigung 
des deutschen Wirtschaftspotentials ähnliche 
Ziele wie mit den Reparationsmaßnahmen i. S. 
des § 2. Die Einbeziehung derartiger Schäden 
in diese Regelung ist auch deshalb erforderlich, 
weil das Besatzungsschädenabgeltungsgesetz 
diese Schäden nicht berücksichtigt (§ 3 Besat- 
zungsschädenabgeltungsgesetz). Mit Demon- 
tagemaßnahmen zusammenhängende Zerstö- 
rungsschäden sind auch in der Härteregelung 
des AKG berücksichtigt worden. 

51. Die Begriffe „Kriegspotential" und „Wirt- 
schaftspotential" lassen sich nur schwer von- 
einander abgrenzen. Der Begriff „Wirtschafts- 
potential", auf den die Vorschrift abstellt, ist 
der umfassendere Begriff, weil er in der Regel 
auch das Kriegspotential einschließt. Dazu ge- 
hören grundsätzlich alle Anlagen, Einrichtun- 
gen und sonstige Wirtschaftsgüter, die mittel- 
bar zur Schaffung wirtschaftlicher Werte bei- 
tragen. 

52. Die Vorschrift schließt ausdrücklich die Schäden 
aus, welche durch Kriegshandlungen im Sinne 
des § 13 LAG entstanden sind. Dabei kann es 
sich nur um Schäden handeln, die bis zum 
31. Juli 1945 eingetreten sind. Solltenderartige 
Schäden nach dem LAG geltend gemacht wer- 
den können, sind sie nach § 13 Abs. 1 Nr. 1 
nicht entschädigungsfähig. Wenn die Voraus- 
setzungen des LAG nicht vorliegen, z. B. der 
unmittelbare Zusammenhang mit kriegerischen 
Ereignissen bei einer Wegnahme durch die 
Besaitzungsmächte fehlt und die Ausgleichs- 
behörden den Schaden deshalb nicht als Kriegs- 
sachschaden anerkannt haben, so könnten die 
Schäden ggfs, nach § 2 Abs. 1 Nr. 2 oder nach 
§ 4 anerkannt werden. Solche Fälle kann es 
vor allem in Berlin oder in der französischen 
Besatzungszone geben, zumal die Reparations- 
maßnahmen in diesen Gebieten bereits vor 
dem 31. Juli 1945 einsetzten. 

Zu § 5 

53. § 5 führt den Gesetzesvorbehalt in § 3 Abs. 1 
Nr. 1 AKG aus. Die Begriffsbestimmung in § 5 
geht jedoch über diesen Vorbehalt hinaus, um 
den Rahmen der gesetzlichen Regelung (vgl. 
§ 1) möglichst weit zu spannen. Aus diesem 
Grunde erfaßt § 5 außer den „loyalen" Ge- 
schädigten auch die Fälle des illoyalen Er- 
werbs von rückzuerstattenden Wirtschaftsgü- 
tern, die erst durch § 14 Abs. 2 ausgeschlossen 
werden. Wie bei den Reparationsschäden soll 
die Begriffsbestimmung ferner nicht nur die 
Schäden von Personen, die rückerstattungs- 
pflichtig waren oder einen Rückgriff erdulden 
mußten, erfassen, sondern auch alle Schäden, 
die in Durchführung der Rückerstattungsge- 
setzgebung im Geltungsbereich des Gesetzes 
entstanden sind oder entstehen, d. h. auch alle 
Gelegenheits-, Folge- und mittelbaren Vermö- 
gensschäden, z. B. auch den Schaden eines 
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Hypothekengläubigers, der an einem Rück- 
erstattungsverfahren beteiligt war und seine 
dingliche Sicherheit verlor. Schäden, die an- 
deren Personen als dem unmittelbar Geschä- 
digten entstanden sind, gegen den sich der 
Rückerstattungs- oder Rückgriffsanspruch ge- 
richtet hat, sind allerdings nach § 14 Abs. 1 
Nr. 2 nicht entschädigungsfähig. Auf Tz. 80 
wird verwiesen. 

54. Etwaige Rückgriffsansprüche gegen das Deut- 
sche Reich auf Grund der Rückerstattungs- 
gesetze sind nach § 1 AKG erloschen. Jedoch 
wird der Rückerstattungsschaden, der dem von 
§ 1 AKG betroffenen Rückgriffsberechtigten 
entstanden ist, nach Maßgabe der Bestimmun- 
gen dieses Gesetzes geregelt. 

55. Im Unterschied zu den Schadenstatbeständen 
der §§ 2 bis 4 besteht der Schaden im Sinne 
des § 5 nicht in einer „Wegnahme", sondern in 
der Erfüllung einer Rückerstattungs- oder 
Rückgriffsverpflichtung, die in der Regel auf 
eine gerichtliche Entscheidung oder einen Ver- 
gleich zurückzuführen ist. Für den Schadens- 
zeitpunkt, der für die Bestimmung des unmit- 
telbar Geschädigten von Bedeutung ist, gilt § 8 
Abs. 3 Nr. 4. Ist der Rückerstattungsschaden 
durch einen Rückgriff ganz oder teilweise be- 
seitigt, wird er nach § 27 (Schadensausgleich) 
nicht entschädigt. Ist der Rückgriffsanspruch bei 
Inkrafttreten des Gesetzes noch nicht abschlie- : 
Bend geregelt oder entsteht er erst nach In- j 
krafttreten des Gesetzes, so ist nach § 14 Abs. 3 
festzustellen, ob die Durchsetzung des Rück- 
griffsanspruchs möglich und zumutbar ist. 

Zu § 6 Abs. 1 

56. In vielen Fällen ist den Geschädigten das 
Eigentum nicht förmlich entzogen worden; 
häufig sind lediglich Beschlagnahmen oder son- 
stige Beschränkungen ausgesprochen worden. 
Diese Maßnahmen sind meist als „Wegnah- 
men" zu werten. Um Abgrenzungsschwierigkei- 
ten zu vermeiden, ist in § 6 bestimmt worden, 
daß auch jede andere Maßnahme, die in ihren 
wirtschaftlichen Auswirkungen dem förmlichen 
Entzug entspricht, diesem gleichzusetzen ist. 
Schon § 2 Abs. 1 Nr. 1 besagt, daß eine Weg- 
nahme auf Grund der Feindvermögensgesetz- 
gebung genügt, z. B. die Beschlagnahme deut- 
schen Vermögens im Ausland während des 
Krieges, die der förmlichen Enteignung vor- 
ausging. überdies wird nach § 8 Abs. 2 auch 
der wirtschaftliche Eigentümer als unmittelbar 
Geschädigter anerkannt. 

57. Außer dem förmlichen oder wirtschaftlichen 
Entzug des „Eigentums" berücksichtigt die 
Vorschrift den entsprechenden Entzug von son- 
stigen Rechten an einem Wirtschaftsgut. Auch 
nach dem LAG wird der Verlust des „Eigen- 
tums" an Forderungen anerkannt. Bereits durch 
die Kraftloserklärung eines Rechts aus einem 
Wertpapier wurde der Berechtigte „wie ein 


Eigentümer" geschädigt. Die Vorschrift erlaubt 
es jedoch nicht, jede beliebige Behinderung in 
einer Rechtsausübung anzuerkennen. Der Be- 
troffene muß in seiner vollen Rechtsinhaber- 
schaft wie bei einem förmlichen Entzug geschä- 
digt sein. 

Zu § 6 Abs. 2 

58. Anteilsrechte, Geschäftsguthaben und privat- 
rechtliche geldwerte Ansprüche sind oft schon 
dadurch in ihrem Wert gemindert oder völlig 
entwertet worden, daß das Gesellschaftsver- 
mögen oder Schuldnervermögen weggenom- 
men worden ist, ohne daß ein förmlicher Ein- 
griff in diese Rechte erfolgte. Dabei handelt es 
sich nicht um mittelbare Schäden, wenn die 
fremden Mächte mit ihren Maßnahmen nicht 
nur das deutsche Vermögen der Kapitalgesell- 
schaft oder Genossenschaft zum Zwecke der 
Reparation für sich in Anspruch nahmen, son- 
dern damit zugleich auch die deutschen Anteils- 
rechte an diesen Vermögen oder die Geschäfts- 
guthaben getroffen haben, zumal jeder deut- 
sche Einfluß auf dieses Vermögen beseitigt 
werden sollte. Es wird deshalb vorgeschrieben, 
daß die Vermögensverluste eine volle oder 
teilweise Wegnahme der Anteile, Guthaben 
oder Ansprüche sind. 

Zu § 6 Abs. 3 

59. Nach § 2 Abs. 2 liegt ein Reparationsschaden 
vor, soweit ein Schaden durch Zwangsexporte 
von Wirtschaftsgütern entstanden ist. Diesen 
Zwangsexporten ging in der Regel eine 
Zwangslieferung im Geltungsbereich des Ge- 
setzes voraus. Absatz 3 erweitert diesen Ge- 
danken auf alle Fälle des § 2, d. h. insbeson- 
dere auf die Fälle des § 2 Abs. 1 Nr. 1. Im Aus- 
land kann der Schaden auf Grund einer den 
Betroffenen auferlegten Zwangslieferung be- 
ruhen, ohne daß ein Zwangsexport folgte. 

Das setzt § 2 Abs. 1 Nr. 1 auch nicht voraus. 
Verlangte beispielswiese ein fremder Staat 
nur, daß ihm die Ernte einer Farm abgeliefert 
wird, ohne den Betroffenen in seiner Stellung 
als Eigentümer der Farm zu behindern, so ist 
der Tatbestand der Wegnahme erfüllt. 

Zu § 6 Abs. 4 

60. Der Gesetzgeber muß sich mit den Fällen aus- 
einandersetzen, in denen ein Deutscher wäh- 
rend des Zeitraums, innerhalb dessen allge- 
meine Maßnahmen gegen das deutsche Vermö- 
gen ergriffen wurden, Erbe nicht weggenom- 
menen Vermögens geworden ist oder gewor- 
den wäre, ohne in den Genuß seines Erbteils zu 
gelangen. Die Gründe dafür sind unterschied- 
lich. Es ist oft zweifelhaft, ob der Erbe zunächst 
Eigentümer der Wirtschaftsgüter geworden ist 
— in einem solchen Fall würde eindeutig ihm 
gegenüber weggenommen worden sein — oder 
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ob ein Erbübergang überhaupt nicht stattge- 
funden hat. Es wäre unbillig, als Folge for- 
maler Unterschiede in der rechtlichen oder tat- 
sächlichen Handhabung des Feindstaates der- 
artige Erbfälle uneinheitlich zu behandeln. Ab- 
satz 4 sieht deshalb eine Gleichbehandlung der 
Erben vor, ohne Rücksicht darauf, ob es im 
Einzelfall auf Grund des Feindvermögensrechts 
unmöglich war. Erbe zu werden, t oder ob die 
jeweiligen Maßnahmen erst gegen den Erben 

— vor oder nach einem tatsächlichen Erbantritt 

— durchgeführt worden sind. Soweit derartige 
Schäden bereits auf Grund des § 12 Abs. 7 LAG 
geltend gemacht werden können, wird auf § 8 
Abs. 4 und auf § 13 Abs. 1 Nr. 1 verwiesen. Die 
Beschränkung der Vorschrift auf Todesfälle, 
die bis zum Inkrafttreten dieses Gesetzes ein- 
getreten sind, entspringt der Erwägung, daß 
Maßnahmen nach diesem Zeitpunkt mit den 
Ereignissen des zweiten Weltkrieges nicht 
mehr in Zusammenhang gebracht werden 
können. 

Zu §7 

61. In manchen Fällen ist es dem Eigentümer ge- 
lungen, eine Wegnahme oder eine sonstige 
ihn schädigende Handlung durch eine andere 
Leistung abzuwehren. Es wäre unbillig, die 
Aufwendungen, die mit einer solchen Leistung 
verbunden waren, unberücksichtigt zu lassen. 
So ist z. B. die Beschlagnahme einer für einen 
Betrieb sehr wichtigen Maschine durch Über- 
lassung von anderen Wirtschaftsgütern abge- 
wendet worden. Hauptanwendungsfall dieser 
Vorschrift ist die Anwendung einer Rücker- 
stattung nach den Vorschriften über die Rück- 
erstattung feststellbarer Vermögensgegen- 
stände (§ 5). § 7 schreibt deshalb vor, daß jede 
Leistung, mit der eine schädigende Handlung 
an einem Wirtschaftsgut abgewendet worden 
ist, als Schaden im Sinne der §§ 2 bis 5 gilt. 
Im übrigen wird auf § 28 verwiesen, wo be- 
stimmt ist, bis zu welcher Höhe solche Leistun- 
gen bei der Schadensberechnung berücksichtigt 
werden. Derartige Schadenstatbestände sind 
allerdings dann nicht entschädigungsfähig, 
wenn der Leistende einen gegen die guten 
Sitten verstoßenden Zweck verfolgte. Für die 
Fälle des § 7 wird dieser allgemein geltende 
Rechtsgedanke in § 14 Abs. 1 Nr. 11 ausge- 
sprochen, um klarzustellen, daß z. B. Bestechun- 
gen nicht honoriert werden dürfen. 

Zu § 8 Abs. 1 und 2 

62. Die Vorschriften über die Schadensberechnung 
und über die Berechnung der Entschädigung 
gehen von dem Schaden aus, der dem unmittel- 
bar Geschädigten entstanden ist. Hierfür be- 
darf es einer allgemeinen Vorschrift, die diesen 
Begriff näher bestimmt und Zweifel darüber, 
wem ein Schaden zuzuordnen ist, klärt. Die 
Begriffsbestimmung entspricht § 229 LAG. Dar- 
über hinaus bedurfte es in diesem Gesetz einer 
ergänzenden Regelung für die Fälle der Rück- 


erstattung, der Schadensabwendung und der 
Versagung des Erbrechts (§ 6 Abs. 4). Neben 
den Eigentümern werden die sonstigen Rechts- 
inhaber eines Wirtschaftsguts (z. B. der Inhaber 
einer Forderung oder eines Anteilrechts) ge- 
nannt; nach dem LAG werden beide im Begriff 
„Eigentümer" zusammengefaßt. Auf Tz. 80 wird 
hingewiesen. 

Zu § 8 Abs, 3 und 4 

63. Die Erfahrungen, die bei der Durchführung 
des LAG gemacht worden sind, führten dazu, 
daß nachträglich dem § 12 LAG der Absatz 11 
und dem § 14 LAG der Absatz 3 angefügt 
wurden. Es mußte bestimmt werden, wem der 
Vertreibungsschaden oder der Ostschaden als 
dem unmittelbar Geschädigten zuzurechnen ist. 
Der Zeitpunkt des Schadenseintritts war in 
vielen Fällen nicht zu ermitteln. Beweisschwie- 
rigkeiten und willkürliche Ergebnisse mußten 
vermieden werden. Die Vorschrift bestimmt 
deshalb in den Absätzen 3 und 4, welcher Zeit- 
punkt als Zeitpunkt des Schadenseintritts im 
Sinne des Absatzes 1 zu gelten hat. Da nach 
§ 31 für die Bemessung der Entschädigung von 
den zusammengefaßten Schäden des unmittel- 
bar Geschädigten auszugehen ist, kann es in 
Erbfällen wegen der Degression im Entsdiädi- 
gungstarif von erheblicher Bedeutung sein, ob 
die Antragsberechtigten selbst unmittelbar 
Geschädigte oder nur die Erben eines unmittel- 
bar Geschädigten sind. Der Unterschied besteht 
in Schadensfällen über 4800 RM/DM darin, daß 
sich nach § 32 bei einem gemeinsamen Schaden 
von 48 000 RM/DM z. B. für 10 unmittelbar 
Geschädigte ein Grundbetrag von je 4800 DM 
und für 10 Erben eines unmittelbar Geschädig- 
ten bei einem gleichen Schaden nur Vio des auf 
den Schadensbetrag entfallenden gemeinsamen 
Grundbetrags von 17 150 DM = 1715 DM 
ergibt. 

64. Die Vorschrift paßt sich eng an das LAG an. 
Die Regelung des LAG betrifft aber, abgesehen 
von den Kriegssachschäden, hauptsächlich 
Schäden in den östlichen Vertreibungsgebieten, 
während der Schwerpunkt der in diesem Ge- 
setz geregelten Schäden in der westlichen 
Welt liegt. Die Bestimmung der verschiedenen 
Zeitpunkte, die als Zeitpunkte des Schadens- 
eintritts gelten, beruht auf folgenden Erwä- 
gungen: 

65. Da in Gebieten ehemaliger Feindstaaten, die 
von deutschen Truppen weder besetzt noch 
kontrolliert wurden, Maßnahmen gegen deut- 
sches Vermögen in aller Regel schon zu Beginn 
des Krieges getroffen wurden, sieht Absatz 3 
Nr. 1 als Zeitpunkt des Schadenseintritts grund- 
sätzlich den Eintritt des Kriegszustands an. 
Anders lagen die Verhältnisse in den auslän- 
dischen Staaten, die während des Krieges von 
Deutschland besetzt worden waren, sowie in 
den zur Zeit unter fremder Verwaltung stehen- 
den deutschen Ostgebieten. Hier wurden Maß- 
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nahmen gegen das deutsche Vermögen erst 
ergriffen, als die deutschen Truppen das Land 
verlassen hatten. Angesichts der darauf fol- 
genden, meist chaotischen Zustände ist es in 
der Regel unmöglich, den genauen Zeitpunkt 
des Schadenseintritts zu ermitteln. Absatz 3 
Nr. 2 unterstellt deshalb einheitlich als Zeit- 
punkt die Beendigung der Feindseligkeiten. 
Dieser Zeitpunkt bot sich auch für Schäden in 
neutralen Staaten an, die Maßnahmen gegen 
das deutsche Vermögen ebenfalls nicht vor 
Kriegsende getroffen haben. 

66. Bei Personen, die nach Beginn der allgemeinen 
Zwangsmaßnahmen gegen das deutsche Ver- 
mögen, aber vor dem 8. Mai 1945 verstorben 
sind, kann für die Fälle des Absatzes 3 Nr. 2 
in aller Regel unterstellt werden, daß sie 
den Schaden noch selbst erlitten haben. Es 
ist deshalb angebracht, hier die Vermutung 
aufzustellen, daß der Schaden im Zeitpunkt 
des Todes eingetreten ist. 

67. Die gesetzlichen Vermutungen sind entbehr- 

lich, wenn der Nachweis für den tatsächlichen 
Zeitpunkt des Schadenseintritts in den Fällen 
der Nummern 1 und 2 geführt werden kann, 
was bei den in diesem Gesetz erfaßten Schäden 
vor allem im westlichen Ausland in größe- 
rem Umfang als bei Vertreibungs- und Ost- 
schäden nach dem LAG möglich sein wird. 
Dann soll auf Antrag, um Unbilligkeiten zu 
vermeiden, dieser Zeitpunkt maßgebend sein. 
Insofern weicht dieses Gesetz vom Lastenaus- 
gleichsrecht ab, soweit es sich nicht um Repa- ; 
rationsschäden handelt, die zugleich Vertrei- 
bungs- oder Ostschäden sind. Auf Tz. 69 wird | 
hingewiesen. j 

68. Bei Schäden, die im Geltungsbereich dieses 
Gesetzes eingetreten sind, ist der Zeitpunkt 
des tatsächlichen Schadenseintritts feststellbar. 
Deshalb bestimmt Absatz 3 Nr. 4, daß dieser 
Zeitpunkt zugrunde zu legen ist. Bei Demon- | 
tagen, die sich über einen längeren Zeitraum ^ 
erstreckt haben, soll, wenn der Eigentümer 
nach Beginn der Demontage verstorben ist, 
allein derjenige als unmittelbar Geschädigter 
angesehen werden, der zu Beginn der Demon- 
tage Eigentümer war. Dementsprechend wird 
der Gesamtschaden ihm zugerechnet. Diese 
Regelung erscheint zweckmäßig und geboten, 
um klare Rechtsverhältnisse zu schaffen und 
Beweisschwierigkeiten zu vermeiden. Das 
gleiche gilt für alle Tatbestände der Weg- 
nahme, Zerstörung, Beschädigung, Rückerstat- 
tung, Leistung zur Erfüllung des Rückgriffsan- 
spruchs oder Leistung zur Schadensabwendung 
im Geltungsbereich dieses Gesetzes. Die Rück- 
erstattung beginnt mit der Rechtskraft des 
Titels, der der Rückerstattung in Natur, der 
Ersatzleistung oder der Leistung zur Abwen- 
dung der Rückerstattung zugrunde liegt (Ent- 
scheidung, gütliche Einigung). Bei Vorliegen 
mehrerer zeitlich nicht zusammenfallender 
Titel, die sich auf ein Wirtschaftsgut beziehen, 
ist der zuerst in Rechtskraft erwachsene Titel 


maßgebend. Diese Regelung dient der gleich- 
mäßigen Behandlung. 

69. Soweit Reparationsschäden zugleich Vertrei- 
bungsschäden oder Ostschäden im Sinne des 
LAG sind, muß der nach dem LAG maßgebende 
Zeitpunkt des Schadenseintritts auch hier zu- 
grunde gelegt werden, da die Frage, wer 'un- 
mittelbar Geschädigter ist, nicht danach unter- 
schiedlich beantwortet werden kann, ob der 
Schaden im Einzelfall nach dem LAG oder nach 
dem Reparationsschädengesetz abgegolten 
wird. Obwohl die Regelungen im allgemeinen 
übereinstimmen, kann dies in begrenztem Um- 
fang bei Erbfällen Bedeutung gewinnen, wenn 
der Schaden bis zum Zeitpunkt des Todes des 
Erblassers noch nicht eingetreten war. Dies ist 
von besonderer Bedeutung in Erbfällen, wenn 
der Schaden von einem Teil der Erben nach 
dem LAG, von anderen Erben im Rahmen 
dieses Gesetzes geltend gemacht werden kann. 

Zu § 9 

70. § 1 Abs. 1 bestimmt, daß die Reparations-, 
Restitutions-, Zerstörungs- und Rückerstat- 
tungsschädenausschließlich durch dieses Gesetz 
geregelt werden und eine Entschädigung nur 
gewährt wird, wenn und soweit dieses Gesetz 
eine solche vorsieht. Der Annahme eines 
Reparations-, Restitutions- und Zerstörungs- 
schadens im Sinne dieses Gesetzes soll nach 
§ 2 Abs. 7, § 3 Abs. 2 und § 4 Abs. 2 nicht 
entgegenstehen, daß deutsche Stellen bei der 
Ausführung der von der Besatzungsmacht an- 
geordneten Maßnahmen mitgewirkt haben. 
Sind dagegen deutsche Stellen im Rahmen ihrer 
Mitwirkung über Anordnungen der Besatzungs- 
machtpflichtwidrig hinausgegangen oder haben 
sie sich in anderer Weise durch sach- und 
pflichtwidrige eigene Entscheidungen einer 
Amtspflichtverletzung im Sinne des § 839 BGB 
schuldig gemacht, so besteht kein Anlaß, 
etwaige auf diesen Tatbestand gegründete 
Schadensersatzansprüche der Betroffenen ab- 
zuschneiden. Solche Ansprüche sollen vielmehr 
durch dieses Gesetz unberührt bleiben, sie 
richten sich also in ihrem Bestand und in ihrer 
Durchsetzbarkeit nach den allgemeinen Vor- 
schriften, 

71. Die Vorschrift erscheint insbesondere deshalb 
geboten, um Mißverständnissen bei der Aus- 
legung des Gesetzes im Zusammenhang mit 
§ 2 Abs. 7 zu begegnen. Darüber hinaus muß 
aber allgemein festgestellt werden, daß das 
vorliegende Gesetz überhaupt nur solche Schä- 
den abschließend regelt, die ausschließlich auf 
den Eingriffen fremder Staaten oder der Be- 
satzungsmächte beruhen. Es läßt z. B. zivil- 
rechtliche Rückgriffansprüche unberührt. 

Zu § 10 

72. Diese Vorschrift ist der besseren Übersicht 
wegen eingefügt. Im Ersten Abschnitt wird be- 
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stimmt, welche Schäden dieses Gesetz regelt. 
Aus dem Zweiten Abschnitt ergibt sich, welche 
Schäden entschädigungsfähig sind. 

Zu § 11 Abs. 1 

73. Die Vorschriften über die Arten der Wirt- 
schaftsgüter und die Schadensgebiete sind der 
entsprechenden Regelung des LAG nachgebil- 
det. Danach sind Schäden im Sowjetsektor von 
Berlin und in der SBZ nicht entschädigungs- 
fähig. Ebenso wie bei der Feststellung des 
unmittelbar Geschädigten (§ 8) kommt es bei 
der Feststellung des Schadensorts auf den 
Zeitpunkt des Schadenseintritts an. Den Scha- 
densort bei Verlust von privatrechtlichen geld- 
werten Ansprüchen, von Anteilen an Kapital- 
gesellschaften und von Geschäftsguthaben der 
Mitglieder von Genossenschaften bestimmen 
Absätze 4 und 5. Bei Verlusten an Schiffen ist 
Absatz 6 zu beachten. 

Zu § 11 Abs. 2 

74. Die in Absatz 2 genannten Schäden entsprechen 
in ihrem Wesen und in ihrer wirtschaftlichen 
Auswirkung den Kriegssachschäden. Deshalb 
folgt die Vorschrift der Regelung des LAG 
für diese Schäden, nach der die in den Num- 
mern 1 und 2 genannten Wirtschaftsgüter be- 
rücksichtigt werden. Wenn dieses Gesetz auf 
das Bewertungsgesetz Bezug nimmt, so handelt 
es sich, wie sich aus § 62 Abs. 2 ergibt, um 
das in § 8 Abs. 1 Nr. 10 LAG näher bezeichnete 
Gesetz. Echte Reparationsschäden an Hausrat 
sind im Geltungsbereich dieses Gesetzes nicht 
vorgekommen, da die Besatzungsmächte Haus- 
ratsgegenstände zum Zwecke der Reparation 
nicht weggenommen haben. In den wenigen 
Restitutionsfällen, die bekanntgeworden sind, 
kann davon ausgegangen werden, daß in- 
zwischen diese Verluste in der Regel wirt- 
schaftlich überwunden sind. Soweit dies nicht 
der Fall ist, wird auf die Härteregelung des 
§ 52 verwiesen. 

75. Satz 2 stellt klar, daß Verluste von privat- 
rechtlichen geldwerten Ansprüchen, von An- 
teilen an Kapitalgesellschaften sowie von 
Geschäftsguthaben der Mitglieder von Genos- 
senschaften nur im Rahmen des Absatzes 3 
berücksichtigt werden. Auch die Zugehörigkeit 
zum Betriebsvermögen rechtfertigt keine Aus- 
nahme von diesem Grundsatz. 

Zu § 11 Abs. 3 

76. Die Berücksichtigung der unter den Nummern 1 
und 2 aufgeführten Wirtschaftsgüter entspricht 
der Regelung des LAG für die Auslandsschäden 
(Vertreibungsschäden), wenn man vom Aus- 
schluß der Hausratverlusie und von der Ein- 
beziehung der Verluste an Urheberrechten, 
Schutzrechten und Erfindungen absieht. Zu den 
privatrechtlichen geldwerten Ansprüchen ge- 
hören auch die Reichsmarkspareinlagen. An- 


ders als im Lastenausgleichsgesetz, bei dem 
die Regelung im Währungsausgleich für Spar- 
guthaben Vertriebener für eine Unterscheidung 
zwischen Reichsmarkspareinlagen und ande- 
ren privatrechtlichen geldwerten Ansprüchen 
sprach, ist eine derartige gesonderte Auffüh- 
rung hier überflüssig. 

77. In Übereinstimmung mit dem LAG, aber in 
Abweichung von der Härteregelung des AKG, 
ist der Verlust des Berufsvermögens in Ab- 
satz 2 Nr. 2 und dementsprechend in Absatz 3 
Nr. 1 als entschädigungsfähig aufgeführt wor- 
den. Dieser Vorschrift kommt deshalb beson- 
dere Bedeutung zu, weil damit die Stichtags- 
versäumer unter den Vertriebenen in diese 
Regelung einbezogen und hier grundsätzlich 
nicht schlechter als die Personen gestellt wer- 
den, welche die Stichtagsvoraussetzungen des 
LAG erfüllen. So werden auch die nichtselb- 
ständigen Geschädigten und die selbständigen 
Künstler, Wissenschaftler usw. wie diejenigen 
Selbständigen behandelt, welche den Verlust 
ihres Berufsvermögens als Betriebsvermögen 
geltend machen können. 

78. Die Schäden an Hausrat bleiben ebenso wie in 
Absatz 2 unberücksichtigt. Im übrigen wird 
auch hier davon ausgegangen, daß die Ge- 
währung einer Hausratentschädigung zwar für 
die Vertriebenen und Kriegssachgeschädigten 
sinnvoll war, für den hier in Betracht kommen- 
den Personenkreis aber unter den heutigen 
wirtschaftlichen Verhältnissen nicht mehr ge- 
rechtfertigt erscheint. 

79. Nach Nummer 2 sind einerseits privatrechtliche 
geldwerte Ansprüche (Buchstabe a), anderer- 
seits solche literarische und künstlerische Ur- 
heberrechte, gewerbliche Schutzrechte und 
ungeschützte Erfindungen sowie Lizenzen an 
solchen Rechten und Erfindungen, die im Aus- 
land oder in den deutschen Ostgebieten nach 
der Wegnahme verwertet worden sind, ent- 
schädigungsfähig. Ist die Verwertung im Aus- 
land durch eine alliierte Maßnahme im Inland 
ermöglicht worden, so ändert dies nichts daran, 
daß der durch die Verwertung im Ausland 
eingetretene Schaden ein Auslandsschaden ist. 
Nach dem LAG werden dagegen nur privat- 
rechtliche geldwerte Ansprüche berücksichtigt, 
also Ansprüche aus vor der Schädigung tat- 
sächlich verwerteten Urheberrechten, Schutz- 
rechten usw. Diese werden nach Nummer 2 
Buchstabe a wie nach dem LAG behandelt. 
Durch den Buchstaben d, der im LAG keine 
Parallele hat, werden zusätzlich Urheberrechte 
und vergleichbare Rechte insoweit erfaßt, als 
aus ihrer Verwertung bis zu Schädigung noch 
keine Ansprüche entstanden waren, aber die 
Rechte nach der Schädigung von dritter Seite 
verwertet worden sind. Damit wird eine Lücke 
geschlossen, die sich bei der Durchführung der 
Härteregelung des AKG gezeigt hat, die der- 
artige Rechte nur berücksichtigt, wenn sie zum 
sonstigen Vermögen im Sinne des Bewertungs- 
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gesetzes gehören. Die Regelung weicht von 
dem Bewertungsgesetz ab, weil dort die Ur- 
heberrechte in der Hand des Urhebers oder 
seiner nächsten Angehörigen im allgemeinen 
nicht bewertet werden. Deshalb handelt es 
sich also in diesem Gesetzentwurf um eine 
abweichende Regelung. In den Fällen, in denen 
ein Urheberrecht noch nicht verwertet worden 
ist, würde der Versuch einer Bewertung nach 
den Verhältnissen im Zeitpunkt der Schädigung 
daran scheitern, daß oft überhaupt nicht be- 
urteilt werden könnte, ob ein wirtschaftlicher 
Wert vorhanden ist. In den übrigen Fällen 
würde eine Bewertung in der Regel an der 
Unmöglichkeit, einen dem Bewertungsgesetz 
entsprechenden Bewertungsmaßstab zu finden, 
scheitern. Aus diesem Grunde bot sich der 
Weg an, diejenigen Urheberrechte und ver- 
gleichbaren Rechte zu berücksichtigen, die nach 
der Schädigung tatsächlich, insbesondere durch 
Feindtreuhänder, verwertet worden sind. Auf 
diese Weise werden zudem diejenigen Fälle 
ausgeschieden, in denen mit einer gewissen 
Wahrscheinlichkeit angenommen werden kann, 
daß sie wirtschaftlich nicht verwertet waren 
oder sind (Schubladenentwürfe und ähnliches). 

80. Nach der Vorschrift ist der für die Reparations- 
schäden im Ausland über Absatz 2 hinaus 
gehende Wirtschaftsgüterkatalog auch für die 
Rückerstattungsschäden maßgebend. Das ist 
insofern begründet, weil in Durchführung der 
Rückerstattungsgesetzgebung in großer Zahl 
Wirtschaftsgüter der unter Nummer 2 aufge- 
führten Art betroffen wurden, welche sich in 
privater Hand befanden und nicht zu den Ein- 
heitswertvermögen der Nummer 1 gehören. 
Insofern sind die Rückerstattungsschäden mit 
den im LAG geregelten Auslandsschäden, aber 
nicht mit den Kriegssachschäden vergleichbar. 

Zu § 11 Abs. 4 

81. Absatz 4 ergänzt die Absätze 1 bis 3 durch 
Sondervorschriften über den Schadensort bei 
Verlusten an privatrechtlichen geldwerten An- 
sprüchen, Anteilen an Kapitalgesellschaften 
und Geschäftsguthaben der Mitglieder von Ge- 
nossenschaften. Hier handelt es sich nicht um 
Wirtschaftsgüter, bei denen sich der Schadens- 
ort aus der Natur der Sache ergibt. Die Vor- 
schrift stellt auf den Wohnsitz oder Sitz der 
Gesellschaft, der Genossenschaft oder des 
Schuldners (Emittenten) im Zeitpunkt des 
Schadenseintritts ab, da dies den tatsächlichen 
Gegebenheiten und den allgemeinen Rechts- 
grundsätzen entspricht. Auch das LAG legt 
den entsprechenden Wohnsitz oder Sitz bei 
seiner Regelung zugrunde. 

82. Abweichend von § 71 AKG wird bei Rechten 
aus Wertpapieren nicht darauf abgestellt, wo 
sich die Urkunde im Zeitpunkt des Schadens- 
eintritts befunden hat. Das Urkundenprinzip 
ist fallengelassen, weil die Wegnahme eines 
in Wertpapieren verbrieften Rechts vielfach 


nicht durch die Wegnahme des Papiers, son- 
dern durch dessen Kraftloserklärung oder durch 
andere Maßnahmen bewirkt worden ist. Des- 
halb kommt es nicht darauf an, ob das Wert- 
papier sich im Sowjetsektor von Berlin oder 
in der SBZ befunden hat, z. B. dort deponiert 
gewesen ist. Durch die Aufgabe des Urkunden- 
prinzips wird ferner erreicht, daß verbriefte 
und nichtverbriefte Ansprüche oder Anteils- 
rechte gleichbehandelt werden können. 

83. Vielfach hat sich zwar der Sitz eines Unter- 
nehmens in Berlin befunden, nicht aber auch 
die Geschäftsleitung. In diesen Fällen bestimmt 
sich der Schadensort gemäß Satz 2 nach dem 
Ort der Geschäftsleitung. 

84. Die Vorschrift darüber, wo Schäden im Sinne 
des Absatzes 4 als entstanden gelten, wirkt 
sich durch ihren Zusammenhang mit den Ab- 
sätzen 1 und 3 gleichzeitig als Regelung dafür 
aus, welche Schäden nach Absatz 3 berück- 
sichtigt werden oder wegen des Ausschlusses 
nach Absatz 2 entfallen. Schäden, die im Gel- 
tungsbereich des Gesetzes durch Wegnahme 
von auf Reichsmark .lautenden Wertpapieren 
entstanden sind, konnten unbedenklich schon 
deswegen den Inlandsfällen zugeordnet wer- 
den, weil in der Regel als Folge der Wert- 
papierbereinigung und der damit zusammen- 
hängenden Maßnahmen kein Schaden vorlie- 
gen kann. Hatte der Schuldner, die Kapital- 
gesellschaft oder die Genossenschaft den 
Wohnsitz oder Sitz in den deutschen Ostge- 
bieten oder im Ausland, wird der Schaden 
nach Absatz 3 berücksichtigt. Schäden durch 
Wegnahme von auf ausländische Währung 
lautenden deutschen Schuldverschreibungen 
werden dagegen auch dann berücksichtigt, 
wenn der Aussteller den Sitz im Geltungsbe- 
reich des Gesetzes hatte oder wenn die Schuld- 
verschreibungen der Auslandsbondsbereini- 
gung unterliegen. Diese Regelung trägt der 
Tatsache Rechnung, daß auf ausländische Wäh- 
rung lautende deutsche Schuldverschreibungen 
nach AHK-Gesetz Nr. 63 als Auslandswerte 
behandelt worden sind. 

85. Die im vierten Satz getroffenen Sondervor- 
schriften für Zertifikate über Lieferung von 
Wertpapieren sind im Hinblick auf die in Satz 1 
enthaltenen Sitzvoraussetzungen geboten, um 
eine gleiche Behandlung aller Wertpapierin- 
haber zu gewährleisten. 

86. Absatz 4 geht davon aus, daß Schäden an 
Anteilsrechten, Geschäftsguthaben und privat- 
rechtlichen geldwerten Ansprüchen nach Ab- 
satz 3 berücksichtigt werden, wenn die Kapital- 
gesellschaft, die Genossenschaft oder der 
Schuldner Wohnsitz oder Sitz im Ausland oder 
in den deutschen Ostgebieten hatten, und be- 
wirkt ferner, daß solche Schäden nach den 
Absätzen 1 und 2 unberücksichtigt bleiben, 
wenn sich der Wohnsitz oder Sitz im Geltungs- 
bereich des Gesetzes oder im Sowjetsektor 
von Berlin oder in der SBZ befand. Die Son- 
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dervorschrift des Satzes 5 stellt aber sicher, 
daß Maßnahmen, die im Geltungsbereich des 
Gesetzes, in der Sowjetischen Besatzungszone 
Deutschlands oder im Sowjetsektor von Berlin 
gegen das Vermögen von solchen Schuldnern, 
Kapitalgesellschaften oder Genossenschaften, 
die ihren Wohnsitz oder Sitz im Ausland oder 
in den deutschen Ostgebieten hatten, beim 
Gläubiger oder Anteilseigner nicht als Aus- 
landsschäden behandelt werden. Diese ver- 
schiedenartige Behandlung rechtfertigt sich aus 
der Überlegung, daß die fremden Staaten mit 
den gegen das Vermögen der Kapitalgesell- 
schaften gerichteten Maßnahmen auch den Ein- 
fluß der deutschen Anteilseigner in ihren Ge- 
bieten beseitigen wollten, während die Be- 
satzungsmächte im „Inland" nur das Vermögen 
der juristischen Personen treffen wollten. Das 
entspricht der Regelung des LAG, wonach 
„Inlandsschäden" dieser Art nicht entschädi- 
gungsfähig sind. 

Zu § 11 Abs. 5 

87. Dieser Absatz ist den in § 12 Abs. 9 und 10 
LAG enthaltenen Regelungen nachgebildet. 

Zu § 11 Abs. 6 

88. Es handelt sich um eine Sondervorschrift für 
Schäden durch Wegnahme von Schiffen im 
Sowjetsektor von Berlin und in der SBZ. Ist 
der Schaden im Geltungsbereich dieses Geset- 
zes, im Ausland oder in den deutschen Ostge- 
bieten entstanden, so werden durch den tat- 
sächlichen Schadenseintritt in diesen Gebieten 
bereits die Voraussetzungen des Absatzes 1 
erfüllt, so daß es in diesen Fällen auf eine 
Eintragung in ein Schiffsregister nicht an- 
kommt. 

89. Die Vorschrift ist der Regelung für Kriegssach- 
schäden in § 8 Abs. 1 FG nachgebildet. Danach 
wird ein Schaden, der durch Wegnahme eines 
Schiffes in der SBZ entstanden ist, abweichend 
von dem allgemein geltenden Grundsatz, daß 
Schäden in der SBZ nicht berücksichtigungs- 
fähig sind, auch dann anerkannt, wenn die in 
der Vorschrift genannten Voraussetzungen vor- 
liegen. Gefordert werden in diesen Fällen die 
Eintragung in einem Schiffsregister außerhalb 
der SBZ oder im Schiffsregister beim Amts- 
gericht Berlin-Mitte und Wohnsitz oder Ge- 
schäftsniederlassung des Schiffeigners in den 
Gebieten des Absatzes 1. Maßgebend ist hier- 
für der Zeitpunkt des Schadenseintritts. Da 
Schäden für die Zeit nach Trennung des 
Schiffsregisters in Berlin im Jahre 1951 nicht 
ersichtlich sind, wurde davon abgesehen, für 
solche Fälle die Eintragung in das Westberliner 
Register als Voraussetzung aufzustellen, was 
sonst erforderlich wäre. Unerheblich ist dabei 
die Tatsache, daß die Eintragung im bezeich- 
neten Schiffsregister nach dem Schadensein- 
tritt gelöscht oder der Schiffseigner inzwi- 
schen verzogen ist. Die Ausdrücke „Schiffs- 


eigner" und „Geschäftsniederlassung" werden 
entsprechend der Fassung des § 8 Abs. 1 FG 
verwendet, weil sie sich bei der Durchführung 
des LAG bewährt haben und auch Grenzfälle 
erfassen, die sich unter die engeren im Schiff- 
fahrtsrecht geltenden Begriffe „Eigentümer des 
Schiffes" und „gewerbliche Niederlassung" 
nicht einordnen lassen. 

Zu § 11 Abs. 7 und 8 

90. Bei Rückerstattungsschäden kann der Schaden 
in einer Ersatzleistung bestehen. Insoweit kann 
nur der Ersatz anerkannt werden, der für 
ein Wirtschaftsgut geleistet wurde, das nach 
Absatz 3 entschädigungsfähig ist. Andernfalls 
wäre nicht sichergestellt, daß die Ersatzleisten- 
den wie die sonstigen Rückerstattungsgeschä- 
digten behandelt werden. Im übrigen muß ge- 
währleistet werden, daß sich auch in den Fällen 
des § 5 Nr. 2 und des §7 der Rückgriffsanspruch 
oder der Aufwand zur Schadensabwendung 
auf berücksichtigungsfähige Wirtschaftsgüter 
bezieht. 

Zu § 12 Abs. 1 

91. Nach dem Lastenausgleichsgesetz werden die 
Schäden juristischer Personen nur in der Weise 
berücksichtigt, daß natürliche Personen, die 
Inhaber von Anteilsrechten an Gesellschaften 
waren und diese in den unter fremder Ver- 
waltung stehenden deutschen Ostgebieten oder 
im Ausland durch Vertreibungsmaßnahmen 
oder Ostschäden verloren haben, Schäden an 
Anteilsrechten geltend machen können. Diese 
sind unmittelbare Schäden, und zwar auch dann, 
wenn die Urkunde über das Anteilsrecht er- 
halten blieb, aber durch Wegnahme von Fir- 
menvermögen die Rechtsstellung des Anteils- 
eigners zugleich mit dem wirtschaftlichen Wert 
des Anteils vernichtet wurde. Bei Inlandsschä- 
den dagegen handelt es sich um mittelbare 
Schäden, so daß sich schon aus diesem Grund 
die Berücksichtigung der Entwertung von An- 
teilsrechten verbot. Diese Unterscheidung ist 
auch deswegen gerechtfertigt, weil es sich bei 
Wegnahme ausländischer Anteilsrechte regel- 
mäßig um Totalschäden handelt, bei Verlusten 
juristischer Personen mit Sitz im Inland, ganz 
gleich ob deren Schäden im Inland oder Aus- 
land eingetreten sind, im allgemeinen nur um 
Teilschäden, die zudem häufig durch die wirt- 
schaftliche Entwicklung und die allgemeinen 
Förderungsmaßnahmen der öffentlichen Hand 
ganz oder teilweise ausgeglichen werden 
konnten. 

Dagegen werden im LAG juristische Personen 
nicht berücksichtigt. Bei Auslandsschäden ver- 
bietet sich dies schon deswegen, weil normaler- 
weise bis auf wenige Verlagerungsfälle die 
betroffenen juristischen Personen untergegan- 
gen sind. Bei Inlandsschäden und bei Schäden 
in den unter fremder Verwaltung stehenden 
deutschen Ostgebieten hielt der Gesetzgeber 
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eine Berücksichtigung aus einer Fülle von 
Gründen nicht für erforderlich. Die Entschädi- 
gung steht zugleich unter dem Gedanken einer 
gesellschaftlichen und sozialen Wiedereinord- 
nung; ein Ziel, das auf natürliche Personen 
zugeschnitten ist. Als Folge des Fortbestehens 
der juristischen Personen in der Bundesrepu- 
blik hatten diese auf vielfältige Weise die 
Möglichkeit, mit unmittelbarer und mittelbarer 
Hilfe der öffentlichen Hand an der wirtschaft- 
lichen Aufwärtsentwicklung teilzunehmen und 
ihre Schäden auf diese Art und Weise zu über- 
winden. Eine Entschädigung würden zudem 
sehr häufig nicht die Personen erhalten, die 
im Zeitpunkt der Schädigung Eigentümer der 
Anteilsrechte waren, sondern diejenigen, die 
es heute sind, bei typischen Liquidationswer- 
ten dabei vielfach Personen, die diese Wert- 
papiere später spekulativ erworben haben. 
Auch angesichts der erheblichen finanziellen 
Mehraufwendungen, die die Einbeziehung juri- 
stischer Personen gefordert hätte, erschien es 
dem Gesetzgeber tunlich, alle hierfür verfüg- 
baren Mittel auf Entschädigung der natürlichen 
Personen zu konzentrieren. 

Diesen Vorstellungen folgt der vorliegende 
Entwurf und berücksichtigt demzufolge eben- 
falls nur natürliche Personen, bei Auslandsschä- 
den wiederum einschließlich der Schäden an 
Anteilsrechten an Kapitalgesellschaften. Im 
übrigen ermöglicht § 85 AKG, dessen Weiter- 
geltung nach § 51 vorgesehen ist, auch für 
juristische Personen durch Gewährung günsti- 
ger Darlehen eine erhebliche Hilfe. Die Ge- 
sellschafter von Familiengesellschaften können 
zudem über § 53 des Gesetzes auch im Falle 
von Inlandsschäden oder Auslandsschäden in- 
ländischer Gesellschaften Darlehen zum Zwecke 
ihrer Eingliederung erhalten. 

Zu § 12 Abs. 2 

92. Die Vorschrift setzt lediglich bei Schäden in 
den deutschen Ostgebieten und im Ausland 
voraus, daß die Geschädigten im Zeitpunkt des 
Schadenseintritts deutsche Staatsangehörige 
waren oder als deutsche Volkszugehörige be- 
troffen worden sind. Im Hinblick auf Eingriffe 
der Alliierten in Vermögen fremder Staats- 
angehöriger wird auf Tz, 37 verwiesen. Ent- 
nahmen der Besatzungsdienststellen aus Be- 
trieben ausländischer Staatsangehöriger in der 
Bundesrepublik werden dagegen berücksich- 
tigt, obwohl die Maßnahmen zum Zwecke der 
Reparation an sich begrifflich voraussetzen, 
daß es sich um Eingriffe in deutsches Vermö- 
gen handelt. Die Einbeziehung dieser Fälle wird 
mit der Belegenheit dieser Betriebe unter dem 
Gesichtspunkt, daß sie zum deutschen Wirt- 
schaftspotential gehörten, begründet. 

93. Die Berücksichtigung von Schäden deutscher 
Staatsangehöriger steht mit dem allgemeinen 
Grundsatz im Einklang, daß eine deutsche Re- 
parationspflicht allein mit deutschen Vermö- 
genswerten zu erfüllen wäre. Die Abgrenzung 


entspricht insofern auch den Bestimmungen 
des Gesetzes Nr. 63 der Alliierten Hohen Kom- 
mission; denn nach seinem Artikel 1 Abs. 1 
Buchstabe a kommt es bei den Maßnahmen im 
Ausland darauf an, daß die Vermögensgegen- 
stände bei Inkrafttreten jenes Gesetzes 
(31. August 1951) oder vorher (d. h. seit dem 
1. September 1939) im deutschen Eigentum 
standen. 

94. Die Einbeziehung von Schäden deutscher Volks- 
zugehöriger geht darüber hinaus. Insoweit gibt 
auch der Uberleitungsvertrag zweifelsfrei kei- 
nen Anlaß zu einer irgendwie gearteten Rege^ 
lung. Die Berücksichtigung kann nur aus Bil- 
ligkeitsgründen und unter besonderen Voraus- 
setzungen im Hinblick auf die Regelung des 
LAG gerechtfertigt werden. Eine Begriffsbe- 
stimmung für die deutschen Volkszugehörigen 
erübrigt sich in diesem Gesetz, da dieser Per- 
sonenkreis bereits durch § 6 BVFG für das 
LAG und so auch für dieses Gesetz festgelegt 
ist. Danach ist deutscher Volkszugehöriger, 
wer sich in seiner Heimat zum deutschen 
Volkstum bekannt hat, sofern dieses Bekennt- 
nis durch bestimmte Merkmale wie Abstam- 
mung, Sprache, Erziehung, Kultur bestätigt 
wird. 

95. Nach der Vorschrift muß der deutsche Volks- 
zugehörige im Zeitpunkt des Schadenseintritts 
entweder staatenlos gewesen sein oder nur 
die Angehörigkeit eines Staates gehabt haben, 
in dessen Gebiet gegen diese Person Entzie- 
hungs- oder Vertreibungsmaßnahmen getrof- 
fen worden sind. Die Berücksichtigung der Staa- 
tenlosen erscheint angezeigt, da sie keine 
Schutzmacht haben, die sich ihrer Interessen 
annimmt. Für die Berücksichtigung der weiter 
genannten Personen sprach der Umstand, daß 
das Heimatland, das den Schaden durch seine 
Maßnahmen verursacht hat, keine Entschädi- 
gung gewährt. 

96. Im übrigen wird auf die weiteren Vorausset- 
zungen für die Zuerkennung des Anspruchs 
auf Entschädigung hingewiesen, die § 36 vor- 
schreibt. 

Zu § 12 Abs. 3 

97. Absatz 2 Nr. 1 erfordert, daß der unmittelbar 
Geschädigte {§ 8) im Zeitpunkt des Schadens- 
eintritts deutscher Staatsangehöriger war. 
Nach Absatz 3 kommt es auf diesen Zeitpunkt 
dann nicht an, wenn das deutsche Recht inzwi- 
schen eine Regelung zur Klärung der Staats- 
angehörigkeitsverhältnisse für die Personen 
getroffen hat, welche durch das Deutsche 
Reich, wie z. B. die Sudetendeutschen, sammel- 
eingebürgert oder im Zuge der Eingliederung 
Österreichs in das Reich deutsche Staatsange- 
hörige wurden. Dieser Personenkreis hatte 
nach den in der Vorschrift genannten Geset- 
zen die Möglichkeit, die deutsche Staatsange- 
hörigkeit auszuschlagen und die frühere 
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Staatsangehörigkeit zu behalten oder rückwir- | 
kend die deutsche Staatsangehörigkeit wieder- i 
zuerwerben. Das deutsche Recht geht dabei j 
davon aus, daß die seinerzeitige Zwangslage ! 
durch eine eigene Stellungnahme des Betrof- ■ 
fenen zu klären ist, und daß der Erwerb der ! 
deutschen Staatsangehörigkeit durch die da- | 
maligen Einbürgerungsmaßnahmen des Deut- | 
sehen Reichs insoweit als rechtsgültig gelten j 
muß, als diese Personen von ihren ehemaligen 
Heimatländern nicht als ihre Staatsangehörige 
anerkannt werden. Dies trifft insbesondere für 
die früher in der CSR ansässigen Geschädigten 
zu, welche nach § 1 des Verfassungsdekrets 
des Präsidenten der CSR vom 2. August 1945 
über die Regelung der tschechoslowakischen 
Staatsbürgerschaft von Personen deutscher 
und magyarischer Nationalität ihre CSR- 
Staatsbürgerschaft mit dem Tage des Erwerbs 
der deutschen Staatsangehörigkeit nach den 
Vorschriften einer fremden Besatzungsmacht 
verloren. 

98. Während das Gesetz zur Regelung von Fra- 
gen der Staatsangehörigkeit von 1955 vor 
allem die in der CSR Sammeleingebürgerten 
betraf, bezog sich das Zweite Gesetz zur Re- 
gelung von Fragen der Staatsangehörigkeit 
von 1956 auf die Personen, welche mit dem 
„Anschluß" Österreichs an das Deutsche Reich 
die deutsche Staatsangehörigkeit erwarben. 
Nach dem Wiedererstehen Österreichs im 
Jahre 1945 wurden diejenigen Personen, die 
am 13. März 1938 die österreichische Staats- 
angehörigkeit besessen haben, grundsätzlich 
wieder als österreichische Staatsangehörige 
angesehen. Dieser Regelung folgte das öster- 
reichische Gesetz betreffend den Erwerb der 
Staatsbürgerschaft durch Volksdeutsche vom 
2. Juni 1954, nach dem diese Personen die 
Möglichkeit hatten, durch Erklärung die öster- 
reichische Staatsangehörigkeit zu erwerben. 
Das deutsche und das österreichische Staats- 
angehörigkeitsrecht haben sich insofern gegen- 
seitig ergänzt. 

99. Eine entsprechende, sich gegenseitig ergän- 
zende Regelung der Staatsangehörigkeitsfra- 
gen fehlt aber für die Südtiroler. Sie wurden 
zwar von der Vereinbarung zwischen der 
deutschen und der italienischen Regierung 
vom 23. Juni 1939 sowie von der deutsch- 
italienischen Vereinbarung von Rom über 
Richtlinien für die Rückwanderung der Reichs- 
deutschen und Abwanderung der Volksdeut- 
schen aus dem Alto Adige in das Reich vom 
21. Oktober 1939 erfaßt, haben jedoch die 
deutsche Staatsangehörigkeit in der Regel nur 
dann erworben, wenn 

a) sie für die deutsche Staatsangehörigkeit 
optiert hatten, 

b) ihnen eine Einbürgerungs- oder Einwande- 
rungsurkunde von den zuständigen deut- 
schen Behörden ausgehändigt worden ist 
und 


c) sie in das damalige Reichsgebiet abgewan- 
dert sind. 

Diese Voraussetzungen erfüllen nur wenige 
Südtiroler. Die deutsche Regelung deckt sich 
allerdings nicht mit der Regelung durch das 
italienische Gesetz vom 21. August 1939 betr. 
Vorschriften über den Verlust der Staatsange- 
hörigkeit mit Wohnsitz im Alto Adige und der 
o. a. deutsch-italienischen Vereinbarung vom 
21. Oktober 1939. Danach war auch bei den 
nicht abgewanderten Optanten der Verlust 
der italienischen Staatsangehörigkeit eingetre- 
ten, sobald ein solcher Optant die deutsche 
Einbürgerungsurkunde erhalten hatte und er 
den italienischen Behörden vereinbarungsge- 
mäß als eingebürgert gemeldet und daraufhin 
in den italienischen Staatsangehörigkeitsver- 
zeichnissen gestrichen worden war. Diese Per- 
sonen haben in der Regel die italienische 
Staatsangehörigkeit durch eine nachträgliche 
Rückoption für Italien nicht rückwirkend wie- 
der erworben, so daß sie im Zeitpunkt des 
Schadenseintritts weder die italienische noch 
die deutsche Staatsangehörigkeit besaßen, 
sondern staatenlos waren. Sie können deshalb 
nur unter den besonderen Voraussetzungen 
des § 36 Abs. 4 als deutsche Volkszugehörige 
berücksichtigt werden. Auf Tz. 143 wird Bezug 
genommen. 

100. Absatz 3 enthält noch zwei Ausnahmen von 
dem Grundsatz des Absatzes 2 Nr. 1, daß der 
unmittelbar Geschädigte im Zeitpunkt des 
Schadenseintritts deutscher Staatsangehöriger 
gewesen sein muß. Nach dem ersten Satz ge- 
nügt für die Fälle der Sammeleinbürgerung, 
daß der unmittelbar Geschädigte die deutsche 
Staatsangehörigkeit am 31. Dezember 1961 
„aus anderen Gründen" besessen, z. B. durch 
Eheschließung erworben hat; damit wird dem 
Gedanken des § 36 Abs. 4 vorgegriffen, nach 
dem es auch für die deutschen Volkszugehöri- 
gen ausreicht, wenn sie die deutsche Staats- 
angehörigkeit erworben und am 31. Dezember 
1961 besessen haben. Die zweite Ausnahme 
findet sich im zweiten Satz der Vorschrift, der 
für den Todesfall des unmittelbar Geschädig- 
ten eine dem ersten Satz entsprechende Rege- 
lung für die Erben trifft. 

Zu § 13 

101. Nach Absatz 1 Nrn. 1 und 2 sind nach diesem 
Gesetz nicht entschädigungsfähig Vertrei- 
bungs-, Kriegssach- und Ostschäden, die be- 
reits nach dem Lastenausgleichsrecht geltend 
gemacht werden können, sowie Gelegenheits- 
und Folgeschäden, die nach dem Besatzungs- 
schädenrecht abgegolten werden konnten oder 
können, wenn der Geschädigte die Antrags- 
frist nicht versäumt hat. Absatz 2 schreibt dazu 
vor, daß sich die Behandlung dieser Schäden 
allein nach den genannten Gesetzen richtet. 
Dadurch wird das Verhältnis der einzelnen 
Gesetze zueinander geregelt und gleichzeitig 
eine Doppelentschädigung ausgeschlossen. 
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Hinsichtlich der Schäden anderer Personen als 
der unmittelbar Geschädigten wird im übrigen 
auf § 14 Abs. 1 Nr. 2 hingewiesen. 

102. Eine ganz andere Bedeutung hat die Nummer 3 
des Absatzes 1. Das Gesetz über die Abgel- 
tung von Besatzungsschäden berücksichtigt nur 
Besatzungsschäden im Geltungsbereich des Ge- 
setzes. Eine entsprechende Einschränkung ent- 
hält auch das LAG für die Kriegssachschäden. 
Nach diesem Grundsatz der Territorialität ist 
für die Behandlung von Schäden außerhalb des 
Geltungsbereichs dieses Gesetzes, die in Ent- 
schädigungsgesetzen anderer Staaten als Be- 
satzungsschäden behandelt werden, das Recht 
der fremden Staaten maßgebend, es sei denn, 
daß die Geschädigten in den Entschädigungs- 
gesetzen als „Deutsche" nicht berücksichtigt 
werden. In den letzteren Fällen kann ein Re- 
parationsschaden im Sinne des § 2 vorliegen. 
Auf die fremden Entschädigungsgesetze kommt 
es jedoch in allen den Fällen nicht an, in denen 
das betroffene Wirtschaftsgut schon vor Ein- 
tritt des Besatzungsschadens von den Feind- 
mächten weggenommen worden ist. 

Zu § 14 Abs. 1 

Nummer 1 

103. Diese Vorschrift entspricht dem Grundsatz, nur 
für die Schäden an den in § 11 aufgeführten 
Wirtschaftsgütern selbst eine Entschädigung 
zu gewähren. Sie schließt deshalb ebenso wie 
das LAG die Nutzungsschäden und die mittel- 
baren Schäden aus; diese sind auch nach § 7 
FG nicht feststellbar. Im übrigen würden diese 
Schäden in der Regel auch nach der im Drit- 
ten Abschnitt getroffenen Schadensberechnung 
außer Betracht bleiben. 

Nummer 2 

104. Die Begriffsbestimmungen für Schäden, die 
ausschließlich nach diesem Gesetz geregelt 
werden (§ 1 ff.), erfassen auch die Schäden 
Dritter, gegen die sich die Zwangsmaßnahmen 
der fremden Mächte nicht richteten, und die 
Schäden von Personen, die im Rückerstattungs- 
verfahren zwar nicht Partei, aber an ihm be- 
teiligt sind. Typisch sind hierfür die Fälle eines 
Bürgen, der auf Grund eines Reparationsscha- 
dens in Anspruch genommen wird, und eines 
Gläubigers, dessen Forderung an dem rück- 
erstatteten Grundstück dinglich gesichert war. 
Wenn dieser auch seine Hypothek verliert, so 
bleibt doch seine persönliche Forderung be- 
stehen. Ein Schnldnerschutz, wie ihn das Bun- 
desvertriebenengesetz den Vertriebenen ge- 
genüber ihren Gläubigern gewährt, besteht 
weder für Kriegssach- und Demontagegeschä- 
digte noch für Rückerstattungsgeschädigte. Die 
Rückerstattungsschäden können deshalb nur 
mit den Inlandsschäden (Kriegssachschäden 
und Demontageschäden) verglichen werden. 
Da das LAG und dieses Gesetz keine Entschä- 
digung für Dritte infolge von Inlandsschäden 
vorsehen, sind in Anwendung des Gleichheits- 


grundsatzes auch die Drittschäden infolge von 
Rückerstattungsschäden unberücksichtigt ge- 
blieben. In diesen Fällen handelt es sich um 
mittelbar Geschädigte, die schon durch § 8 aus- 
geschlossen werden, oder um mittelbare Schä- 
den, die bereits unter die Nummer 1 dieser Vor- 
schrift fallen. Der Ausschluß der Drittschäden 
durch die Nummer 2 dient deshalb nur der 
Klarstellung; sie wurde für erforderlich gehal- 
ten, weil damit etwaige Zweifelsfragen ausge- 
räumt werden. 

Nummer 3 

105. Die Vorschrift entspricht der Regelung des § 7 
des FG. Danach wird eine Entschädigung für 
den Verlust an barem Geld, das nicht zum Be- 
triebsvermögen gehörte, selbst dann nicht ge- 
währt, wenn dieser Verlust ausnahmsweise im 
Einzelfall nachgewiesen werden könnte. Die 
Regelung für die Vertriebenen soll in gleicher 
Weise für den unter dieses Gesetz fallenden 
Personenkreis gelten. 

106. Die Vorschrift schließt eine Entschädigung für 
die in der Kriegsgefangenschaft abgenomme- 
nen ausländischen Zahlungsmittel aus, und 
zwar auch dann, wenn Bescheinigungen der 
Gewahrsamsmächte darüber vorgelegt werden 
können. Abgesehen von den unter Tz. 105 ge- 
nannten Gründen spricht für diesen Ausschluß 
folgendes: Bei der Ablieferung der Gelder 
durch die Kriegsgefangenen wurde nicht fest- 
gestellt, ob es sich um Privateigentum, um 
Dienstgelder, um Verwahrungsgelder oder 
etwa um unrechtmäßig erworbene Gelder ge- 
handelt hat. Legt man den üblichen Betrag, 
den der Soldat vom Wehrsold bei sich hatte, 
zugrunde, so kommen im Höchstfall Beträge 
im Gegenwert von einigen hundert Reichs- 
mark in Frage. Die Bescheingung über die Ab- 
lieferung der ausländischen Zahlungsmittel sah 
auch lediglich die Zahlung des Gegenwerts in 
Reichsmark beim Überschreiten der deutschen 
Grenze vor. Stellt man diese Beträge nach den 
Vorschriften der Währungsreform um, so er- 
geben sich in der Regel nur Bagatellbeträge. 
Außerdem hatte der Soldat im allgemeinen 
keinen Anspruch auf ausländische Zahlungs- 
mittel. Diese wurden vielmehr allein zur 
Deckung des täglichen Bedarfs ausgegeben. 
Ferner würde es bei denjenigen früheren 
Wehrmachtsangehörigen, denen bei der Ge- 
fangennahme alles Geld ohne Quittung abge- 
nommen worden war, berechtigte Kritik her- 
vorrufen, wenn sie wegen der Unmöglichkeit 
eines Nachweises über ihre Bargeldverluste 
von der Entschädigung ausgeschlossen blieben. 
Im übrigen würde jede andere gesetzliche Re- 
gelung erhebliche Rückwirkungen auf andere 
Nachkriegsgesetze, insbesondere auf das LAG, 
haben oder jedenfalls zu Berufungen führen. 

Nummern 4 und 5 

107. Diese Vorschriften entsprechen der Regelung 
des § 8 Abs. 2 Nrn. 2 und 5 FG. 
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Nummer 6 

108. In Abweichung von § 8 Abs. 2 Nr. 4 FG sind 
grundsätzlich nur die Schäden nicht entschädi- 
gungsfähig, für welche nach innerdeutschen 
Vorschriften Entschädigungszahlungen von 
mehr als 50 vom Hundert gewährt worden 
sind oder werden. Sämtliche Leistungen frem- 
der Staaten, gleichgültig ob sie in Form von 
Naturalrückgaben oder durch Herausgabe von 
Liquidations- oder Versteigerungserlösen oder 
durch Zahlungen aus dem fremden Haushalt 
erfolgen, sollen nicht entschädigungsmindernd 
(§ 33 Abs. 1 Nr. 3), sondern nur schadensmin- 
dernd {§ 27) wirken. Eine Regelung im Sinne 
des FG, nach der die Entschädigungszahlungen 
der fremden Staaten wie die innerdeutschen 
Entschädigungszahlungen zum Ausschluß von 
der Entschädigung oder zur Kürzung der Ent- 
schädigung führen, ist für das Reparations- 
schädengesetz nicht vertretbar; denn sie könnte 
uns bei den Verhandlungen über die Freigabe 
des deutschen Vermögens oder der Liquida- 
tionserlöse entgegengehalten werden. Außer- 
dem sollten Entschädigungszahlungen und 
Naturalrückgaben nicht verschieden behandelt 
werden. 

Nummer 1 

109. Mit dieser Vorschrift wird die Abgeltung von 
Schäden auf Grund des Besatzungsschäden- 
abgeltungsgesetzes, soweit Entschädigungen 
bis zum Inkrafttreten des Reparationsschäden- 
gesetzes gewährt worden sind, als endgültig 
angesehen. Noch nicht abgewickelte Fälle von 
Besatzungsschäden, die gleichzeitig Schäden im 
Sinne der §§ 2 bis 4 dieses Gesetzes sind, wer- 
den nur noch nach diesem Gesetz entschädigt, 
sofern es sich nicht um Drittschäden im Sinne 
des § 13 Abs. 1 Nr. 2 handelt. 

Nummer 8 

110. Diese Vorschrift folgt der Regelung des § 12 
Abs. 6 LAG in Verbindung mit § 11 Abs. 2 
Nr. 2 LAG. 

Nummer 9 

111. Die Gründe für den Ausschluß der Geld- und 
Versicherungsinstitute vom Ablösungsverfah- 
ren nach § 32 Abs. 1 Nr. 3 AKG rechtfertigen 
auch die Nichtberücksichtigung ihrer Schäden 
in diesem Gesetz. 

Nummer 10 

112. Die Vorschrift knüpft an den Begriff des Resti- 
tutionsschadens (§ 3) an und schließt die Schä- 
den an unrechtmäßig beschafften oder fortge- 
führten Wirtschaftsgütern aus. Damit wird für 
diesen Sondertatbestand der allgemein gel- 
tende Grundsatz herausgestellt, daß keine 
Schäden an Wirtschaftsgütern anerkannt wer- 
den können, deren Erwerb nach deutscher Auf- 
fassung nicht im Einklang mit der Rechtsord- 
nung stand. 


Nummer 11 

113. Auf die Begündungen zu den §§ 7 (Tz. 61) und 
14 Abs. 1 Nr. 10 (Tz. 112) wird Bezug genom- 
men. 

Zu § 14 Abs. 2 

114. Bereits in § 3 Abs. 1 Nr. 1 AKG brachte der 
Gesetzgeber zum Ausdruck, daß selbstver- 
ständlich nur die sogenannten loyalen Rück- 
erstattungs- und Rückgriffspflichtigen berück- 
sichtigt werden können. Nummer 2 wiederholt 
insofern zunächst nur die seinerzeitige Ab- 
grenzung dieses Personenkreises und bestimmt 
dann, was unter einer „angemessenen Gegen- 
leistung" zu verstehen ist, insbesondere im 
Hinblick auf die Frage nach ihrer Höhe im 
Verhältnis zu dem Wert des der Rückerstat- 
tung unterliegenden Wirtschaftsguts. Dabei 
wird der Begriff „gemeiner Wert" durch den 
Begriff „ Verkehrswert" erläutert. Diese Gleich- 
stellung entspricht der Fassung des § 141 
Abs. 1 des Bundesbaugesetzes vom 23. Juni 
1960 (BGBl. I S. 341). Der steuerliche Einheits- 
wert kann für die Ermittlung des Mindestbe- 
trags nicht zugrunde gelegt werden, da dieser 
Wert wirtschaftlich nicht als angemessener 
Kaufpreis angesehen werden kann. Im übrigen 
entspricht die Regelung in Nummer 1 den Vor- 
schriften des Lastenausgleichsrechts. 

Zu § 14 Abs. 3 

115. Diese Vorschrift dient der Klarstellung, unter 
welchen Voraussetzungen ein Rückerstattungs- 
schaden anerkannt werden kann. Die Voraus- 
setzung, daß die Durchsetzung eines Rück- 
griffanspruchs nicht möglich oder nicht zumut- 
bar ist, beruht auf dem allgemeinen Gedan- 
ken, daß für einen Schaden dann keine Ent- 
schädigung gewährt werden kann, wenn der 
Betroffene ihn anderweit ausgleichen kann. 
Vgl. Tz. 55. 

Zu § 15 

116. Diese Regelung für die Schäden an Vermö- 
gensgegenständen, die in Ausnutzung der 
nationalsozialistischen Gewaltherrschaft er- 
worben worden sind, verweist auf die bereits 
geltenden Vorschriften des Lastenausgleichs- 
rechts. Die dort betroffene Regelung darüber, 
ob, inwieweit, in welcher Form und von wem 
Kriegssachschäden, Vertreibungsschäden und 
Ostschäden an Wirtschaftsgütern geltend ge- 
macht werden können, die in Ausnutzung der 
nationalsozialistischen Gewaltherrschaft er- 
worben oder im Sinne der Rückerstattungsge- 
setze entzogen worden sind, kann ohne weite- 
res auch für die Berücksichtigung von Repa- 
rationsschäden, Restitutionsschäden und Zer- 
störungsschäden nach diesem Gesetz übernom- 
men werden. Dagegen sind hinsichtlich der 
Rückerstattungsschäden die vergleichbaren 
Ausschlußtatbestände in § 14 Abs. 2 geregelt; 
vgl. dazu Tz. 114. 
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Zu § 16 

117. Die Vorschrift dient der übersichtlichen Glie- 
derung des Gesetzes. 

Zu § 17 

118. Die Zuordnung der Schäden ergibt sich aus 
§ 8. Waren an einem Wirtschaftsgut im Zeit- 
punkt des Schadenseintritts mehrere Personen 
als Eigentümer (§ 8 Abs. 1 und 2), wie es z. B. 
bei einer Erbengemeinschaft oder einer OHG 
der Fall ist, beteiligt, so kann für die Scha- 
densberechnung nur ihr Anteil an dem Wirt- 
schaftsgut maßgebend sein, wie es auch § 6 
FG vorschreibt. 

Zu § 18 

119. Die Reparations-, Restitutions- und Zerstö- 
rungsschäden in den deutschen Ostgebieten 
und im Ausland sind den Vertreibungsschäden 
und Ostschäden, die Reparations-, Restitutions-, 
Zerstörungs- und Rückerstattungsschäden im 
Geltungsbereich dieses Gesetzes sind den 
Kriegssachschäden vergleichbar. Deshalb lehnt 
sich die vorgesehene Schadensberechnung 
eng an die entsprechenden Vorschriften in den 
§§ 12 bis 14 FG an. Unterschiede ergeben sich 
lediglich aus technischen Gründen für die Be- 
sonderheiten bei den Zwangseinschlägen und 
-exporten von Holz (vgl. Tz. 120) und hinsicht- 
lich der Schadensberechnung für vor dem 1. Ja- 
nuar 1940 und für nach dem Währungsstiditag 
im Inland entstandene Schäden. Für die letzt- 
genannten Fälle enthält das FG keine Rege- 
lung. Die Vorschriften passen sich an die 
Grundsätze des FG insofern an, als bei Schäden 
vor dem 1. Januar 1940 der Anfangsvergleichs- 
wert erhöht und bei Schäden nach dem Wäh- 
rungsstichtag der Endvergleichswert gekürzt 
wird, um die vor oder nach diesen Stichtagen 
eingetretenen Schäden zu berücksichtigen. 

120. Auch für die Berechnung der Schäden, die 
durch Zwangseinschläge und -exporte von 
Holz entstanden sind, werden nach Absatz 2 
die Einheitswerte zugrunde gelegt. Die Vor- 
schrift geht auch in den Fällen der Nummer 2, 
in denen der Einheitswert infolge des Holz- 
zuwachses nicht in einem dem Schaden ent- 
sprechenden Ausmaß fortgeschrieben worden 
ist, nicht vom Prinzip des Einheitswertver- 
gleichs ab. Sie stellt dem unverändert belas- 
senen Anfangsvergleichswert in diesen Fällen 
nur einen an die besonderen Verhältnisse der 
forstwirtschaftlichen Betriebe angepaßten End- 
vergleichswert gegenüber, um den Schaden 
nach den Maßstäben der Einheitsbewertung 
voll zu erfassen. Erforderlich ist diese Rege- 
lung auch deshalb, weil dieses Gesetz Scha- 
denstatbestände aus der Zeit nach der Wäh- 
rungsreform erfaßt, bei denen die auf die Scha- 
densberücksichtigung besonders abgestellten 
Vorschriften ^es sogenannten Fortschreibungs- 
gesetzes nicht mehr zum Zuge kommen. 


Zu den §§ 19 bis 21 

121. Diese Vorschriften entsprechen der Regelung 
in den §§ 15, 17 und 18 FG. 

Zu § 22 

122. Auf die Begründung zu § 11 Abs. 3 unter Tz. 
76 wird Bezug genommen. 

123. Allein die Tatsache, daß die Urheberrechte und 
die ihnen vergleichbaren Rechte nach der Schä- 
digung tatsächlich verwertet worden sind und 
über diese Verwertung der Wert des Rechts 
meßbar geworden ist, gibt eine brauchbare 
Möglichkeit für die Schadensberechnung. Ihr 
kann jedoch nicht der durch einen Feindver- 
mögensverwalter oder durch Dritte, denen 
das Recht überlassen worden ist, erzielte Er- 
lös zugrunde gelegt werden. Dieser Erlös 
kann vielmehr lediglich als Merkmal für die 
Tatsache, daß das Urheberrecht rückschauend 
betrachtet einen Wert auch im Zeitpunkt der 
Schädigung verkörperte und für die Anerken- 
nung als berücksichtigungsfähiges Wirtschafts- 
gut benutzt werden. Der Erlös gibt nur einen 
Hilfsmaßstab für die in § 22 vorgeschriebene 
Berechnung. Dieser Hilfswert muß aber noch 
durch einen Höchstbetrag begrenzt werden, da- 
mit die Schadensberechnung für die bezeichne- 
ten Rechte bei einem Vergleich mit den Scha- 
densberechnungen auf der Grundlage der Ein- 
heitswerte (§ 18) und der 13. FeststellungsDV 
für die Verluste an eigenen Erzeugnissen zu 
keinem insofern unbilligen Ergebnis führt. 


Zu § 23 

124. Die Vorschrift ist den Grundsätzen des FG über 
die Schadensberechnung nachgebildet. Wäh- 
rend für die Reparations-, Restitutions- und Zer- 
störungsschäden eine Anlehnung an die ent- 
sprechenden Regelungen des FG ohne weiteres 
möglich ist, bedarf es bei Rückerstattungsschä- 
den einer eingehenden ergänzenden Regelung 
für die Behandlung der Verbindlichkeiten, 
die mit dem im Rückerstattungsverfahren er- 
faßten Wirtschaftsgut Zusammenhängen, sowie 
sonstiger Leistungen, die der Rückerstattungs- 
berechtigte an den Rückerstattungspflichtigen 
bewirkt. Die übernommenen Verbindlichkeiten 
und die gewährten Leistungen führen zu einem 
vollen oder teilweisen Ausgleich des Rück- 
erstattungsschadens und müssen deshalb in der 
vorgesehenen Weise abgezogen werden. Ab- 
satz 2 stellt klar, daß die Vorschrift über den 
Schadenshöchstbetrag erst nach Abzug der in 
Absatz 1 aufgeführten Beträge anzuwenden ist. 

Zu § 24 

125. In den Fällen der §§ 18 ff. ist es möglich, daß 
an ein und demselben Wirtschaftsgut Schäden 
im Sinne dieses Gesetzes und Schäden im 
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Sinne des FG entstanden sind. Zunächst muß 
der Gesamtschaden berechnet werden, um eine 
unterschiedliche Behandlung yon Geschädigten 
mit verschiedenartigen Schäden und Geschä- 
digten mit Schäden gleicher Art am gleichen 
Objekt zu vermeiden. Dann muß aber der nach 
dem FG festgestellte Betrag abgezogen wer- 
den, um den Restbetrag, welcher nach diesem 
Gesetz noch zu regeln ist, festzustellen. 

126. Die weitere Vorschrift, nach der in die Scha- 
densberechnung für die Rückerstattungsgeschä- 
digten die Kriegssachschäden und ggfs, auch 
die Besatzungsschäden, welche vor der Rück- 
erstattung eingetreten sind, einbezogen blei- 
ben, kann zwar zu einer Doppelleistung inso- 
weit führen, als auch der Rückerstattungsbe- 
rechtigte wegen dieser Schäden entschädigt 
wird. Es ist aber nicht gerechtfertigt, deshalb 
bei einem Rückerstattungspflichtigen entspre- 
chende Abzüge zu machen; denn das würde 
ggfs, dazu führen, daß dem Rückerstattungs- 
pflichtigen aus dem gleichzeitigen Vorliegen 
eines Kriegssachschadens oder eines Besat- 
zungsschadens Nachteile erwachsen. 

Zu den §§ 25 und 26 

127. Diese Vorschriften folgen den Regelungen in 
den §§ 20 und 21 FG. 

Zu§ 27 

128. Diese Vorschrift knüpft an den an sich selbst- 
verständlichen Gedanken an, der in § 26 aus- 
gesprochen wird, daß sich der Schaden um den 
Wert der erhaltengebliebenen Teile verrin- 
gert. Insoweit liegt kein Schaden vor. Den glei- 
chen Gedanken bringt § 27 für den Fall eines 
vollen oder teilweisen Schadensausgleichs von 
dritter Seite zum Ausdruck. Auch in diesem 
Fall kann nur der Schaden anerkannt werden, 
der nach Abzug der Leistungen verbleibt, 
gleichgültig ob es sich um Leistungen eines 
Regreß- oder Schadenersatzpflichtigen han- 
delt. Es bedarf nicht einmal einer Rechtsver- 
pflichtung zum Schadensausgleich. Unerheblich 
ist auch, ob der Schadensausgleich durch Rück- 
gabe der weggenommenen Wirtschaftsgüter in 
Natur durch Herausgabe der Liquidations- 
erlöse erfolgte; der Schaden kann z. B. auch 
durch Zuteilung von Ersatzvermögen ausgegli- 
chen sein. Für alle diese Fälle sah bereits § 342 
LAG das Wiederaufnahmeverfahren vor. Durch 
§ 27 wird eine gleichmäßige Behandlung sicher- 
gestellt. Im übrigen wird auf die Begründung 
zu § 14 Abs. 1 Nr. 6 unter Tz. 108 verwiesen. 

Zu § 28 

129. Für die Fälle der §§ 5 und 7 bedarf es einer 
Sondervorschrift über die Schadensberechnung 
bei Ersatzleistungen eines Rückerstattungs- 
oder Rückgriffspflichtigen und bei Ersatzlei- 
stungen zum Zwecke der Schadensabwendung. 


Da es sich um gleichartige Tatbestände han- 
delt, kann nur eine einheitliche Regelung ge- 
troffen werden. Bei der Schadensberechnung 
ist vom gemeinen Wert (Verkehrswert) auszu- 
gehen, da dieser Wert den Vereinbarungen 
über die Ersatzleistungen in der Regel zu- 
grunde gelegt wurde, und da die Geschädigten 
an Stelle eines Grundstücks oder eines ande- 
ren Wirtschaftsguts, das von der Rückerstat- 
tungsgesetzgebung betroffen wurde, oder des- 
sen Wegnahme auf Grund der Maßnahmen der 
fremden Staaten oder der Besatzungsmächte 
drohte, ganz andere Wirtschaftsgüter, meist 
Geld, hingegeben haben. Durch die Höchst- 
betragsberechnung im letzten Absatz wird 
sichergestellt, daß der Ersatzleistende nicht bes- 
ser behandelt wird als der durch eine Rück- 
erstattung in Natur oder durch Demontage- oder 
andere Zwangsmaßnahmen Geschädigte. 

Zu§ 29 

130. Hier wird auf die Regelung des § 22 FG ver- 
wiesen. Wenn auch die Überschrift wie die 
des § 22 FG lautet, so soll doch durch den Ge- 
setzestext selbst jedes Mißverständnis dar- 
über beseitigt werden, daß hierdurch nicht nur 
eine frühere Vermögenserklärung, sondern 
auch die Nichtabgabe einer solchen Erklärung 
entsprechend zu berücksichtigen ist. Da nach 
den vermögensteuer- und bewertungsrecht- 
lichen Bestimmungen der Finanzverwaltung 
das im feindlichen Ausland belegene Vermö- 
gen nicht mitzubewerten war, mußte die stren- 
gere Fassung des § 22 FG aufgelockert wer- 
den; denn aus Vereinfachungsgründen wurden 
diese Vermögenswerte vielfach nicht mehr in 
die Vermögenserklärungen aufgenommen. 

Zu § 30 

131. In dieser Vorschrift wird der Inhalt des neuen 
Abschnitts zum Zwecke einer besseren Über- 
sicht wie in den ersten Vorschriften der vor- 
angehenden Abschnitte zusammengefaßt. 

Zu § 31 

132. Die Regelung des Absatzes 1 für die Schäden, 
die nach diesem Gesetz berechnet werden, ist 
der Regelung des § 245 LAG nachgebildet. Die 
weitere Zusammenfassung nach Absatz 2 mit 
den Schäden, für welche das LAG Hauptent- 
schädigung vorsieht, ergibt sich aus der Ver- 
klammerung der nach dem LAG bereits gere- 
gelten Schäden mit den nach diesem Gesetz 
noch zu regelnden Schäden in diesem Gesetz. 
Hierdurch wird verhindert, daß ein Geschä- 
digter mit verschiedenartigen Schäden eine 
höhere Entschädigung erhält als derjenige Ge- 
schädigte, dem gleich hohe, aber nur unter das 
LAG oder nur unter dieses Gesetz fallende 
Schäden entstanden sind. Der Vorbehalt in Ab- 
satz 1 Satz 1 entspricht dem Vorbehalt in § 245 
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Satz 1 LAG; er weist darauf hin, daß Schäden 
an privatrechtlichen geldwerten Ansprüchen, 
die Sparanlagen im Sinne des ASpG waren, 
nach § 34 entsprechend § 249 a LAG mit dem 
Sparerzuschlag abgegolten werden. 

133. Nach dem letzten Halbsatz des Absatzes 1 Nr. 
3 soll bei einem Rückerstattungsschaden nach 
dem Währungsstichtag die Minderung der 
Hypothekengewinnabgabe auch dann im Sinne 
der Vorschrift abgezogen werden, wenn sie be- 
reits beim Verfolgten berücksichtigt worden ist. 
Die Doppelberücksichtigung ergibt sich aus der 
Regelung des § 24, nach der bei der Berech- 
nung des Rückerstattungsschadens der Kriegs- 
sachschaden als nicht eingetreten behandelt 
wird. Deshalb muß sich dann auch der Rück- 
erstattungsgeschädigte den wegen Kriegssach- 
schadens gewährten Vorteil durch die Minde- 
rung der Hypothekengewinnabgabe schadens- 
mindernd entgegenhalten lassen. Dem steht die 
Regelung des § 23 Abs. 1 Nr. 1 Buchstabe a 
nicht entgegen, weil danach nur der Betrag 
abzuziehen ist, der nach Minderung der Hypo- 
thekengewinnabgabe als Verbindlichkeit ver- 
bleibt. 

Zu § 32 

134. Diese Vorschrift übernimmt den Entschädi- 
gungstarif des § 246 LAG. 

Zu § 33 Abs. 1 

135. Die Regelung des Vermögensvergleichs nach 
Nr. 1 ist § 249 Abs. 1 LAG nachgebildet. Es ist 
nicht gerechtfertigt, daß Personen, die wesent- 
liche Teile ihres Vermögens gerettet oder wie- 
dergebildet haben, eine Entschädigung erhal- 
ten. Sie würden sonst unvergleichlich besser 
stehen als Personen, die bei gleichem Scha- 
densbetrag einen Totalschaden existenzver- 
nichtender Art erlitten haben. 

Zu § 33 Abs. 2 

136. Die Reihenfolge der Kürzungen ergab sich aus 
einer entsprechenden Anwendung des § 249 
Abs. 4 LAG. Auf die Neunte Verordnung über 
Ausgleichsleistungen nach dem LAG vom 
22. Oktober 1954 (BGBL I S. 1380) wird ver- 
wiesen. 

Zu § 34 

137. Vertreibungsschäden und Ostschäden an pri- 
vatrechtlichen geldwerten Ansprüchen werden 
regelmäßig nicht in den Schadensbetrag im 
Sinne des § 245 LAG einbezogen und damit 
auch nicht mit Hauptentschädigung nach 
§ 246 LAG abgegolten, wenn es sich dabei 
dem Grunde nach um Sparanlagen im Sinne 
des Altsparergesetzes gehandelt hat. Für 
sie wird nach § 249 a LAG ein zusätzlicher 


Grundbetrag der Hauptentschädigung gewährt, 
der in aller Regel dem Betrag in Deutscher 
Mark entspricht, auf den die Sparanlage bei 
Anwendung der für den Geltungsbereich des 
Grundgesetzes geltenden Umstellungsvor- 
schriften umzustellen gewesen wäre, zuzüglich 
des Betrages der auf die Sparanlage nach dem 
Altsparergesetz in Betracht kommt. Für Wäh- 
rungen, die in Anlage 2 zur 19. LeistungsDV- 
LA aufgeführt sind, ergeben sich nach § 249 a 
LAG noch günstigere Entschädigungssätze; An- 
spruchsverluste in Währungen nach Anlage 1 
zur 19. LeistungsDV-LA werden dagegen aus- 
nahmslos wie Sachwertverluste behandelt. 
§ 34 dieses Gesetzes verweist auf die entspre- 
chende Anwendung des § 249 a LAG. Absatz 2 
stellt sicher, daß ,§ 249 a LAG beim Zusammen- 
treffen von Schäden im Sinne des Absatzes 1 
mit Vertreibungsschäden und Ostschäden an 
Sparanlagen auf sämtliche Schäden an Spar- 
anlagen angewandt und die Hauptentschädi- 
gung, die sich nach § 249 a LAG ergibt, abge- 
zogen wird. Dies entspricht § 31 Abs. 2 (vgl. 
Tz. 132). Darüber hinaus wird sichergestellt, 
daß wegen der Reparationsschäden an Spar- 
anlagen auch § 249 a Abs. 4 LAG (Einbeziehung 
in den Schadensbetrag nach § 31) zur Anwen- 
dung kommen kann. 

Zu§ 35 

138. Rechtsansprüche auf Entschädigung werden für 
diejenigen Geschädigten, die nach anderen Ge- 
setzen für in diesem Gesetz geregelte Schä- 
den noch keinen Rechtsanspruch erworben ha- 
ben, erst durch dieses Gesetz begründet. Erst 
durch die rechtskräftige Zuerkennung erhält 
der Berechtigte einen konkreten Entschädi- 
gungsanspruch. Vorher hat er lediglich einen 
„Anspruch" auf Prüfung seines Antrags und 
ggfs, auf einen Zuerkennungsbescheid. 

139. Absatz 1 folgt der Regelung des § 250 Abs. 1 
LAG über die formelle Zuerkennung des Ent- 
schädigungsanspruchs, dessen Höhe sich nach 
den vorangehenden Vorschriften dieses Geset- 
zes bestimmt; dabei darf aber nicht übersehen 
werden, daß die Voraussetzungen des § 36 vor- 
liegen müssen. 

140. Nach § 232 Abs. 2 LAG, das am 14. August 1952 
erlassen wurde, gilt der Rechtsanspruch auf 
Hauptentschädigung als mit dem 1. April 1952 
in der Person des Geschädigten entstanden. 

Dem folgt die Vorschrift des Absatzes 2 und 
läßt den nach diesem Gesetz zuerkannten (kon- 
kretisierten) Anspruch auf Entschädigung als 
mit dem Inkrafttreten dieses Gesetzes ent- 
standen gelten. Die Bedeutung dieses Stich- 
tags ergibt sich aus dem Zusammenhang mit 
Absatz 1. Danach wird der Anspruch auf Ent- 
schädigung dem unmittelbar Geschädigten oder 
seinen im Zeitpunkt des Inkrafttretens die- 
ses Gesetzes lebenden Erben zuerkannt. Bei 
Todesfällen vor Inkrafttreten des Gesetzes ent- 
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steht der Anspruch originär in der Person der 
im Zeitpunkt des Inkrafttretens vorhandenen 
Erben. Bei Todesfällen nach diesem Zeitpunkt 
wird dagegen der Anspruch des Verstorbenen 
als Teil des Nachlasses vererbt. Eine der Fol- 
gen dieser Unterscheidung ist, daß bei Todes- 
fällen nach dem Inkrafttreten des Gesetzes als 
Erben auch juristische Personen berücksichtigt 
werden können. 

Ein Sonderfall war dagegen in den Fällen des 
§ 35 Abs. 2 abweichend zu regeln, wenn in den 
Fällen des § 36 Abs. 2 Satz 2 die Vorausset- 
zungen für die Zuerkennung des Anspruchs in 
der Person von Erben erst nach dem Inkraft- 
treten des Gesetzes entstehen, müssen in die- 
sem Fall, da in der Person des Verstorbenen 
die Voraussetzungen nicht vorliegen, eine Ent- 
schädigung aber gewährt werden soll, die Er- 
ben als Anspruchsberechtigte behandelt wer- 
den. 


Zu § 36 

141. Nach § 12 muß der Schaden einer natürlichen 
Person entstanden sein. Nach § 36 Abs. 1 muß 
auch der Anspruchsberechtigte im Sinne des 
§ 35 eine natürliche Person sein. Das entspricht 
der Regelung des § 229 Abs. 3 LAG. Auf Tz. 
91 wird verwiesen. 

142. In § 36 Abs. 2 bis 6 werden als Voraussetzun- 
gen für die Zuerkennung des Anspruchs auf 
Entschädigung bestimmte Aufenthaltsvoraus- 
setzungen gefordert, eine Regelung, die sich 
an § 230 LAG anschließt. Während der § 12 des 
Gesetzes bestimmte persönliche Merkmale für 
den Zeitpunkt der Schädigung bei Verlusten 
im Ausland und in den deutschen Ostgebieten 
fordert, sind für diese Fälle in § 36 diejenigen 
Merkmale zusammengestellt, die in Zeiträu- 
men nach der Schädigung nachgewiesen sein 
müssen. 

Das 1952 ergangene LAG setzt für die Geltend- 
machung der Vertreibungs- und Ostschäden 
einen Aufenthalt im Geltungsbereich des 
Grundgesetzes oder in Berlin (West) am 31. De- 
zember 1952 voraus (Ausnahme für Aussiedler, 
Heimkehrer, Sowjetzonenflüchtlinge). Neben 
den dem LAG entsprechenden Aufenthaltsvor- 
aussetzungen (§ 36 Abs. 2) wird in Absatz 3 
wegen der zwischenzeitlichen Entwicklung auch 
das Vorliegen von Aufenthaltsvoraussetzun- 
gen für den Anspruchsberechtigten im Zeit- 
punkt des Inkrafttretens des Gesetzes gefor- 
dert. 

Das LAG konnte die Entschädigungsregelung 
für die überwiegend in den Ost-Vertreibungs- 
gebieten entstandenen Schäden auf die Per- 
sonen begrenzen, welche sich am Stichtag in 
der Bundesrepublik aufhielten. In diesem Ge- 
setz liegt aber der Schwerpunkt, soweit Aus- 
landsverluste in Betracht kommen, bei den 
Schäden im westlichen Ausland, aus dem nur 
wenige Personen vertrieben worden sind. Des- 


halb sind nach näherer Abgrenzung des Geset- 
zes die Personen einbezogen worden, welche 
sich noch oder wieder im westlichen Ausland 
aufhalten. Damit werden auch im westlichen 
Ausland befindliche Vertriebene berücksichtigt, 
die die Stichtagsvoraussetzungen des LAG nicht 
erfüllen. Hierdurch wird ein Anschluß an die 
Stichtagsregelung des LAG für Vertriebene er- 
reicht. 

Die Absätze 2 und 3 regeln die Aufenthalts- 
voraussetzungen, die jeder Antragsteller er- 
füllen muß, wenn im Ausland oder in den 
deutschen Ostgebieten entstandene Schäden 
geltend gemacht werden. Sind diese Voraus- 
setzungen nicht erfüllt, so bedarf es in diesen 
Fällen keiner weiteren Prüfung für die Ableh- 
nung eines Entschädigungsanspruchs. Wenn 
die bezeichneten Schäden nicht einem deutschen 
Staatsangehörigen, sondern einem deutschen 
Volkszugehörigen im Sinne des § 12 Abs. 2 
Nr. 2 entstanden sind, so wird in § 36 Abs. 4 
für die Zuerkennung einer Entschädigung als 
weitere Voraussetzung eine engere rechtliche 
oder tatsächliche Beziehung zur Bundesrepu- 
blik verlangt. 

Ausschlaggebend für die Aufenthaltsregelung 
ist, daß die Bundesrepublik nicht in der Lage 
ist und daß es auch nicht als ihre Aufgabe an- 
gesehen werden kann, die Gesamtheit aller 
durch den Krieg und den Zusammenbruch ent- 
standenen Schäden allein zu tragen. Insbeson- 
dere kann es nicht ihre Aufgabe sein, alle 
deutschen Volkszugehörigen, die in aller Welt 
geschädigt worden sind, zu berücksichtigen 
(vgl. Tz. 94, 95). 

143. Im einzelnen ergibt sich aus § 36 für die Schä- 
den im Ausland und in den deutschen Ostge- 
bieten folgendes: 

Bei einem deutschen Staatsangehörigen (§ 12 
Abs. 2 Nr. 1 und Abs. 3) genügt für die Zu- 
erkennung eines Anspruchs auf Entschädigung, 
wenn der unmittelbar Geschädigte bzw. bei 
dessen Ableben seine Rechtsnachfolger die 
Voraussetzungen der Absätze 2 und 3 erfüllen. 
Das gleiche gilt nach Maßgabe des Absatzes 4 
Nr. 1 bei einem deutschen Volkszugehörigen, 
der im Zeitpunkt des Schadenseintritts nicht 
deutscher Staatsangehöriger war (§ 12 Abs. 2 
Nr. 2), wenn der unmittelbar Geschädigte oder 
seine Rechtsnachfolger am 31. Dezember 1961 
deutscher Staatsangehöriger war (Abs. 4 
Satz 1 Nr. 1 letzter Satz). 

Neben der Erfüllung der Voraussetzungen des 
zweiten oder fünften Absatzes müssen die An- 
spruchsberechtigten, also die unmittelbar Ge- 
schädigten oder ihre Rechtsnachfolger, nach 
Absatz 3 auch im Zeitpunkt des Inkrafttretens 
dieses Gesetzes ihren Aufenthalt im Geltungs- 
bereich des Gesetzes oder in Staaten gehabt 
haben, weiche die Regierung der Bundesrepu- 
blik Deutschland am 1. April 1956 anerkannt 
hatten. Damit scheiden solche Personen aus, 
die in der Zwischenzeit in die Sowjetische Be- 
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Satzungszone oder in Staaten abgewandert 
sind, welche die Bundesrepublik Deutschland 
nicht anerkannt hatten. Volksdeutsche, die die 
deutsche Staatsangehörigkeit im Zeitpunkt 
des Schadenseintritts nicht besaßen, müssen 
die in Absatz 4 geforderten Zusatzvorausset- 
zungen erfüllen, d. h. sie müssen entweder 
zwischenzeitlich die deutsche Staatsangehörig- 
keit erworben oder sie müssen sich an be- 
stimmten Stichtagen oder eine bestimmte Zeit 
lang im Geltungsbereich des Gesetzes aufgehal- 
ten haben. 

144. Absatz 6 trägt dem Umstand Rechnung, daß in 
einzelnen Staaten, die die Bundesrepublik am 
1. April 1956 nicht anerkannt hatten, vergleich- 
bare Verhältnisse vorliegen können. 

Zu § 37 

145. Der durch § 37 vorgeschriebene Zuschlag ent- 
spricht der Regelung des § 251 LAG. Da sich 
die gesamte Regelung nach den Grundsätzen 
des LAG richtet, kann der in diesem Gesetz 
erfaßte Personenkreis nicht schlechter als die 
unter das LAG fallenden Geschädigten behan- 
delt werden. Der Umstand, daß die Regelung 
des Reparationsschädengesetzes erst jetzt er- 
folgt, kann zu keiner vom LAG abweichenden 
Bemessung des Zuschlags führen, zumal diese 
späte Regelung ohnehin bereits zu Härten für 
die Betroffenen geführt hat. 

Zu § 38 

146. Soweit Leistungen im Rahmen von überbrük- 
kungsmaßnahmen nach dem AKG und dem 
LAG sowie nach den Richtlinien der Bundes- 
regierung (Bundesanzeiger Nr. 185 vom 
24. September 1960 und Nr. 122 vom 3. Juli 
1962) gewährt worden sind, ergibt sich deren 
Anrechnung aus dem Charakter dieser Maß- 
nahmen. 

147. Der Wiederaufbau der geschädigten Wirt- 
schaft wurde durch spezielle Remontagekredit- 
programme und auch im Rahmen allgemeiner 
Kreditmaßnahmen gefördert (Bund, Länder, 
ERP-Vermögen). Verlangt wurde in jedem Fall 
Förderungswürdigkeit. Die Kredite im Rahmen 
der allgemeinen Maßnahmen blieben nicht auf 
Geschädigte beschränkt. Für die Anrechnung 
der genannten Kredite hat sich ein gangbarer 
Weg nach der Sach- und Rechtslage nicht fin- 
den lassen. Der Anrechnung stehen u, a. ver- 
tragliche Regelungen (Einschaltung der Banken 
mit Eigenrisiko sowie die Vertragsklauseln, 
die die Rückzahlbarkeit vom wirtschaftlichen 
Erfolg abhängig machen) entgegen. 

148. Eine Anrechnung von Abschreibungen, die 
Reparationsgeschädigte auf Grund des Allge- 

• meinen Bilanzsteuerrechts — Sonderabschrei- 
bungsmöglichkeiten haben nicht bestanden ■ — 
seinerzeit auf die Vermögensverluste vorge- 
nommen haben, wurde erwogen, erschien aber 


nicht möglich. Solche Abschreibungen wirkten 
sich steuerlich nur in den Fällen aus, in denen 
entsprechende Gewinne ausgewiesen wurden, 
aus denen Abschreibungsverluste gedeckt wer- 
den konnten. Schließlich fehlt es häufig an 
Unterlagen, da die Steuerakten aus der hier 
in Betracht kommenden Zeit vor und nach der 
Währungsreform meist vernichtet worden sind. 


Zu § 39 

149. Vorbild für diese Vorschrift ist die Regelung 
des § 252 LAG. Die jeweils geltende Weisung 
des Präsidenten des Bundesausgleichsamts 
über die Erfüllung der Hauptentschädigung 
wird hiernach grundsätzlich anwendbar. 

Da der Kapitalmarkt in erster Linie der Finan- 
zierung neuer Investitionen der Wirtschaft und 
der öffentlichen Hand und nicht der Finanzie- 
rung von Entschädigungsleistungen dienen 
soll, wurde der in Absatz 5 vorgesehene 
Höchstbetrag, um den Kapitalmarkt nicht zu 
überfordern, auf 500 Millionen DM festgelegt. 
Dabei war auch zu berücksichtigen, daß bereits 
in § 252 Abs. 5 LAG ein Betrag von 4 Mrd. DM 
zur Begründung von Spareinlagen, zur Aus- 
gabe von Schuldverschreibungen und Eintra- 
gung von Schuldbuchforderungen für die nach 
dem LAG Berechtigten vorgesehen ist. 


Zu § 40 

150. Diese Vorschrift richtet sich nach der Regelung 
des § 244 LAG. Abtretungen von Ansprüchen 
auf Entschädigung vor der Zuerkennung sind 
hiernach nicht unwirksam. Mit der Zuerken- 
nung des Anspruchs wird der abgetretene An- 
spruch aber erst konkretisiert. 


Zu § 41 

151. Diese Vorschrift soll die Bereinigung der For- 
derungen des ehemaligen Deutschen Reichs ge- 
gen Schuldner, denen Ansprüche auf Entschä- 
digung nach diesem Gesetz zuerkannt werden, 
erleichtern. Diese Schuldner haben bisher in 
Erwartung einer Rcparationsschädenregelung 
die Reichsforderungen nicht erfüllt. Eine Ver- 
rechnung der gegenseitigen Ansprüche nach 
Inkrafttreten dieses Gesetzes würde die Berei- 
nigung wesentlich beschleunigen. In Absatz 1 
ist vorgesehen, daß der zuerkannte Anspruch 
auf Entschädigung verrechnet werden kann, 
auch soweit er für eine anderweitige Erfüllung 
noch nicht fällig ist. Dadurch soll klargestellt 
werden, daß auch die Verrechnung eine Form 
der Erfüllung des Entschädigungsanspruchs ist, 
und daß nicht erst besondere Freigaberege- 
lungen des Präsidenten des Bundesausgleichs- 
amts, z. B. durch Weisung nach § 252 LAG, er- 
forderlich sind. Die verschiedenen Zeitpunkte 
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des Wirksamwerdens der Verrechnung in Ab- 
satz 2 sind notwendig, da Fälle denkbar sind, 
in denen Forderungen erst nach dem Zeitpunkt 
der Zuerkennung des Entschädigungsanspruchs 
bekanntwerden. Ein Wirksamwerden der Ver- 
rechnung zum Zeitpunkt der Zuerkennung des 
Entschädigungsanspruchs könnte z. B. zur Fol- 
ge haben, daß bereits ausgezahlte Zinsen nach- 
träglich ihre Rechtsgrundlage verlieren. Um 
zu vermeiden, daß eine nach Inkrafttreten die- 
ses Gesetzes erfolgte Abtretung, Verpfändung 
oder Pfändung des Anspruchs auf Entschädi- 
gung eine Verrechnung unmöglich macht, ist 
die Aufnahme der Bestimmung des Absatzes 3 
erforderlich. Eine Forderung des Deutschen 
Reichs gegen den Zessionär kann nicht mit dem 
ihm abgetretenen Zahlungsanspruch verrech- 
net werden. Die bürgerlich-rechtlichen Vor- 
schriften über die Aufrechnung werden durch 
§ 41 nicht ausgeschlossen. 


Zu den §§ 42 bis 48 

152. Für diese Vorschriften sind die Regelungen 
des LAG und des FG über die Organisation 
und das Verfahren maßgebend gewesen. In- 
folgedessen konnte weitgehend, insbesondere 
in § 44, auf diese Regelungen verwiesen wer- 
den. 


Zu § 42 

153. Bei der engen Anlehnung der materiellen Vor- 
schriften dieser Regelung an das LAG erscheint 
es geboten, auch seine Durchführung den Aus- 
gleichsbehörden zu übertragen. Deshalb folgt 
diese Vorschrift den Regelungen in den §§ 305 
und 319 LAG. Die gemischte Verwaltung von 
Bund und Ländern und die Ermächtigung zur 
Übertragung von Befugnissen auf das Bundes- 
ausgleichsamt gemäß Artikel 120 a GG ist im 
Hinblick auf den Zweck und den Charakter 
dieser Regelung zulässig, da Artikel 120 a GG 
nicht nur auf das LAG, sondern auch auf alle 
Gesetze anwendbar ist, die der Durchführung 
des Lastenausgleichs im weiteren Sinne dienen. 
Der Ausschluß der Mitwirkung des Kontroll- 
ausschusses und des Ständigen Beirats ist eine 
Folge der Regelung des § 50, nach der die Mit- | 
tel für die Durchführung dieses Gesetzes nicht ' 
aus dem Ausgleichsfonds, sondern unmittelbar j 
aus dem Bundeshaushalt fließen. Auch die I 
Härteregelung des AKG enthält gleichlautende I 
Organisationsvorschriften. j 


Zu § 43 

154. Im Hinblick darauf, daß die Durchführung die- 
ses Gesetzes der Ausgleichsverwaltung über- 
tragen wird, bietet es sich an, die an den Ver- 


fahren nach dem LAG und dem FG beteiligten 
Vertreter der Interessen des Ausgleichsfonds 
mit der Wahrung der Interessen des Bundes 
auch im Rahmen dieses Gesetzes zu beauftra- 
gen. 


Zu § 44 

155. Auf die allgemeinen Ausführungen unter Tz. 
152 wird Bezug genommen. Auf Grund der 
entsprechenden Anwendung der Vorschriften 
des Dritten bis Fünften Abschnitts des FG und 
des Dreizehnten Abschnitts des Dritten Teils 
des LAG gelten die gemäß § 327 Abs. 2 LAG in 
Verbindung mit der 4. LeistungsDV-LA aus- 
gesprochenen Zulassungen für eine geschäfts- 
mäßige Vertretung im Verfahren vor den Aus- 
gleichsbehörden auch für die Verfahren vor 
den Ausgleichsbehörden nach diesem Gesetz. 


Zu § 45 

156. Die Regelung des § 45 in Verbindung mit 
§ 17 Abs. 2 des Gesetzes lehnen sich eng an 
§ 31 Abs. 2 und 6 des Feststellungsgesetzes an. 
Waren an einem Wirtschaftsgut mehrere Per- 
sonen beteiligt oder waren an Gesellschaften 
mehrere Personen als Mitunternehmer betei- 
ligt, so genügt die Feststellung im Rahmen der 
Entscheidung über die Entschädigung des ein- 
zelnen Geschädigten nicht. Es muß vielmehr 
einheitlich festgestellt werden, ob und in wel- 
cher Höhe eine Person an Wirtschaftsgütern 
oder Unternehmen im Zeitpunkt der Schädi- 
gung mitbeteiligt war. Es muß aber auch 
zwangsläufig die Entscheidung über diese Fest- 
stellung gegenüber allen Beteiligten einheit- 
lich ergehen, da andernfalls die Rechtsmittel- 
verfahren sachlich und prozessual auseinander- 
fallen würden. Aus diesen Gründen bedarf es 
einer Feststellung gegenüber allen Beteiligten, 
auf der dann für jeden einzelnen Beteiligten 
die Entschädigungsberechnung aufgebaut wird. 

Entsprechendes gilt für die Feststellung der 
Verluste an Anteilen an Kapitalgesellschaften, 
da der Wert des Anteils mit bindender Wir- 
kung für alle Anteilseigner einheitlich festge- 
stellt werden muß. 


157. Durch Absatz 3 wird vorgeschrieben, daß die 
Wertansätze und Beträge für die Schadens- 
berechnung, die bereits in den nach § 36 Abs. 4 
FG durchgeführten Verfahren ermittelt worden 
sind, auch für den Kreis der unter dieses Ge- 
setz fallenden Geschädigten verbindlich sind. 
Damit wird eine Wiederholung dieser Ver- 
fahren vermieden. Weil die Feststellungsbe- 
scheide entweder anerkannt oder im Rechts- 
mittelverfahren überprüft worden sind, kann 
davon ausgegangen werden, daß eine neue 
Feststellung nicht erforderlich ist. 
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Zu den §§ 46 bis 48 

158, Diese Regelungen entsprechen den Vorschrif- 
ten des LAG, des FG und den dazugehörigen 
Durchführungsbestimmungen. 


Zu § 49 

159. Absatz 1 hat nur klarstellende Bedeutung. So- 
weit durch Feststellungsurteile Ansprüche nach 
Maßgabe von Enteignungsgrundsätzen als be- 
rechtigt anerkannt worden sind — wie be- 
sonders in den sogenannten Holzeinschlags- 
fällen — , ist in den Urteilen auf die noch aus- 
stehende gesetzliche Regelung hingewiesen 
worden, die das Reparationsschädengesetz 
nunmehr bringt. Die Inhaber solcher rechts- 
kräftiger Feststellungsurteile gegenüber der 
allgemeinen Regelung ausdrücklich zu begün- 
stigen oder den Gerichten die Festsetzung der 
Entschädigung in Bindung an ihre Feststel- 
lungsurteile zu überlassen, wäre nicht ange- 
messen. Eine entsprechende Regelung für Lei- 
stungsurteile ist nicht erforderlich, da § 3 AKG 
insoweit einen allgemeinen Klagestopp ange- 
ordnet hatte. Im übrigen unterliegen Urteile, in 
denen ein Anspruch gegen das Deutsche Reich, 
z. B. ein Regreßanspruch aus Artikel 39 brit, 
REG festgestellt oder das Deutsche Reich zu , 
einer Leistung verurteilt worden ist, der Rege- | 
lung des § 1 AKG. Auch hierfür bedarf es 
keiner weiteren Vorschrift. 

160. Absatz 2 trägt dem allgemeinen Grundsatz 
Rechnung, daß bei Erledigung eines anhängi- 
gen Rechtsstreits durch Änderung der Ge- 
setzeslage ein angemessener Kostenausgleich 
stattzufinden hat. 


Zu § 50 

161. Die Mittel für die Leistungen nach diesem Ge- 
setz können nicht dem Sondervermögen Aus- 
gleichsfonds des Bundes (§ 5 LAG) entnom- 
men werden, da die in diesem Fonds zugeführ- 
ten Sonderabgaben ausschließlich für die Ge- 
schädigten im Sinne des LAG, vor allem für 
die Vertriebenen und die Kriegssachgeschädig- 
ten, aufgebracht worden sind. 

162. Die Vorschriften über die Bewirtschaftung der 
Mittel sind der Regelung des LAG angepaßt. 
Soweit sie davon abweichen, ergeben sie sich 
zwingend daraus, daß die Mittel aus dem Bun- 
deshaushalt bereitgestellt werden müssen. 
Dies gilt insbesondere für das nach Absatz 2 
vorgesehene Weisungsrecht des Bundesmini- 
sters der Finanzen. 

Zu § 51 

163. Die Regelung des Absatzes 1 soll den Besitz- 
stand wahren. Auf die Begründung zu § 58 
Tz. 181 wird Bezug genommen. 


164. Nach § 85 AKG werden Wiederaufbau- oder 
Ausbauvorhaben durch die Gewährung von 
Darlehen gefördert, soweit private Unterneh- 
men durch Schäden im Sinne dieses Gesetzes 
in ihrer wirtschaftlichen Entwicklung noch er- 
heblich behindert sind. Dabei handelt es sich 
um wirtschaftsfördernde Maßnahmen, die zu- 
nächst weiter erforderlich erscheinen, insbe- 
sondere auch für die juristischen Personen, die 
als solche nach § 12 Abs. 1 des Gesetzes keine 
Entschädigung erhalten. 

Zu § 52 

165. Die Vorschrift beruht im wesentlichen auf fol- 
genden Erwägungen: 

1. Für Notlagefälle sind bereits die Härte- 
regelungen des AKG und des § 10 der 
14. Novelle zum LAG geschaffen worden. 
Eine weitere Härteregelimg im gleichen 
Umfang erscheint nicht mehr erforderlich. 

2. Eine Billigkeitsregelimg sollte die Ent- 
schädigungsregelung dieses Gesetzes grund- 
sätzlich nicht durch Erweiterung der Scha- 
denstatbestände oder durch Aufgabe der 
persönlichen und sachlichen Voraussetzun- 
gen der vorangehenden Abschnitte auf- 
weichen, da sonst die Gefahr einer grenzen- 
losen Ausweitung besteht. Deshalb sind 
u. a. Schäden, die nicht mit dem zweiten 
Weltkrieg im Zusamenhang stehen, außer 
Betracht geblieben. § 52 hält auch an den 
Stichtags- und Belegenheitsvoraussetzun- 
gen sowie an den Wirtschaftsgüterkatalo- 
gen des § 11, abgesehen vom Hausrat, und 
an den Ausschlußkatalogen der §§ 13, 14 
und 15 fest. 

3. Vor allem erscheint es nicht erforderlich, 
eine neue Rentenquelle zu schaffen. Die 
Gewährung von Unterhaltshilfen nach dem 
LAG hat einen besonderen Sinn; die so- 
ziale Regelung für die große Anzahl der 
hilfebedürftigen Vertriebenen und Kriegs- 
sachgeschädigten konnte den Ländern und 
Gemeinden nicht allein überlassen bleiben. 
Inzwischen ist auch eine entsprechende so- 
ziale Regelung für die Geschädigten im 
Sinne dieses Gesetzes durch den Vierten 
Teil des AKG getroffen worden. Die Unter- 
haltsbeihilfen nach dem AKG sollten zwar 
nach § 73 Abs. 4 AKG mit dem Inkraft- 
treten des vorbehaltenen Gesetzes aus- 
laufen; die nach AKG laufenden Beihilfen 
werden jedoch nach § 51 Abs. 1 weiterge- 
währt. Im übrigen kann auch fernerhin Ver- 
triebenen und Umsiedlern, welche bisher 
unberücksichtigt geblieben sind, im Rah- 
men des § 10 der 14. in der Fassung der 
16. Novelle zum LAG eine Unterhaltsbei- 
hilfe zugebilligt werden. In den wenigen 
Fällen, in denen darüber hinaus eine Un- 
terhaltsbeihilfe noch erforderlich sein sollte, 
erscheint es nunmehr nicht unbillig, auf die 
soziale Fürsorge zu verweisen. 
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166. Nach den unter Tz, 165 aufgestellten Grund- 
sätzen, die auch von den Vertretern der Länder 
gebilligt wurden, kann das Schwergewicht der 
noch in Betracht kommenden Härteregelung 
nur bei der Gewährung von Beihilfen zum 
Existenzaufbau liegen. Mit derartigen Leistun- 
gen würde auch für alle in diesem Gesetz ge- 
regelten Fälle einem zusätzlichen Bedürfnis 
für Beihilfen zum Aufbau oder Wiederaufbau 
einer wirtschaftlichen Existenz Rechnung ge- 
tragen werden können, soweit die Folgen der 
Schädigung noch fortwirken, eine Eingliede- 
rung bisher nicht möglich war und die Ent- 
schädigung dafür nicht ausreicht. Dieses Be- 
dürfnis besteht in gewissem Umfang weiter- 
hin, da die Kredithilfen nach § 85 AKG, die 
nach § 51 Abs. 2 noch bis 31. Dezember 1965 
beantragt werden können, nicht auf die 
Kreditbedürfnisse des geschädigten Mittel- 
standes zugeschnitten sind, sondern im wesent- 
lichen der Finanzierung volkswirtschaftlich be- 
deutsamer Vorhaben geschädigter größerer 
Unternehmen dienen sollen. 

167. Neben den Darlehen zum Existenzaufbau sieht 
§ 52 noch Ausbildungs- und Hausratbeihilfen 
vor, soweit dies zur Vermeidung von Härten 
geboten erscheint. Die Möglichkeit, Ausbil- 
dungsbeihilfen zu gewähren, entspricht dem 
Gedanken der Berufsförderung, soweit die 
Mittel den Geschädigten dazu fehlen sollten. 
Die Gewährung von Hausratbeihilfen ist vor 
allem deshalb vorgesehen, weil Schäden durch 
Restitution von Hausrat nach der Härterege- 
lung des AKG nicht berücksichtigt werden 
konnten, auch wenn die entsprechende An- 
wendung der LA-Grundsätze eine Entschädi- 
gung nahegelegt hätte, 

168. Gegenüber der Entschädigungsregelung dieses 
Gesetzes hat § 52 insofern einschränkende 
Tendenz, als nur Leistungen an den engeren 
Familienkreis des unmittelbar Geschädigten 
vorgesehen sind; hierfür war § 72 AKG idas 
Vorbild. Eine Ausnahme von den unter Tz. 165 
Nr. 2 dargestellten Grundsätzen erschien je- 
doch im Rahmen einer Billigkeitsregelung für 
Hausratschäden (Tz. 167) sowie — nach Vor- 
bild des § 1 Abs. 2 Nr. 3 der 2. LeistungsDV- 
LA — für Schäden von Westberlinern im 
Sowjetsektor von Berlin geboten. 


Zu § 53 

169. Das Gesetz sieht eine Entschädigung für juri- 
stische Personen nicht vor. Es läßt auch keine 
Ausnahme für eine in Form einer Kapitalge- 
sellschaft betriebene Familiengesellschaft oder 
eine Einmann-GmbH zu. Dies entspricht der 
Regelung des LAG, bei der ebenfalls juristische 
Personen schlechthin ausgeschlossen sind. 

Andererseits ist bei Familiengesellschaften, 
die in der Form einer juristischen Person be- 
trieben werden, und bei Einmann-GmbH's un- 


verkennbar, daß nicht selten in der Person der 
Anteilseigner eine Existenzvernichtung oder 
eine Existenzgefährdung eingetreten ist, welche 
mit den Schäden, die natürliche Personen als 
Mitglieder einer Personengesellschaft oder 
Einzelfirma erlitten haben, vergleichbar ist. 
Auch nach dem LAG können in solchen Fällen 
gemäß § 245 Abs. 1 letzter Satz Aufbaudar- 
lehen gewährt werden. Da eine solche Dar- 
lehensgewährung an natürliche Personen nach 
§ 52 des Gesetzes möglich ist, erschien es an- 
gezeigt, diese Möglichkeit auch für die An- 
teilseigner der genannten Gesellschaften zu er- 
öffnen, wenn die Anteilseigner nicht bereits 
nach den vorangehenden Bestimmungen eine 
Entschädigung erhalten können. Da die Auf- 
baudarlehen nach Maßgabe des § 52 gewährt 
werden, müssen insbesondere auch die Vor- 
aussetzungen des § 52 Abs. 3 gegeben sein. 


Zu § 54 

170. Die Sondervorschriften für das Land Berlin 
tragen den abweichenden Verhältnissen bei 
der Währungsumstellung in Berlin Rechnung. 


Zu § 55 

171, Die Sondervorschriften für das Saarland be- 
rücksichtigen einmal, daß die Reichsmark im 
Saarland schon 1947 durch den Franken abge- 
löst wurde, und zum anderen, daß das Saar- 
land bis zur wirtschaftlichen Eingliederung, 
auch auf dem Gebiet der Kriegsschädenliqui- 
dation, besondere Wege gegangen ist. 


Zu § 56 

172. In den in Absatz 1 Nr. 1 angesprochenen Fäl- 
len ist davon auszugehen, daß durch die Rück- 
gabe der Wirtschaftsgüter oder durch die Er- 
satzleistung bei gleichzeitiger Befreiung von 
der Vermögensabgabe — gemessen an den 
Abgeltungsmaßstäben dieses Gesetzes — der 
Schaden ausgeglichen ist. Infolgedessen ist für 
eine Entschädigung in der Regel kein Raum 
mehr. Auf Tz. 176 wird verwiesen. 

173, Die Vorschrift des Absatzes 1 Nr. 2 entspricht 
den deutsch-österreichischen Vereinbarungen. 
Danach obliegt es der Republik Österreich, die 
Vermögensverluste der Vertriebenen und Um- 
siedler in den deutschen Ostgebieten und im 
Ausland, die im Zusammenhang mit den Er- 
eignissen des zweiten Weltkrieges und dessen 
Folgen eingetreten sind, zu regeln, soweit es 
sich nicht um die Fälle des Artikels 8 Abs. 1 
des deutsch-österreichischen Finanz- und Aus- 
gleichsvertrags handelt. Diese Fälle sind durch 
Artikel 4 des Zustimmungsgesetzes zu diesem 
Vertrag anderweitig geregelt. Die Mehrzahl 
der österreichischen Staatsangehörigen ist be- 
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reits durch die Regelungen in den §§ 12 und 
36 von einer Entschädigung nach diesem Ge- 
setz ausgeschlossen. Sofern Personen im Zeit- 
punkt der Unterzeichnung des genannten Ver- 
trags österreichische Staatsangehörige waren 
und nicht von den genannten Vorschriften er- 
faßt werden, rechtfertigt sich der Ausschluß 
nach Absatz 1 Nr. 3 unter dem Gesichtspunkt 
der Gleichbehandlung und im Hinblick auf 
Artikel 24 des deutsch-österreichischen Finanz- 
und Ausgleichsvertrags. Die Geltendmachung 
von Demontageschäden österreichischer Staats- 
angehöriger an ihren Vermögenswerten in der 
Bundesrepublik Deutschland wird durch § 56 
nicht ausgeschlossen. Das entspricht der Rege- 
lung des § 12. Auf die Begründung unter Tz. 92 
wird hingewiesen. Im übrigen ist die Gleich- 
stellung der österreichischen Demontagege- 
schädigten mit den deutschen Demontagege- 
schädigten auch im Schlußprotokoll des ge- 
nannten Vertrags zugesichert worden. 

174. Absatz 1 Nr. 3 entspricht insofern gleichfalls 
den deutsch-österreichischen Vereinbarungen, 
da in den österreichischen Regelungen des 
Kriegs- und Verfolgungssachschädengesetzes 
und des Besatzungsschädengesetzes nunmehr 
auch die deutschen Staatsangehörigen mit 
Schäden berücksichtigt werden, die unter die 
Tatbestände dieses Gesetzes fallen können. 

175. Durch Absatz 2 wird sichergestellt, daß die in 
Österreich wohnenden nichtvertriebenen Liqui- 
dationsgeschädigten, weiche die Vorausset- 
zungen dieses Gesetzes erfüllen, wie die in 
Österreich ansässigen Vertriebenen behan- 
delt werden. Dem gleichen Zweck dient die 
Anrechnung der im letzten Halbsatz genann- 
ten Leistungen. 

176. Die Regelung des Absatzes 1 Nr. 1 ist dann 
nicht gerechtfertigt, wenn die Vergünstigung 
bei der Vermögensabgabe einen Restschaden 
nicht voll abgedeckt hat. Danach scheint es 
angezeigt, den (Geschädigten ein Antragsrecht 
im Sinne des Absatzes 3 zuzugestehen. Eine 
insofern günstige Behandlung der Betroffenen 
kann nur im Sinne der diesbezüglichen Ver- 
einbarungen mit den auswärtigen Staaten lie- 
gen. Die Regelung des Absatzes 3 geht von 
folgenden Erwägungen aus: 

177. Die Vergünstigung auf dem Gebiet der Ver- 
mögensabgabe ist im Ergebnis einer Vorweg- 
entschädigung gleichzuachten; es ist daher ge- 
boten, sie auf den Grundbetrag der Entschädi- 
gung anzurechnen. Das Gewicht der Vergün- 
stigung ist um so größer, je früher die Rück- 
gabe erfolgt ist; die Wertermittlung soll daher 
auf den Zeitpunkt erfolgen, von dem ab der 
Vierteljahrsbetrag der Vermögensabgabe nach 
Maßgabe des Vierten D-Markbilanzergän- 
zungsgesetzes voll zu erheben sein würde, 
wenn die Freistellung nicht erfolgt wäre. Der 
Zeitwert soll nach den für die Vermögensab- 
gabe maßgebenden Vorschriften, also unter 
Zugrundelegung eines vierteljährlichen Zins- 


fußes von H/s V. H., ermittelt werden. Wenn 
ein Geschädigter mehrere Schäden erlitten hat 
und der Anrechnungsbetrag höher ist als der 
auf Schäden im Sinne des Absatzes 1 Nr. 1 
entfallende Zuwachs an Entschädigung, so soll 
sich die Anrechnung nach Satz 4 nicht in einer 
Kürzung der auf die anderen Schäden entfal- 
lenden Entschädigung auswirken. 

178. Der Verzicht auf die Erfassung des freigege- 
benen Vermögens bzw. des ausgeschütteten 
Liquidationserlöses durch die Vermögensab- 
gabe stellt eine echte Vergünstigung nur für 
diejenigen Abgabepflichtigen dar, die ohne die 
Befreiung mit diesen Werten tatsächlich zur Ver- 
mögensabgabe heranzuziehen gewesen wären. 
Dies trifft nur im Rahmen des Vierten D-Mark- 
bilanzergänzungsgesetzes, und zwar in den 
Fällen zu, in denen buchführende Gewerbetrei- 
bende das Vermögen im Ausland in derD-Mark- 
eröffnungsbilanz auszuweisen hatten. Soweit 
es sich dagegen bei dem Vermögen im Aus- 
land um Privatvermögen handelt, hätte schon 
nach allgemeinen Grundsätzen keine Möglich- 
keit einer Erfassung dieser Werte durch die 
Vermögensabgabe bestanden. In diesen Fäl- 
len ist ein Anrechnungsbetrag nicht festzustel- 
len. 

Zu § 57 

179. Mit dem Erlaß dieses Gesetzes wird die in 
§ 366 Abs. 1 LAG vorbehaltene Sonderrege- 
lung für Kriegs- und Kriegsfolgeschäden gegen- 
standslos. 

Aber auch Absatz 2 von § 366 LAG muß ge- 
strichen werden; denn nach § 13 Abs. 1 Nr. 1 
gewährt das Gesetz keine Entschädigung für 
Schäden, die nach dem LAG als Vertreibungs- 
schäden, Kriegssachschäden oder Ostschäden 
geltend gemacht werden können. Soweit nach 
dem LAG bereits Entschädigungen zuerkannt 
worden sind, welche jetzt nach diesem Gesetz 
zu entschädigen wären, soll es bei den getrof- 
fenen Entscheidungen sein Bewenden haben. 
Bei der geringen Anzahl derartiger Grenzfälle 
wäre eine Erstattung und Verrechnung zwi- 
schen Bundeshaushalt und Ausgleichsfonds 
schon wegen des damit verbundenen Verwal- 
tungsaufwands untunlich. 

180. Die Änderung nach Absatz 2 ist im Hinblick 
auf die Ausschließlichkeitsvorschrift des § 10 
der 14. Novelle zum LAG erforderlich, da die 
Vertreibungsschäden nach § 2 Abs. 3 Repara- 
tionsschäden sind. 


Zu § 58 

181. Die Aufhebung des § 73 Abs. 4 AKG, nach der 
die Unterhaltsbeihilfe längstens bis zum In- 
krafttreten des vorliegenden Gesetzes gewährt 
werden kann, erscheint für diese Notlagefälle 
angezeigt, da eine Entziehung dieser Leistung 
zu sozialen Härten führen würde. 
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Zu § 59 

182. Nach § 3 Abs. 1 Nr. 1 des Besatzungsschäden- 
abgeltungsgesetzes sind die Schäden infolge 
von Maßnahmen zum Zwecke der Reparation, 
Restitution und der Beseitigung des Kriegs- 
potentials nicht entschädigungsfähig. § 59 paßt 
diese Ausschlußvorschrift lediglich an die ent- 
sprechenden Bestimmungen dieses Gesetzent- 
wurfs an. Da § 4 nur von der Beseitigung des 
deutschen Wirtschaftspotentials spricht, bedarf 
es des Zusatzes, nach dem im Besatzungs- 
schädenrecht auch Schäden an Kriegspotential, 
das nicht zum Wirtschaftspotential gerechnet 
werden kann, weiterhin unberücksichtigt blei- 
ben sollen. Auf die Begründung unter Tz. 51 
wird verwiesen. Mit Rücksicht auf § 13 Abs. 2 
ist der letzte Halbsatz der Neufassung des Ge- 
setzes über die Abgeltung von Besatzungs- 
schäden erforderlich, um eine Unklarheit dar- 
über auszuräumen, daß Drittschäden nach dem 
Besatzungsschädenrecht wie bisher auch fer- 
nerhin abzugelten sind. 

Zu § 60 

183. Bei bilanzierenden Steuerpflichtigen sind die 
Entschädigungsleistungen für Schäden, die vor 
dem 21. Juni 1948 eingetreten sind, auf Grund 
des Vierten D-Markbilanzergänzungsgesetzes 
erfolgsneutral einzubuchen. Es spielt dabei 
keine Rolle, ob die Wirtschaftsgüter, für deren 
Verlust die Entschädigung gewährt wurde, 
seinerzeit steuerlich erfolgswirksam abge- 
schrieben worden sind. Aus diesem Grunde 
läßt sich eine unterschiedliche Behandlung der 
Entschädigungsleistungen bei den übrigen 
Steuerpflichtigen auch nach diesem Gesetzent- 
wurf nicht rechtfertigen. Die Vorschrift sieht 
deshalb vor, daß sämtliche Entschädigungs- 
leistungen steuerfrei vereinnahmt werden kön- 
nen. Überdies wäre eine andere Regelung 
schwer durchführbar, da die seinerzeitigen 
steuerlichen Auswirkungen im Einzelfall jetzt 
kaum mehr festzustellen sind. Die Vorschrift 
entspricht der Regelung des § 370 LAG. 

Zu § 61 

184. Absatz 1 entspricht Artikel 80 Abs. 2 GG. Im 
übrigen wird auf § 367 LAG hingewiesen. 


Zu § 62 

185. Diese Vorschrift ist erforderlich, damit des 
jeweils geltende Lastenausgleichsrecht, auf das 
in diesem Gesetz Bezug genommen wird, auch 
für dieses Gesetz anwendbar ist. 

Zu den §§ 63 und 64 

186. Diese Vorschriften, die auch in den sonstigen 
Gesetzen enthalten sind, bedürfen keiner wei- 
teren Begründung. 


DRITTER TEIL 

Finanzielle Auswirkungen 

I. Berechnung 
des Schadensumfangs 

187. Der Umfang aller in diesem Gesetz behan- 
delten Schäden kann mit Bestimmtheit nicht 
angegeben werden; denn für einen Teil von 
ihm stehen keine ausreichenden Unterlagen 
zur Verfügung. Der Schätzung des finanziellen 
Aufwands für die Durchführung des Gesetz- 
entwurfs können nur diejenigen Schäden zu- 
grunde gelegt werden, die für eine Entschädi- 
gung nach diesem Entwurf in Betracht kom- 
men („entschädigungsfähige Schäden"). Daher 
sind in der folgenden Übersicht bei der Be- 
rechnung des Schadensumfangs insbesondere 
folgende Schäden unberücksichtigt geblieben: 

a) die Schäden in der Sowjetzone (§11 Abs. 1), 

b) die Masse der Verluste an geistigem Eigen- 
tum im Hinblick auf die Abgrenzung in 
§ 11 Abs. 3 Nr. 2 Buchsitabe d und in § 22, 

c) die Schäden, die nach dem LAG geltend 
gemacht werden können (§13 Abs. 1 Nr. 1), 

d) die Nutzungs- und mittelbaren Schäden 
(§ 14 Abs. 1 Nr. 1), 

e) die nach § 14 Abs. 2 nicht entschädigungs- 
fähigen Rückerstattungsschäden der illoya- 
len Rückerstattungsverpflichteten. 
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188. Dies vorausgeschickt, wird der Umfang der 

Schäden in gemeinen Werten auf der Preis- 
basis 1938 wie folgt geschätzt: 


Natürliche | Juristische 
Personen | Personen 

Millionen RM 

Insgesamt 

1. Reparations- und Restitutionsschäden 




a) im Bundesgebiet 

987 

3 395 

4 382 

b) Holz- und sonstige Zwangsexporte 

300 

100 

400 

c) im Ausland (ohne Schäden nach der Nr. 1 
Buchstaben e bis h) 

2 958 

9 720 

12 678 

d) Vermögensverluste von Nichtvertriebenen in 
den deutschen Ostgebieten ostwärts der 
Oder-Neiße-Linie 

10 

50 

60 

e) Vermögensverluste der Umsiedlungsgeschä- 
digtcn 

152 

— 

152 

f) Nichtantrittsschäden 

600 

— 

600 

g) Vermögensverluste der Nichtstichtagsvertrie- 
benen 

300 



300 

h) Schäden an Urheberrechten 

100 

— 

100 

i) Schäden juristischer Personen in den deut- 
schen Ostgebieten ostwärts der Oder-Neiße- 
Linie (Ostschäden im Sinne des § 14 LAG) 


800 

800 

2. Zerstörungsschäden 

150 

360 

510 

3. Rückerstattungsschäden 

1 450 

750 

2 200 


7 007 

15 175 

22 182 


189. Zu der vorstehenden Schadensschätzung ist zu- 
nächst folgendes zu bemerken: Bei den Ver- 
lusten an Einheitswertvermögen (land- und 
forstwirtschaftliches Vermögen, Grundvermö- 
gen und Betriebsvermögen) wurde von den 
Werten ausgegangen, die von den Geschädig- 
ten angemeldet worden sind. Diese Werte be- 
durften einiger Korrekturen, insbesondere des- 
wegen, weil es sich bei ihnen in der Regel 
um Bilanz- und Buchwerte handelte. Forde- 
rungen und Ansprüche sowie Aktien, andere 
Wertpapiere und Beteiligungen sind nach dem 
Nennwert erfaßt. Zwar läßt sich in Wirklich- 
keit der Wert einer Aktie über den Nennwert 
nicht erfassen, jedoch erscheint es bei dieser 
Schätzung mangels brauchbarer Unterlagen ge- 
rechtfertigt, die erheblichen Unterschiede zwi- 
schen guten Aktien weit über dem Nennwert, 
schwachen Aktien unter dem Nennwert und 
wertlosen Aktien über den Ansatz mit dem 
Nennbetrag auszugleichen. Die Umrechnung 
der auf fremde Währung lautenden Forderun- 
gen und Aktien in Reichsmark erfolgte nach 
den amtlichen Kursen der Vorkriegszeit ohne 
Berücksichtigung der Kaufkraftparität. Im übri- 
gen werden die einzelnen Ansätze der vor- 
stehenden Schadensschätzung wie folgt er- 
läutert: 


190. Zu Nummerl Buchstabe a 

Die Grundlage der Schätzung für die Repara- 
tionsschäden im Bundesgebiet (§ 2 Abs. 1 
Nr. 2) und für die Restitutionsschäden (§ 3) 
bildet das Ergebnis der von den Wirtschafts- 
ministerien der Länder für das Bundesgebiet, 
ohne Berlin (West) und ohne Saarland, er- 
stellten Reparationskartei; danach beträgt die 
Summe aller Schäden durch Demontagen, un- 
belegte Entnahmen, Entmilitarisierungsentnah- 
men und ungerechtfertigte Restitutionen 2932 
Millionen RM. Dazu kommen rund 550 Millio- 
nen RM für die Bundesbetriebe, die auf Grund 
einer Umfrage des Bundesschatzministeriums 
geschätzt worden sind. 

Für Berlin (West) sind auf Grund verschiede- 
ner Unterlagen, die in den dort zuständigen 
Behörden beschafft worden sind, als Repara- 
tions- und Restititutionsschäden 

natürlicher Personen 150 Millionen RM 

juristischer Personen 650 Millionen RM 


zusammen 800 Millionen RM 

hinzugesetzt worden. Außerdem sind für 
Schäden im Saarland je 50 Millionen RM bei 
den natürlichen und juristischen Personen zu- 
geschlagen worden. 
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191. Zu Nummer 1 Buchstabe b 

Allein die Verluste durch Holzexporte (§ 2 
Abs. 2) sind von den Geschädigten mit 500 
Millionen RM veranschlagt worden. Hiervon 
entfällt etwa je ein Drittel auf Substanzschä- 
den, auf Nutzungsschäden und auf Währungs- 
schäden. Nach § 14 Abs. 1 Nr. 1 können jedoch 
nur die Substanzschäden berücksichtigt wer- 
den. Wenn man die sonstigen Zwangsexporte 
von Wirtschaftsgütern mit den Holzexporten 
zusammenfaßt, erscheint ein Gesamtbetrag von 
400 Millionen RM für beide Schadensarten an- 
gemessen. 

192. Zu Nummer 1 Buchstabe c 

Die Ausgangszahl für die Schätzung der Repa- 
rationsschäden im Ausland (§ 2 Abs. 1 Nr. 1) 
bildet das Ergebnis der vom Statistischen Bun- 
desamt durchgeführten Auszählung nach der 
Reparationskartei für Auslandsschäden. Diese 
Kartei ist anhand der tabulation lists der 
Alliierten erstellt worden, welche die Anga- 
ben der Geschädigten in den sog. MGAX-An- 
meldungen nach dem MilRegGesetz Nr. 53 zu- 
sammenfassen. Danach betragen die Auslands- 
schäden der natürlichen Personen 2265 Millio- 
nen RM und die der juristischen Personen 
7226 Millionen RM. 

Dieses Ergebnis bedarf einer Korrektur in 
mehrfacher Hinsicht: 

In der Kartei sind auch nur mit der Stückzahl 
angegebene Aktienverluste enthalten. Sie 
sind unter Berücksichtigung der amerikani- 
schen Verhältnisse mit 4 Dollar = 10 RM je 
Stück bewertet worden. Danach ergibt sich ein 
Zuschlag für die natürlichen Personen von 
25 Millionen RM und für die juristischen Per- 
sonen von 17 Millionen RM. 

Da die Reparationskartei für Auslandsschäden 
insofern eine Lücke aufweist, als nur das 
Aktivvermögen, dagegen nicht die Verbind- 
lichkeiten erfaßt sind, müssen vom gemeinen 
Wert des verlorenen land- und forstwrtschaft- 
lichen Vermögens und Grundvermögens die 
Verbindlichkeiten abgesetzt werden. Der Ab- 
zug wird für natürliche Personen mit 100 Mil- 
lionen RM und für juristische Personen mit 
150 Millionen RM geschätzt. 

Bei der Auszählung der Reparationskartei für 
Auslandsschäden sind die Schäden in Öster- 
reich, soweit sie als Rückgabefälle angesehen 
werden konnten, nicht erfaßt werden. Von den 
erfaßten Schäden ist jedoch ein Abschlag für 
Kriegs- und Besatzungsschäden zu machen, die 
nach dem deutsch-österreichischen Finanz- und 
Ausgleichsvertrag vom 21. August 1962 (Bun- 
desgesetzbl. II S. 1041) durch die Republik 
Österreich zu entschädigen sind (§ 56 Abs. 1 
Nr, 3 des Gesetzentwurfs). Dieser Abschlag 
wird für die Schäden natürlicher Personen auf 
5 Millionen RM und die der juristischen Per- 
sonen auf 50 Millionen RM beziffert. 


Bei der Auszählung der Reparationskartei wur- 
den die Länder des Ostblocks weggelassen. Als 
Auslandsschäden im Ostblock sind auf Grund 
einer Erhebung der Studiengesellschaft für 
privatrechtliche Auslandsinteressen 1488 Mil- 
lionen Dollar statistisch erfaßt worden. Davon 
sind die dabei erkannten Vertreibungsschä- 
den in Höhe von 247 Millionen Dollar und dar- 
über hinaus nicht erkannte Vertreibungsschä- 
den in Höhe von 300 Millionen Dollar abzu- 
setzen, so daß reine Auslandsschäden im Ost- 
block in Höhe von 941 Millionen Dollar um- 
gerechnet in RM (1 Dollar = 2,5 RM) 2350 Mil- 
lionen RM verbleiben. Die Erhebung der Stu- 
diengesellschaft über die Schäden in den Ost- 
blockstaaten ist jedoch unvollständig. Es wird 
davon ausgegangen, daß in ihr nur 50 Vo der 
Schäden im Ostblock erfaßt sind. Daher ist der 
Betrag von 2350 Millionen RM um 100 Vo auf 
4700 Millionen RM zu erhöhen. Davon sind 
nach dem Verhältnis, das sich aus den Schäden 
im westlichen Ausland ergibt, für natürliche 
Personen 1118 Millionen RM und für juri- 
stische Personen 3582 Millionen RM anzuset- 
zen. 

Bei der Auszählung sind auch die Schäden in 
Schweden, Schweiz und Portugal weggelassen 
worden. Die Restschäden in diesen Ländern 
werden für die natürlichen Personen mit 
155 Millionen RM und für die juristischen Per- 
sonen mit 495 Millionen RM geschätzt. 

Von den insgesamt sich nunmehr errechnenden 
Auslandsschäden sind für Rückgaben und Rück- 
gabechancen 500 Millionen RM bei den natür- 
lichen Personen und bei den juristischen Per- 
sonen 1100 Millionen RM abgesetzt worden. 

In der Reparationskartei für Auslandsschäden 
sind auch Westvertreibungsschäden enthalten, 
die nach LAG geregelt sind. Sie belaufen sich 
nach Ermittlungen des Bundesaugleichsamtes 
und der o. a. Studiengesellschaft für natürliche 
Personen auf 200 Millionen RM und für juri- 
stische Personen auf 100 Millionen RM. 

Im Ausland zugelassene Kapitalgesellschaften, 
deren Anteilseigner nichtvertriebene Inländer 
waren, haben ihre Vermögensverluste zum 
Teil als Vermögens Verlust einer juristischen 
Person angemeldet. In Wirklichkeit handelt es 
sich bei diesen Fällen aber um Anteilsverluste 
natürlicher Personen. In der Zuordnung der 
Verluste liegt hier also ein Fehler vor, der 
dadurch korrigiert wird, daß ein Betrag von 
200 Millionen RM den Schäden der natürlichen 
Personen zugerechnet wird. 

193. Zu Nummer 1 Buchstabe d 

In der Reparationskartei für Auslandsschäden 
sind Vermögensverluste in den deutschen Ost- 
gebieten nicht erfaßt. Sie sind hinzuzusetzen, 
soweit sie nicht bereits nach dem LAG abge- 
golten werden (§ 13 Abs. 1 Nr. 1). Es ist davon 
auszugehen, daß die Mehrzahl dieser Schäden 
durch das LAG geregelt ist. 


64 



Deutscher Bundestag — 4. Wahlperiode 


Drucksache IV/ 1456 


194. Zu Nummer 1 Buchstabe e 

Die Vermögensverluste der Umsiedlungsge- 
schädigten (§ 2 Abs. 4), sind auf der Grundlage 
der größten bekannten Schadensgruppe auf 
152 Millionen RM geschätzt worden. 

195. Zu Nummer 1 Buchstabe f 

Die „Nichtantrittsschäden" des § 6 Abs. 4 sind 
unter Zugrundelegung von Erfahrungssätzen 
aus dem Bereich des Lastcnausgleichs mit 600 
Millionen RM geschätzt worden. 

196. Zu Nummer 1 Buchstabe g 

Die Anzahl der nach § 36 des Gesetzentwurfs 
antragsberechtigten Personen (Vertriebene und 
Nichtvertriebene) im westlichen Ausland, die 
nicht die Voraussetzungen nach dem LAG er- 
füllen, läßt sich auf etwa 50 000 schätzen. Da- 
von dürften 30 Vo = 15 000 entschädigungs- 
fähige Schäden erlitten haben. Der Durch- 
schnittsschaden wird auf 20 000 RM und die 
gesamte Schadenssumme somit auf 300 Millio- 
nen RM beziffert. 

197. Zu Nummer 1 Buchstabe h 

Im Schriftlichen Bericht des Ausschusses für das 
Besatzungsstatut und auswärtige Angelegen- 
heiten, dem sog. Pfleiderer-Bericht (BT-Druck- 
sache Nr. 3389 der 1. Wahlperiode, wird zu 
den Schäden an Urheberrechten ausgeführt: 

„Die Bewertung des geistigen Eigentums stößt 
auf große Schwierigkeiten. Nach vorsichtigen 
Schätzungen betragen diese Werte, die dem 
Ausland zugute kommen sollen, etwa 15 bis 
18 Milliarden Reichsmark Vorkriegs wert." 

Nach der Abgrenzung der nach diesem Gesetz- 
entwurf entschädigungsfähigen Urheberrechte 
(vgl. Tz. 187) können hierfür höchstens 100 Mil- 
lionen RM veranschlagt werden. 

198. Zu Nummer 2 

In der Reparationskartei sind lediglich die Ent- 
militarisierungsentnahmen (vgl. Tz. 190) erfaßt 
worden. Zerstörungsschäden (§ 4), die aus- 
schließlich durch Vernichtung deutschen Wirt- 
schaftspotentials entstanden sind, wurden da- 
gegen noch nicht berücksichtigt. 

199. Zu Nummer 3 

Es wird angenommen, daß 27 000 natürliche 
Personen und 3000 juristische Personen betrof- 
fen worden sind. Die Schätzung erfolgte an 
Hand einer Aufgliederung nach Wirtschafts- 
gütern (Hausgrundstücke, Betriebe, Wertpa- 
pierfälle abzüglich Verbindlichkeiten). 

II. Berechnung 
des finanziellen Aufwands 

200. Bei der Berechnung des finanziellen Aufwands 
für die Durchführung dieses Gesetzentwurfs 


müssen die Schäden der juristischen Personen 
im Hinblick auf § 12 Abs. 1 außer Betracht blei- 
ben. Deshalb sind nur die in Tz. 188 aufgeführ- 
ten Schäden der natürlichen Personen in Höhe 
von 7007 Millionen RM/DM in Schadensbeträge 
nach dem Feststellungsgesetz umgerechnet 
worden. Die Summe der Schadensbeträge ist 
danach 4772 Millionen, also rund 4,8 Milliarden 
RM/DM. Dieser Betrag ergibt sich aus einer 
Umrechnung der Werte, welche der Berech- 
nung des Schadensumfangs (siehe vorstehend 
unter I.) zugrunde gelegt worden sind, in Ein- 
heitswerte. Soweit es sich um land- und forst- 
wirtschaftliches Vermögen oder Grundver- 
mögen handelt, sind die halben Verbindlich- 
keiten abgesetzt worden. Ferner wird auch 
der Schadenshöchstbetrag bei Betriebsvermö- 
gen (§ 13 Abs. 4 FG und § 18 Abs. 3 des 
Gesetzentwurfs) und die Kaufkraftparität bei 
Anteilsrechten, Forderungen und Ansprüchen, 
die auf fremde Währung lauten, berücksichtigt. 

201. Die Summe der Schadensbeträge in Höhe von 
rd. 4,8 Milliarden RM/DM ist dann auf die sich 
nach den §§ 32 bis 34 des Gesetzentwurfs er- 
gebenden Grundbeträge umzurechnen. Unter 
Berücksichtigung der in § 31 des Gesetzent- 
wurfs vorgesehenen Zusammenfassung der 
Schäden ergibt sich nach der Berechnungsme- 
thode, die das Bundesausgleichsamt für die 
Schätzungen zum LAG anwendet, eine Summe 
von 925 Millionen DM. 


202. Die unter Tz. 201 errechnete Summe von 
925 Millionen DM muß schließlich noch um rd. 
775 Millionen DM erhöht werden, nämlich für 
die Zuschläge nach § 37 Abs. 2 des Gesetz- 
entwurfs und für die Kosten der Vorfinanzie- 
rung. Die finanziellen Aufwendungen für die 
Durchführung des Gesetzentwurfs betragen 
danach rd. 1700 Millionen DM. 


203. Im Hinblick auf die Degression des Entschädi- 
gungstarifs des § 32 des Gesetzentwurfs ist 
nodi nachstehende Übersicht über die Gliede- 
rung der Geschädigten nach der Höhe ihrer 
Vermögensverluste von besonderem Interesse. 
Diese Übersicht erfaßt nicht die Rückerstat- 
tungs- und Zerstörungsschäden, nicht die in 
Tz. 188 unter Nr. 1 Buchstaben b und d bis i 
aufgeführten Schäden und auch nicht die unter 
Tz. 192 erläuterten Zu- und Abschläge. Die 
Übersicht weist vielmehr nur die durch die 
Reparationskarteien belegten Inlands- und 
Auslandsschäden aus, da nur insoweit genaue 
Erhebungen vorliegen. Im übrigen sind bei, 
Tz. 190 Abs. 1 nur 550 Millionen RM für Bun- 
desbetriebe angesetzt worden, während die 
Reparationskartei für Inlandssdiäden — und 
damit auch die nachstehende Übersicht — von 
rd. 800 Millionen RM Schäden ehemals reichs- 
eigener Betriebe ausgeht. 
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Gliederung der Geschädigten nach der Höhe ihrer Vermögensverluste (Vorkriegs werte) 


Inlandsschäden Auslandssdiäden Zusammen 


Größenklassen 
in Millionen DM^)! 

Zahl 

der 

Geschä- 

digten 

V. H. 

Verluste 

in 

Millionen 

RM 

V. H. 

Zahl 

der 

Geschä- 

digten 

V. H. 

Verluste 

in 

Millionen 

RM 

V. H. 

Zahl 

der 

Geschä- 

digten 

V, H. 

Verluste 

in 

Millionen 

RM 

V. H. 

1 t 

2 

3 

4 

5 

6 i 

7 

8 

9 

10 

11 

12 

13 

bis 0,1 

14 902 

89 

163,938 

4,4 

60 160 

93 

607,615 

6,5 

75 062 

92 

771,553 

5,8 

von 0,1 bis 0,5 . 

1 221 

7 

279,417 

7,5 

3 254 

5 

685,493 

7.4 

4 475 

.5,45 

964,910 

7,3 

von 0,5 bis 10 

661 

3,66 

1 422,185 

38,0 

1 213 

h8 

2 234,704 

23,5 

1 874 

2,3 

3 656,889 

27,6 

von 10 bis 50 

51 

0,3 

1 173,357 

31,5 

105 

0,15 i 

2 221,969 

23,4 

^ 156 

0,2 

3 395,326 

25,8 

über 50 1 

7 

0ß4 

693,771 

18,6 

29 

0,05 

3 741,733 

39,3 

36 

0,05 

4 435,504 

33,5 

insgesamt 

16 842 

100 

3 732,668! 100 

i 64 761! 

100 1 

9 491,514| 

100 \ 

81 603 

100 \ 

13 224,182! 100 


auf Grund der Ergebnisse der Reparationskartei der Länder für InlandsscJiäden und der Reparationskartei des Bundes füi 
Auslandsschäden 

2) Demontagen, Entmilitarisierungsentnahmen, unberechtigte Restitutionen in der Bundesrepublik (ohne Rückerstattungs- 
schäden®)) 

®) ohne Verluste im Ostblock, in Schweden, Schweiz und Portugal sowie ohne Verluste in Österreich bis zur Freigabegrenze 

^) Inlandsschäden in Zeitwerten auf Preisbasis 1938, Auslandsschäden nach den Angaben in MGAX- Anmeldungen 

®) Nach Tz. 199 dürfte die Zahl der Rückerstattungsgeschädigten 30 000 sein. Unter Berücksichtigung aller in der Übersicht unter 
Tz. 188 aufgeführten Schäden wird die Gesamtzahl der Fälle etwa 120 000 betragen. Im übrigen ist anzunehmen, daß auch bei 
den Rückerstattungsschäden etwa 90 Vo der Fälle zu der Größenklasse bis zu 100 000 DM gehört. 
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Drucksache lV/1456 


Anlage 2 


Stellungnahme des Bundesrates 


1. In § 47 ist Satz 2 wie folgt zu fassen: 

„Die Ausschlußfrisit darf frühestens fünf Jahre 
nach Inkrafttreten dieses Gesetzes und frühe- 
stens ein Jahr nach Erlaß der Rechtsverordnung 
ab laufen." 

Begründung 

Mit der Änderung soll die Ermächtigung näher 
konkretisiert und außerdem vermieden werden, 
daß das Fristende zu knapp auf den Erlaß der 
Rechtsverordnung folgt. 


2. In § 52 Abs. 6 ist Satz 2 zu streichen. 
Begründung 

Die Vorschrift ist wegen der Bezugnahme auf 
§ 47 in Satz 1 entbehrlich. Im übrigen erscheint 
es fraglich, ob die Frisitsetzung nicht durch 
Rechtsverordnung erfolgen müßte. 
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